






Supermacht China – Die chinesische Weltmacht aus Asien verstehen

Geschichte, Politik, Bildung, Wirtschaft und Militär

©2020, Hermann Rupold

Expertengruppe Verlag

Die Inhalte dieses Buches wurden mit größter Sorgfalt erstellt. Für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Inhalte kann jedoch keine Gewähr übernommen werden. Der Inhalt des Buches repräsentiert die persönliche Erfahrung und Meinung des Autors.

Sämtliche hier dargestellten Inhalte dienen somit ausschließlich der neutralen Information. Sie stellen keinerlei Empfehlung oder Bewerbung der beschriebenen oder erwähnten Methoden dar. Dieses Buch erhebt weder einen Anspruch auf Vollständigkeit, noch kann die Aktualität und Richtigkeit der hier dargebotenen Informationen garantiert werden. Der Autor und die Herausgeber übernehmen keine Haftung für Unannehmlichkeiten oder Schäden, die sich aus der Anwendung der hier dargestellten Information ergeben.


Supermacht China – Die chinesische Weltmacht aus Asien verstehen

Geschichte, Politik, Bildung, Wirtschaft und Militär

Expertengruppe Verlag


Inhaltsverzeichnis


Über den Autor



Vorwort



Die Geschichte Chinas



Ein Blick auf China



Die frühen Kulturen



Die Frühen Dynastien



Die Chinesische Kaiserzeit



Exkurs: China als Inbegriff der Hochkultur



Das Ende der Kaiserzeit



Die Republik China



Die Geburt der Volksrepublik



Exkurs: Mao Zedong – Der Superstar Chinas



Das aktuelle politische System Chinas



Ein Überblick



Formaler Aufbau der Regierung



Administrative Gliederung



Die Bevölkerung Chinas



Exkurs: Belohnungen für Kinderarmut



Exkurs: Anders als im Film: Die China-Towns



Die Religion in China



Demokratieverständnis



Exkurs: Uiguren in China



Das chinesische Rechtssystem



Exkurs: Deutsche Gesetze für chinesische Bürger



Chinas Außenpolitik



Exkurs: China und Deutschland: Stets im Dialog



Exkurs: Territoriale Konflikte im Südchinesischen Meer



Exkurs: Chinas Engagement in Afrika



Gesundheitswesen in China



Exkurs: Mediziner ohne Studium: Die Barfußärzte



Exkurs: Ein Krankenhaus in acht Tagen



Das Bildungssystem in China



Hintergrund des Bildungssystems



Kindergarten



Grundschule



Mittelschule



Studium



Die Wirtschaft Chinas



Allgemeiner Überblick



Regionale Volkswirtschaften



Der Renmimbi



Chinas Landwirtschaft



Der Außenhandel



Exkurs: Die (neue) Seidenstraße



Exkurs: Lost in Translation



Chinas Energiewirtschaft



Die chinesische Kohleindustrie



Chinas Erdöl und Gas



Gold, Erze, Metalle und mehr



Seltene Erden in China



China als Billigland?



Exkurs: Auge um Auge - Der Wirtschaftskrieg zwischen den USA und China



Chinas Stahl



Autos für den Weltmarkt



Exkurs: Autofahren in Fernost



Banken und Aktienhandel



Projekte für die Zukunft Chinas



China und der Klimawandel



Exkurs: Emissionsfreie Energie vs. Ökologie



Das chinesische Steuersystem



China als Dienstleistungsland



Urlaubsland China?



Telekommunikation und Internet



Chinas Lust auf Luxus



Exkurs: Ein bisschen Luxus für gute Freunde



Korruption, Cybercrimes und Übertreibungen



Exkurs: Die Jagd nach virtuellem Gold



Chinas Militärmacht



Die Volksbefreiungsarmee



Chinas Weg zur Atommacht



Schlusswort



Hat Dir mein Buch gefallen?



Quellenangaben



Impressum



Über den Autor

Hermann Rupold lebt seit 3 Jahren zusammen mit seiner Frau Charlotte in Hamburg. Nach zahlreichen Auslandsstationen hauptsächlich in Afrika, Asien und Südamerika ist er an der Elbe zur Ruhe gekommen.

Schon seit dem Studium der Politik­wissen­schaften vor über 25 Jahren beschäftigt er sich mit politischen, gesellschaftlichen und geschicht­lichen Randthemen, die vor der breiten Masse oft verborgen sind, aber wissenschaftlich breit akzeptiert sind. Als Lehrkraft gibt er dieses Wissen nicht nur seinen Schülern und Stu­dierenden weiter, sondern spricht im Rahmen ver­schiedener Publikationen auch die breite Masse der Menschen in Deutschland an.

Bei seinen Büchern liegen ihm solche Themen besonders am Herzen, deren Auswirkungen in vielen Bereichen der Gesellschaft zu spüren sind, die aber trotzdem weitgehend unbekannt sind. Zudem konzentriert er sich auf Themen, bei denen neben allgemeinen wissenschaftlichen Recherchen auch eigene Erfahrungen mit eingebracht werden können. Jede seiner Veröffentlichungen basiert daher neben den unverzichtbaren wissenschaftlichen Grundlagen auch auf ganz persönlichen Erfahrungen und Erkenntnissen. So entstehen nicht nur reine sachliche Abhandlungen, sondern praktische Werke mit breitem Wissen und nützlichen Hinweisen, die leicht verstanden und nachvoll­zogen werden können.

Hermann Rupold erschafft so leicht zu lesende Bücher, die dem Leser in entspannter und angenehmer Atmosphäre einen Einblick in Themenfelder geben, von denen die meisten wenig wissen, aber von denen jeder einzelne sehr profitieren kann.

So möchte er vor allem Neugierde für fremde Kulturen wecken, Vorurteile abbauen und den Leser motivieren, über den eigenen Tellerrand hinaus zu schauen.


Vorwort

Bevor wir die Volksrepublik China näher betrachten, sollten wir uns einer Sache bewusst sein: Das Reich der Mitte ist ein Land, das unterschiedlicher gar nicht sein könnte. Gewaltige Megacities, die an Lebhaftigkeit mit Metropolen wie New York konkurrieren können, treffen auf vollständig ländlich geprägte Regionen, deren Bewirtschaftung kaum genug zum Leben abwirft und die von Hütten einfachster Bauart dominiert sind. Gigantische Autobahnen bestimmen das Bild genauso wie traditionelle Reisterrassen. Ergonomische Fahr­radhelme in smogverhangenen Straßen sind der Gegen­entwurf zum Kegelhut der Bauern im Hinter­land. Trotz dieser Differenz boomt die Wirtschaft im Land wie in keiner zweiten Volkswirtschaft.

In China ist eben vieles möglich – mehrstöckige Gebäude, deren Pläne gerade noch in einem Architektenbüro lagen, sind in acht Tagen hochge­zogen. Internetversand­händler liefern chinesische Produkte für Beträge nach Deutschland, die kaum höher als die Versand­kosten für Paket oder Kuvert sind. Wo bei diesen Geschäften die Gewinnmarge liegt, ist mit unbedarftem Blick kaum nachvollziehbar. Fakt ist: Es ist die Masse an ausgeführten Gütern, die der Volksrepublik zum Titel „Export-Weltmeister“ ver­holfen hat. Eine Auszeichnung, mit der sich über Jahre die Bundesrepublik Deutschland schmücken durfte.

China ist einfach auf der wirtschaftlichen Siegerspur ange­kommen und das in fast allen Branchen. Nahrungsmittel, Automobilindustrie und digitale Technik: Auf allen Produkten prangt das Label „Made in China“. Doch der Preis für den Wirtschaftsboom ist hoch. Auch wenn die Bezeichnung „Volksrepublik“ auf eine tief­greifende Mitbestimmung der Bürger schließen lässt, sieht der Alltag etwas anders aus. Das Land ist de facto eine Diktatur, ein autoritäres System. Arbeitsschutz, Justizsystem und Sozialfürsorge sind mit westlichen Standards nicht vergleichbar.

Und genau das ist der Grund, warum in China die Dinge eben anders sind. Wenn ein Krankenhaus in einer Woche gebaut werden muss, dann geschieht das auch ohne Rücksicht auf Arbeitssicherheit oder geregelte Pausenzeiten. Keine Opposition prangert Missstände an, im Internet gibt es keine freie Social-Media-Plattformen, auf denen über politische Vorgänge kontrovers diskutiert werden könnte. Dennoch: China ist im Hier und Jetzt angekommen und investiert überall und jederzeit. Egal ob in einen neuen Staudamm im chinesischen Hinterland oder das Aufkaufen eines kompletten Auto­fabrikanten in Südkorea. Wenn es um Expansionen, Fusionen oder Übernahmen geht, scheint die Volks­wirtschaft das neue Land der unbegrenzten Möglichkeiten zu sein.

China ist aufgrund dieser Möglichkeiten in vergleichs­weise kurzer Zeit zu einem Riesen der Weltwirtschaft geworden. Im Jahre 2017 führte das Land Waren im Wert von fast 2,3 Billionen US-Dollar aus. Das alarmiert nicht nur die internationale Wirtschaft, sondern auch die Politik. Deutsche Volksvertreter sprechen mittler­weile laut aus, dass China die Europäische Union in zehn Jahren abgehängt haben könnte.

China in sich wirkt wie ein Land voller Widersprüche. Um die wirtschaftliche Entwicklung zu verstehen, ist ein Blick in die Vergangenheit nicht nur hilfreich, sondern ganz sicher notwendig. Denn das Land hatte in seiner Vergangenheit zwar immer wieder großen Einfluss auf die Welt, doch erstmals in der Geschichte ist China das, was es immer sein wollte: Die globale Supermacht. Der Weg dahin war weit. In der wechselhaften Geschichte des Landes wurden dutzende Kriege geführt und mindestens genau so viele Reformen auf den Weg gebracht. Erstmals seit Mitte des 20. Jahrhunderts befindet sich das Land auf einem weltweiten Siegeszug. Doch kann die Volksrepublik ihren Erfolgskurs in dieser Form wirklich beibehalten?


- Kapitel 1 -

Die Geschichte Chinas

Ein Blick auf China

Betrachtet man China und seine Vorgänger­reiche als chronologische Abfolge, lassen sich vor allem fünf große Epochen ausmachen: Die frühen neolithischen Kulturen, die frühen Dynastien, die Kaiserzeit, die Republik China und die uns heute bekannte Volksrepublik China. Die nachfolgende Übersicht bietet einen schema­tischen Einblick in die zeitlichen Abläufe von den frühen Kulturen im heutigen Staatsgebiet Chinas bis zur Gründung der Volksrepublik im Oktober des Jahres 1949. Die Entwicklungen der einzelnen Dynastien sind jedoch weitaus verschachtelter, als es untenstehend vermittelt wird. Teilweise kam es zu zeitge­schichtlichen Überlappungen – nicht zu jedem Zeitpunkt stand das Großreich als geeinte Nation da. Be­mühungen zur Einigung des Landes wurden oft unternommen, mal mit mehr, mal mit weniger großem Erfolg. Dauerhaften Bestand hatten diese Be­mühungen bis zur Volksrepublik nie. Oft fehlen den heutigen Historikern schriftliche Quellen. Demnach stützen sich die genannten Zahlen gerade bei früheren Perioden auf Schätzungen. Trotzdem ist eine Einteilung möglich.

Die frühen Kulturen im Neolithikum:

ca. 7000 bis 4000 v. Chr.:​
Hemudu-Kultur

ca. 5000 bis 2000 v. Chr.:​
Yangshao-Kultur

ca. 3000 bis 2000 v. Chr.:​
Longshan-Kultur

ca. 3300 bis 2200 v. Chr.:​
Lianghzu-Kultur

Die frühen Dynastien:

ca. 2070 bis 1600 v. Chr.:​
Xia-Dynastie

ca. 1700 bis 1100 v. Chr.:​
Shang-Dynastie

ca. 1100 bis 256 v. Chr.:​
Zhou-Dynastie

Die Kaiserzeit:

ca. 221 bis 207 v. Chr.​
: Qin-Dynastie

ca. 206 v. Chr. bis 220 n. Chr.​
: Han-Dynastie

220 bis 280:​
​
„Zeit der Drei Reiche“

265 bis 420:​
​
Jin-Dynastie

420 bis 589:​
„Die Südlichen und Nörd­lichen Dynastien“

581 bis 618:​
​
Sui-Dynastie

618 bis 907:​
​
Tang-Dynastie

907 bis 960:​
„Die Fünf Dynastien und Zehn Königreiche“

960 bis 1279: ​
​
Song-Dynastie

1261 bis 1368:​
Yuan-Dynastie

1368 bis 1644:​
Ming-Dynastie

1644 bis 1911:​
Qing-Dynastie

Die Neuzeit:

1912 bis 1949:​
Republik China

1949 bis heute:​
Volksrepublik China


Die frühen Kulturen

Die Geschichte der Region, die wir heute als Volks­republik China bezeichnen, ist lang und wechselvoll. In den Geschichtsbüchern finden wir heute eine erschlagend lange Liste unterschiedlicher Dynastien und Regierungs­zeiten verschiedener Herrscher. Die Existenz von himmlischen Kaisern und irdischen Kaisern sind in den Überlieferungen nieder­geschrieben. Doch ob die Ereignisse wirklich so stattgefunden haben, wie die Legenden es wollen, ist mehr als fraglich. Das Reich der Mitte ist geprägt von allerlei Mythen und Geschichten, die auch heute im Alltag der Chinesen präsent sind und eine relativ große Rolle spielen.

Bewohnt ist das Gebiet des heutigen Chinas nachweislich seit mindestens 40.000 Jahren. Diese Erkenntnis gewannen Archäologen durch den Fund des Fossils „
Tianyuan 1“
.

Knochenfragmente des modernen Menschen wurden in der gleichnamigen Höhle in der Nähe von Peking gefunden. Anhand verschie­dener Untersuchungen und beiliegender Tierknochen konnte erörtert werden, dass der Tianyuan-Mensch mit ziemlicher Sicherheit ein Jäger und Fischer war und sich bevorzugt von dem Fleisch von Hirschen und in besonders großem Maße von Süßwasserfischen ernährt hat. Die Auf­schlüsselung des Speiseplans war wichtig: Forscher konnten so rekonstruieren, dass der Homo Sapiens – der moderne Mensch also – während seiner Ausbreitung vom afrikanischen Kontinent den Läufen der ostasiatischen Flüsse folgte. Der Grund für diese Art der Migration in Gewässernähe liegt an der Ernährung: Flüsse bieten die Gelegenheit zum Fischfang und so eine relativ einfache Möglichkeit, ganzjährig an frische Nahrung zu gelangen.

Die Annahme, dass der Jäger aus Tianyuan Teil einer großen frühmenschlichen Volksgruppe war, ist jedoch nicht wahrscheinlich. Das heutige China war vielmehr ein Sammelbecken verschiedener und sehr unterschiedlicher Kulturen. Das lässt sich durch die vielen Funde von Behältnissen, die in einer speziellen Töpfertechnik gefertigt sind, belegen. Keramiken mit sogenannten Schnurmusterverzierungen waren damals im gesamten Gebiet weit verbreitet. Kleine Unterschiede in der Fertigung lassen auf verschiedene Urheber schließen.

In der Archäologie geht man davon aus, dass diese Kunstwerke zu einer Zeit entstanden, als die Menschen sich noch nicht häuslich nieder­gelassen hatten. Über Jahrtausende ernährten sich die Menschen durch die Jagd auf Wildtiere und das Sammeln verschiedener Beeren, Wurzeln und Nüsse. Ackerbau konnte für das Jahr 6000 v. Chr. nachgewiesen werden. Sied­lungs­überreste die am Gelben Fluss gefunden wurden, wurden auf das Jahr 5000 v. Chr. datiert. In diesem Zeitraum traten massive Klima­veränderungen auf, die das Wetter nachhaltig beeinflussten. Es wurde kälter und das veranlasste die Stämme im Norden Chinas zu einer Migrationswelle in den wärmeren Süden. Die Stämme aus den nördlichen Regionen wiesen kulturelle Unterschiede zu ihren südlichen Nachbarn auf. Das zeigt sich insbe­sondere an den angebauten Ackerfrüchten. Während der Norden auf Hirse setzte, wurde im Süden bereits Nassreis angebaut. Und somit ein Nahrungsmittel, bei dessen Produktion China auch heute noch Weltmarktführer ist.

Im Allgemeinen hatten die chinesischen Kulturen ein recht hohes kulturelles und technisches Niveau erreicht. Haustierhaltung war bekannt, ebenso die Lasur von Keramik. Auch die Produktion von Seide war damals bereits ein gängiges Handwerk. Älteste Funde von Seide werden von Experten auf ein Alter von knapp 5300 Jahren datiert. Herausragend war dabei die Erlitou-Kultur in der heutigen Provinz Henan zu nennen. Neben hohen Kenntnissen in der Handwerkskunst war die damalige Gesellschaft durch einen hohen Verwaltungsgrad mit straffen Regeln geprägt. Dadurch wurde der Grundstein für die späteren Dynastien des Kaiserreichs gelegt und die ersten hierarchischen Folgen festgelegt. Schließlich läuteten diese Moderni­sierungen die nächste Epoche in der chine­sischen Geschichte ein.


Die Frühen Dynastien

Die Dynastien der chinesischen Kaiser gelten als die erste solide und geregelte Abfolge von Herrschern im Altertum. Einheitlich waren die frühen Dynastien jedoch nicht. Es gab auch keine Kaiser oder Könige, die über die gesamt­chinesischen Völker herrschten. So existierten aller Wahrscheinlichkeit nach die späteren Xia-, Shang-, und Zhou-Dynastien zunächst als ver­schiedene Gruppen von Stämmen nebenein­ander, gerieten dann aber durch die Ausbreitung der Siedlungsgebiete in die gegenseitigen Interessens­sphären. Je nach Zeitrechnung fand dies in der Zeit um 2000 v. Chr. statt. Gesichert ist das keineswegs; für die Xia-Dynastie zum Beispiel fehlen Chroniken und andere schriftliche Beweise. Dass es beispielsweise die Shang-Dynastie aber tatsächlich gab, ist aus schrift­lichen Quellen recht gut nachvollziehbar.

Von großer geschichtlicher Bedeutung ist, dass in dieser Zeit der Daoismus entstand – eine ureigene chinesische Form der Philosophie und Welt­anschauung, die auch heute ihren Einfluss in der chinesischen Gesellschaft hat und das Land in hohem Maße prägte. Neben dem Konfuzia­nismus und dem Buddhismus gilt der Daoismus als einer der großen philosophischen Einflüsse, die keinen Lebensbereich der chinesischen Bürger unberührt lassen.

In der Zeit der späten Zhou-Dynastie kam es zu umwälzenden gesellschaftlichen und politischen Änderungen. Eine wahre Bevölkerungsexplosion ließ verschiedene Königreiche miteinander verschmelzen, die Beziehungen unter­einander wurden enger. Dies war von großer Bedeutung, denn das Land war zunächst keinesfalls geeint. 170 verschiedene Königreiche sind aus der Zeit der Zhou-Dynastie überliefert. Eine gewisse Art der flächendeckenden Identifikation gab es jedoch schon in der damaligen Zeit. Die Bürger der jeweiligen Königreiche fühlten sich durchaus bereits als eine Art Volk. Diese Weltanschauung stand im Gegensatz zu den Kleinstkönigreichen wie sie zum Beispiel im hochmittelalterlichen Europa zu finden waren. Durch familiäre Bindungen, kriegerische Auseinander­setzungen und Handelsbeziehungen verschmolzen die einzel­nen Königreiche immer weiter. Außerdem konnte ein Modernisierungstrend festgestellt werden. Die Bronzezeit war längst vorbei und es wurden bereits Eisenwerkzeuge und ‑waffen benutzt. Im intellektu­ellen Bereich zeigten sich ebenfalls bahnbrechende Fortschritte. In den letzten Jahren der Zhou-Dynastie gab es eine beachtliche Anzahl von Philosophen. Diese Umbruchszeit ist auf das Jahr 200 v. Chr. zu datieren. Die Herrscher der Zhou-Dynastie sahen sich damals durch die zunehmende Zentrali­sierung der vormals einzelnen Königreiche einem zunehmenden Macht­verlust ausgesetzt. Letzt­lich war der Untergang der Zhou-Dynastie nicht aufzuhalten und die chinesische Kaiserzeit, die wohl prägendste Epoche im chinesischen Selbstverständnis, begann.


Die Chinesische Kaiserzeit

Die Regentschaft der chinesischen Kaiser währte knapp 2000 Jahre und somit exorbitant lang. Kaum ein Weltreich in der Geschichte hatte derart lange Bestand. Dieser Zeitraum war jedoch nicht von durchgehendem Frieden und Wohlstand geprägt. Innerpolitische Ausein­ander­setzungen und perma­nente Überfälle durch Nomadenvölker setzten dem Reich massiv zu. Letztere führten zu der Errichtung eines der markantesten Bauwerke der Menschheits­geschichte, um die sich zahlreiche Mythen und Legenden ranken: Der Chinesischen Mauer. Das Bollwerk gegen die Barbaren, die aus den nördlichen Nachbarregionen in regelmäßigen Abständen einfielen, ist dem Kaiser Qin Shihuandi – einem der heute wohl bekanntesten Machthaber im chinesischen Reich – zu verdanken.

Der Kaiser zeichnet sich auch für die berühmte Terrakottaarmee verantwortlich. 8000 steinerne Soldaten sollten in Qin Shihuan­dis Mausoleum für die Sicherheit des Kaisers auch nach dem Tode sorgen. Für Historiker und Archäologen ist dies ein unglaublich wertvoller Schatz. Die Darstellung der Soldaten bietet unbezahlbare Einblicke in das Militärwesen dieser Zeit und lässt erahnen, dass bereits zu Zeiten der Erschaffung der Steinarmee – das war um 220 n. Chr. – das Kaiserreich eine mehr als ernstzunehmende und hoch organisierte Streitmacht stellte. Authen­tische und detailgetreue Darstellungen von Waffen, Rüstungen und Uniformen ver­mitteln einen Eindruck des technischen Fortschritts der kaiserlichen Armee.

Somit ist die Armee des Qin Shihuandi ein wichtiger Hinweis für die Bedeutung Chinas im frühen 1. Jahrtausend. Ein ähnlich organisiertes Heerwesen ist höchstens mit den Legionen des Römischen Reiches zu vergleichen, dessen straffe Organisationsweise in Europa über die Jahrhunderte zunächst verloren ging. Erst im Hochmittelalter stellten mitteleuropäische Herrscher wieder stehende Heere von vergleich­barer Dimension auf. Des Weiteren bezeugen die dar­gestellten Soldaten und Generäle die hervorragenden handwerklichen Fähigkeiten der Künstler von damals. Durch den enormen Wert der Terrakottaarmee wurde das Mausoleum des Qin Shiuandi der Öffentlichkeit bisher nicht zugänglich gemacht. Anders verhält es sich bei der Großen Mauer. Die Befestigungs­anlage ist an einigen Stellen zu besichtigen und so zu einem touristischen Hot-Spot und Zeichen für den chinesischen Massentourismus geworden.

Nicht nur Militär und Architektur bezeugen die kulturelle Bedeutung. Die Kaiserzeit war bezeich­nend für technologischen Fortschritt. Stets war das Reich der Mitte der europäischen Kultur einen Schritt voraus. Papier und Schwarzpulver sind bekannte Erfindungen der Chinesen. Aber besonders im Handwerk brachte China revolutio­näre und für diese Zeit absolut innovative Produkte hervor. Im 4. Jahrhundert waren die Schmiede Chinas bereits in der Lage, Gusseisen herzustellen. Damit war die Weiterentwicklung zum Stahl nicht mehr weit. Schon im 6. Jahrhundert wusste man in Fernost von der Kunst der Eisenhärtung, die bis heute im Gebäudebau und der Industrie eine besondere Stellung hat. Doch auch die Herstellung von Stahl war eine der chinesischen Innovationen, die in Europa erst wiederentdeckt werden musste. In diesem Falle dauerte es gute 1350 Jahre, bis ein Kreis deutscher und französischer Fachleute um den Erfinder Werner von Siemens das Verfahren für sich beanspruchten. Das Reich in Fernost erkannte schon vorher den Nutzen des neuen Verfahrens. Aus schriftlichen Quellen ist überliefert, dass in China um 1100 n. Chr. in etwa 150.000 Tonnen Eisen und Stahl hergestellt wurden. Dieses Pensum schafften europäische Nationen zu Beginn der Industrialisierung im 18. Jahrhundert bei Weitem nicht.

Auch der Buchdruck ist ein solches Beispiel für vergessenes Wissen aus China. Bereits aus dem 9. Jahrhundert sind Holzblockdruckverfahren aus China überliefert und erste Druckstempel aus Keramik sind auf das Jahr 1040 datierbar. Der Mainzer Erfinder Johannes Gutenberg ersetzte somit nur das Material in einem eigentlich bekannten Verfahren. Die Innovation Guten­bergs war der Einsatz von beweglichen Metalllettern. Das führte zu einer wahren Kultur­revolution im spätmittelalterlichen Europa; die Grundtechnik stammte aber auch hier wieder aus China. Letztlich fand die Buchpresse in Gutenbergscher Art wieder ihren Weg in den Fernen Osten zurück. 1833, also rund 800 Jahre seit dem Einsatz der chinesischen Holzblöcke, brachten portugiesische Kolonial­herren das Buchdruckverfahren wieder mit und verwen­deten es in Macau zum ersten Mal.

Der grundsätzliche Fortschritt in allen Bereichen bestand über ein ganzes Jahrtausend. Zwischen 500 und 1500 n. Chr. war die chinesische Kultur Europa in nahezu allen Bereichen haushoch überlegen. Dieser Zeitraum ist durch Innova­tionen und Erfindungen geprägt. Auch in den naturwissenschaftlichen Disziplinen wie Physik, Mathematik oder Astronomie war China der Konkurrenz aus Europa eine bedeutende Länge voraus. Gleiches gilt für Agrartechnologie. Neuartige Anbaumethoden von Reis garan­tierten die Ernährung des stetig wachsenden Volkes. So soll schon im 12. Jahrhundert die Einwohnerzahl von China bemerkenswerte 100 Millionen Menschen betragen haben. Ein zusätzlicher wirtschaftlicher Aufschwung wurde erreicht, als man erkannte, dass die Güter aus China wie Porzellan und Seide sich auch in Europa äußerst großer Beliebtheit als Luxusgut erfreuten. Schon im Mittelalter war China somit eine machtvolle Kraft in Asien und dennoch kein mittelalterliches Utopia. Innere Streitigkeiten waren an der Tages­ordnung, es herrschte eine straffe und strafende Bürokratie und ein enorm hoher Grad an Militari­sierung in der Gesellschaft. Auch Diskriminierungen fand statt: Gegenüber den Bewohnern des nördlichen Chinas hegte man in Südchina Vorurteile; dort betrachtete man sich grundsätzlich als „wertiger“. Trotz dieses Gefälles sah man sich immer noch als geeinte Nation und die wirtschaftliche, wissen­schaftliche und technologische Über­legenheit gegen­über anderen Staatssystemen der Welt war tief im Bewusstsein der Chinesen verankert. Dieses erhöhte Selbstwertgefühl gipfelte schließ­lich im Sino­zentrismus, also der Sichtweise von China als Zentrum der Welt.

Exkurs: China als Inbegriff der Hoch­kultur

Der Sinozentrismus bezeichnet ein Weltbild, in dem China eine ganz besondere Stellung hat. Einfach ausgedrückt: China ist das einzig wirklich zivilisierte Land der Erde. Dieses Weltbild wurde von China nicht nur als unausweichlicher Fakt angenommen, es regelte auch die politische Ordnung im Südostasiatischen Raum – und das über zwei Jahrtausende. Entsprechend handelten die Herrscher Chinas: Im Kontakt mit anderen Völkern handelten sie aus der Stellung des Überlegenen heraus. Im Selbstverständnis sah man sich als Reich des Fortschritts und als konkurrenzlos. Man betrachtete sich als durchgehend zivilisiert, allen anderen Völker wurde ohne Abstufung die Bezeichnung „Barbaren“ verpasst. Man stufte diese Klassifi­kation in sich nicht ab: Mongolische Reitervölker galten als ebenso barbarisch, wie die Repräsentanten der Feudalsysteme im hoch­mittelalterlichen Europa.

Das sino­zentristische Weltbild hielt sich beständig bis in die moderne Zeit. Im 18. Jahrhundert jedoch gelang anderen Nationen, insbesondere durch die fort­schreitende Industrialisierung, erstmals ein ernsthafter Konkurrent zu China zu werden. Auch empfindliche militärische Niederlagen ließen das Konzept der allumfassenden Fortschrittlichkeit wanken. Dass China nicht der Mittelpunkt des Universums ist, erkannte man erst im 20. Jahrhundert. Doch immer noch ist ein Hauch des Grund­gedankens präsent. So sehen sich die Chinesen zwar nicht als übermächtig, aber immerhin noch als besonders. Darauf wird auch oft außenpolitisch hingewiesen, zum Beispiel in der Diskussion, wie viel eigene Verantwortung man am Klimawandel trägt – oder eben nicht. Auch bei heutigen Argumentationen lassen sich besonders in historischen Bereichen sino­zentrische As­pekte wiederfinden. Als Beispiel sind hier die schwierigen Be­ziehungen zu den Nachbarn Südkorea und Japan zu nennen. Die beiden Nationen sind auch heute erbitterte Konkurrenten im ostasiatischen Raum, was sich insbesondere bei wirtschaftlichen und geo­politischen Fragestellungen nieder­schlägt.


Das Ende der Kaiserzeit

Das sinozentrische Leit- und Weltbild erreichte in der Qing-Dynastie seinen absoluten Höhepunkt. In wirtschaftlicher, politischer und kultureller Sichtweise gilt die Regentschaft der Qing-Kaiser als überaus erfolgreich und prägend für Gesamt­china. Damals im frühen 19. Jahrhundert trachteten auch andere Mächte nach Erfolg. Besonders das Britische Empire setzte China gewaltig unter Druck. Dies lag vor allem an dem Überschuss im Exporthandel, den die Handels­macht China durch Teeexporte nach England erwirtschaftete. Massive finanzielle Verluste auf englischer Seite waren die Folge und man taumelte in eine frühe Form eines echten Handelskrieges. Die Engländer antworteten und exportierten Opium nach China, was große Probleme nach sich zog. Der Handel mit diesem Suchtmittel war in China strikt untersagt. Akzeptieren wollten die Engländer das nicht und der Export mit der zerstörerischen Droge lief weiter und ungebremst. So traten die Engländer als Drogen­schmuggler im großen Stil auf, was weitläufigen Ärger nach sich zog. Die Beschlagnahmung des Rauschgifts durch chinesische Behörden uferte im 1. Opiumkrieg (1839 bis 1842) aus. Ohne Chance gegen die durch die Industrialisierung technisch weitaus fortgeschrittenere Seeflotte des Empires musste China eine empfindliche Niederlage hinnehmen. England erzwang so den Opiumhandel quasi mit Waffengewalt. Dennoch stag­nierten die Exporte und die Engländer betrachteten die Qing-Dynastie als die verantwortliche Kraft für den Einbruch. Die Engländer – diesmal sogar mit Unter­stützung durch Frankreich – antworteten erneut mit Waffengewalt, als im Oktober 1856 chinesische Beamte die Fracht eines Schiffes, das unter britischer Flagge fuhr, kontrollieren wollten. Das Recht zu dieser Kontrolle hatten die Chinesen bereits seit dem 1. Opiumkrieg nicht mehr. Also kam es erneut zum Konflikt. Der 2. Opiumkrieg dauerte vier Jahre an und endete erst im Jahre 1860.

Die Bevölkerung Chinas litt damals sehr. Nicht nur unter dem Krieg selbst, sondern an den unmittelbaren Folgen. Da der Opiumhandel florierte, gerieten Millionen von Menschen in China in die Abhängigkeit von dieser Droge. Und nach den verlorenen Opiumkriegen musste die Regierung Chinas einige Zugeständnisse machen. Ein prominentes Beispiel ist die Abtretung Hongkongs an das Vereinigte Königreich. Eine weitere Folge waren sogenannte „Vertrags­häfen“ und „Offene Städte“ in denen ausländische Mächte mit absoluter Hoheit handeln konnten. So wurde China praktisch in Interessens­sphären verschiedener ausländischer (Handels-)Mächte aufgeteilt. Dort hatten die Vertreter der ausländischen Nationen wie in ihren Kolonien in Afrika absolut freie Hand. Ein gutes Beispiel für diese unterdrückerische Praxis war die Stadt Tianjian. Dort ließen sich acht europäische Staaten Handels­konzessionen geben, auch Länder ohne große Kolonial­geschichte wie das Kaiserreich Österreich-Ungarn. Diese Vorgehensweise war nur auf einseitigen Profit ausgelegt und auf die Interessen der Bevölkerung wurde kaum Rücksicht genommen. So glich China viel mehr einer fremdbestimmten Kolonie, als einem Kaiserreich. Besonders die Briten übten eine große Macht aus und waren die (inoffiziellen) Herrscher. Mit dem Handel kamen auch die ersten christlichen Missionare und das Gesicht des Landes veränderte sich zusehends. Durch die ungünstige Handelssituation geriet die chine­sische Wirtschaft in eine massive Schieflage. Massenarmut und erste Aufstände waren die unmittelbare Folge. Darunter auch der berühmte Boxeraufstand. Die nationalistischen Kräfte innerhalb der chinesischen Bevölkerung wehrten sich gegen die imperialistischen Besetzer in ihrem Land. Der Name „Boxer“ ist eine Bezeichnung aus dem Westen und wurde den Aufständischen aufgrund der traditionellen Kampfkunstausbildung verliehen. Selbst bezeich­neten sich die Widerständler als Yihequan, die „Fäuste der Gerechtigkeit und Harmonie“. Die Annahme, mit bloßen Händen oder einfachsten Waffen gegen ihre hochtechnisierten Wider­sacher ernsthaft ins Feld ziehen zu können, endete in einem Desaster. Japan, Russland, das Vereinigte Königreich, Frankreich, die USA, das Deutsche Reich, Österreich-Ungarn und Italien zogen als „Vereinigte acht Staaten“ mit geballter Kraft und modernen Feuerwaffen ins Gefecht. Die Anhänger der Boxerbewegung hingegen vertrauten auf Unverwundbarkeitsrituale und anderen mythischen Mitteln. Ein fataler Fehler: Die Boxer wurden von ihren Feinden vernichtend geschlagen.

Nach dieser erneuten desaströsen Niederlage sahen sich die Kaiser der damals herrschenden Qing-Dynastie unter Druck. Die vielfach verlangten und dringend notwendigen Reform­bemühungen wurden von Militär­putschen vereitelt, Modernisierungsbestre­bungen durch bewaffnete Konflikte gelähmt. Die Armee war praktisch unkontrollierbar für die Generalität. Die Soldaten Chinas galten als Paradebeispiel für Korruption und Unzuver­lässigkeit. Desertierende Truppen waren üblich, da der Sold nicht gezahlt werden konnte. Nicht nur in militärischer Hinsicht war das chinesische Volk in enorm schlechter Verfassung. Abgewirtschaftet durch die Handels­monopole der imperialistischen Kräfte war die Bevölkerung hochgradig demoralisiert. Der ohnehin ange­schlagene Handel im Land wurde weiterhin erschwert. Im Jahr 1910 grassierte die Lungenpest im Land und Naturkatastrophen wie Überschwem­mungen erschwerten den Handel zusätzlich. Kurzum: Die Qing-Dynastie lag in Trümmern.

Dies war der ideale Nährboden für oppositionelle Bewegungen. Im frühen 20. Jahrhundert strebten Reformisten, die eine konstitutionelle Monarchie im Sinn hatten, nach der Macht. Außerdem trachteten Revolutionäre nach der Gründung der Republik China.

Wieder gab es gewaltsame Ausbrüche im Rahmen der so genannten Xinhai-Revolution. Das Jahr 1912 markierte das Ende des 2100 Jahre währenden chinesischen Kaiserreiches. Der letzte Kaiser, der erst 6jährige Puyi, verzichtete auf seinen Thron. Die Republik China wurde ausgerufen. Daraus resultierte aber keineswegs die vielfach erhoffte Stabilität.


Die Republik China

Die Republik China wurde von dem Revolutionär und Reformer Sun Yat-Sen ausgerufen, dem Gründer der wenig später in 1912 gegründeten Partei Kuon­mintang. Sun Yat-Sen fiel bereits während der Xinhai-Revolution eine tragende Rolle zu. Er organisierte die Xinhai-Revolution und somit den Sturz des Kaiserreichs aus dem Exil heraus. Die Partei Kuonmintang galt als nationalistisch ausgerichtet und gewann mit über­ragender Mehrheit in der National­versammlung die Wahl zum ersten Präsidenten der Republik China. Der erste Präsident wurde ebenfalls Sun Yat-Sen, allerdings nur auf provisorischer Basis. Auch eine Verfassung nach dem Vorbild der USA wurde ratifiziert. Halten konnte Sun Yat-Sen die Macht jedoch nicht. Bereits im Frühjahr trat Sun Yat-Sen seine Macht an Yuan Shikai, einen Beamten und Offizier, ab. Yuan Shikai war kein Mann des Volkes und herrschte mit harter und autoritärer Hand. Er verbot die Kuonmintang, änderte die noch junge Verfassung und räumte dem Militär weit­reichende Befugnisse ein. Yuan Shikai galt als chronisch unbeliebt. In Militärkreisen schätzte man nämlich die Idee der Republik, von einem Diktator hielt man nicht viel. Auch zahlreiche territoriale und wirtschaftliche Zugeständnisse an den Erzfeind Japan nahmen ihm die Rückendeckung und weiteren Zuspruch im Volk. Abgesetzt wurde er nicht: Am 6. Juni 1916 starb der Autokrat in Peking. Der Tod Yuan Shikai resultierte in einer erneuten weitreichenden Destabili­sierung des Landes. China zerfiel in unzählige Herrschaftsbereiche, die von dutzen­den Warlords mit Waffengewalt be­herrscht wurden.

Die Bildungselite des Landes suchte nach einer Lösung für diese Situation. Eine soziale Bewegung strebte eine demokratische Regie­rung nach Vorbild westlicher Standards an. Aus dem Konzept wurde 1919 nach dem 1. Weltkrieg eine soziale Strömung: Die Bewegung des 4. Mai. Am selben Tag unterzeichneten die Sieger­mächte der Alliierten, denen auch China ab 1917 angehörte, den Vertrag von Versailles. In dem Dokument wurde auch die Zukunft der Provinz Shandong geregelt. Shandong war deutsches Pachtgebiet und so war man sich auf chinesischer Seite gewiss, dass das Gebiet wieder an China zurück­gegeben würde. Doch der Versailler Vertrag sah vor, die ehemaligen Sonderrechte des Deutschen Reiches in Shandong an Japan zu übertragen. Die Regierung China unterschrieb den Vertrag mit Widerwillen. Landesweite Proteste gipfelten schließ­lich in der Bewegung des 4. Mai, nationalistische und antijapanische Stimmungen waren die Folge.

Die in China agierenden Fremdmächte destabilisierten das Land zusätzlich. Japan, die Sowjetunion, die USA, Frankreich und Groß­britannien unterstützten jeweils unter­schied­liche Warlords und Generäle mit Kriegsmaterial. Für die Großmächte war dies ein lukratives Geschäft: Zeitweise war China das Land mit den weltweit meisten Rüstungs­importen. Diese wurden einheitlich abgewickelt: Die Fremd­mächte legten sich bei den Lieferungen nicht auf bestimmte Abnehmer fest und unterstützten verschiedene Warlords im Wechsel. Fragile Allianzen wurden geschmiedet, die gleich wieder eingerissen wurden. Die Bezeichnungen Freund und Feind waren somit nicht einheitlich festgelegt. Letztlich zählte der Absatz von Waffen. Das Resultat dieser Unterstützung waren insgesamt vier Bürgerkriege zwischen 1920 und 1926. Somit war das Ziel erfüllt: Sowohl die Sowjetunion als auch Großbritannien wollten ein schwaches China, das leicht zu kontrollieren ist.

Die Bedrohung entstand nicht ausschließlich durch die innenpolitischen Unruhen. Als größte Bedrohung von außen etablierten sich ab Mitte der 1920er Jahr Japan und die Sowjetunion. Letzte wurde ab 1922 von Josef Stalin regiert, der auch nicht davor scheute, in die inneren politischen Angelegenheiten Chinas einzugrei­fen. 1921 wurde die Kommunistische Partei Chinas (KPCh) gegründet. Stalin war es, der eine Allianz zwischen den Kommunisten und der Kuonmintang anstrebte. Dieses Bündnis wurde „Erste Einheitsfront“ genannt und das Ziel Stalins war offensichtlich: Die in der Gründungszeit noch sehr unbedeutende KPCh sollte mehr innen­politische Stärke erlangen. Für die Kommunis­tische Partei Chinas war das ein Erfolg, der gerade erst los ging.

Denn das Bündnis war nicht nur auf politische Arbeit beschränkt. Auch militärisch agierte man gemeinsam. Bei einem Feldzug gegen einen Warlord im nördlichen China konnten hervor­ragende Erfolge erzielt werden. Trotz des Sieges überwarfen sich beide Parteien schließlich doch. Die Allianz zerbrach und es folgte der längste innere Konflikt in der Geschichte Chinas. Initiiert von der Kommunistischen Internationalen kam es zunächst zum so genannten „Herbsternte-Aufstand“, der in den Chinesischen Bürgerkrieg mündete.

Trotz aller Widerstände gelang es Chiang Kai-shek, dem Anführer der Kuonmintang, das über Jahre zersplitterte Land zu Einen. 1928 wurde ein formal geeintes China ausgerufen und das führte zu erneuten Konflikten. Das Resultat war ein Vier-Fronten-Krieg gegen die Sowjetunion, Japan und Großbritannien sowie den Feinden in den eigenen Reihen, den Kommunisten. Ein Grenz­konflikt mit der Sowjetunion im Norden des Landes im Jahr 1929 setzte Chinas Integrität enorm zu, wieder verlor die Kuonmintang-Regierung den kürzlich befriedeten Teil Nord­chinas aus ihrem Machtbereich. Nach einigen weiteren Krisen fielen die Truppen der Sowjetunion in Sianking ein, während im südlichen China britische Truppen Eroberungs­versuche starteten. 1937 kam es süd­westlich von Peking zu Feuergefechten zwischen chinesischen und japanischen Soldaten: Der zweite Japanisch-Chinesische Krieg begann. Scheinbare Bemü­hungen, die inneren Konflikte beizulegen, kamen wieder von Josef Stalin, der eine Annäherung der Kuonmintang und der KPCh anstrebte. Die „Zweite Einheitsfront“ entstand schließlich, diesmal aber unter dem Druck der Sowjetunion. Das war reine Taktik: Die Motivation des sowjetischen Diktators wurde alsbald im „japanisch-sowjetischen Friedens- und Freund­schafts­vertrag“ deutlich. Trotz der vorherigen Konflikte wurden sowohl die Nationalisten der Kuonmintang, als auch die Kommunisten durch die Sowjetunion mit Waffen und Material versorgt. Durch den Vertrag zwischen der Sowjetunion und Japan kamen die Lieferungen nach China zum Erliegen und das Land war Japan gegenüber auf sich allein gestellt.

Hinter den Kulissen der „Zweiten Einheitsfront“ brodelte es ebenfalls: Während die Kuonmintang die Hauptlast des Krieges gegen Japan stemmte, reduzierte die KPCh ihre Kriegsbeteiligung auf das Nötigste. Zwar wurde der Japanisch-Chinesische Krieg am 9. September 1945 zum Ende des zweiten Weltkriegs offiziell beendet, aber die „Zweite Einheitsfront“ überdauerte dennoch nicht mehr lange: Im Frühjahr 1946 zerbrach die Kooperation. Für die Kuonmintang war dies nicht hinderlich: Nach Ende des zweiten Weltkrieges wurde die Sowjetunion auf den Wunsch der restlichen Alliierten dazu bewegt, die Kuonmintang-Regierung offiziell anzu­erkennen. Dies geschah wunschgemäß.


Die Geburt der Volksrepublik

Im Hintergrund war die Realität eine andere: Stalin unterstützte die chinesischen Kom­munisten in hohem Maße mit finanziellen Mitteln. Durch diese Unterstützung, die unter höchster Geheimhaltung geschah, bekämpfte die erstarkte KPCh die Kuon­mintang in Guerilla-Kriegen. Ab 1949 erstarkten die Truppen der KPCh, nun Volksbefreiungsarmee genannt, und besiegten die Kuonmintang final. Die Nationa­listen setzten sich nach Taiwan ab und gründeten dort die gleichnamige Republik China, die bis heute nur von wenigen Staaten anerkannt wird. Auf dem chinesischen Festland hingegen entstand mit der Volksrepublik China der Staat, der bis heute Bestand hat. Der Führer der kommunistischen Partei und Begründer des neuen Staates gilt als einer der wichtigsten Personen in der Geschichte Chinas: Mao Zedong.

Exkurs: Mao Zedong – Der Superstar Chinas

Mao Zedong (1893-1976) war Politiker, Partei­führer und bis zu seinem Tod der unangefochtene Führer der Volksrepublik China. Mao stammte aus armen Verhält­nissen und sein Vater, ein Händler, hatte stets Großes für seinen Sohn im Sinn. Daher rührte auch der Name Zedong, der im Deutschen mit „Wohltäter des Ostens“ übersetzt werden kann. Er besuchte eine konfuzianische Schule, verließ sie jedoch bereits mit 13 Jahren aus Angst vor seinem Lehrer. Nach einigen Schulwechseln ergriff er eine Stellung als Hilfsbibliothekar an der Universität in Peking. Dort lernte er Freunde kennen, die ihn mit marxistischen und leninistischen Grundgedanken vertraut machten. Zunehmend engagierte er sich politisch und gab bereits erste Schriften heraus. Später arbeitete er als Grund­schullehrer in Changsha. Bereits 1921 beteiligte er sich an dem 1. Parteikongress der Kommunistischen Partei Chinas, die damals noch eine absolute Außenseiterrolle innehatte. Mao gründete Gewerkschaften, organisierte Streiks und führte die Arbeiterschaft an. Schon im Jahre 1923 wurde er in das Zentralkomitee berufen; 1925 propagierte er einen Bauernaufstand. Die Zeit war von zahlreichen Konflikten geprägt. Doch schon fast 20 Jahre später wurde Mao Vorsitzender des Zentral­komitees der KPCh, ein regelrechter Personenkult setzte ein. Im Oktober 1949 proklamiert er die Volksrepublik China. In den Jahren 1954 bis 1958 war Mao Staats­präsident. Nach seinem Rücktritt blieb er dennoch Vorsitzender und somit mächtigster Mann im Land. 1959 leitete Mao das Industrieprogramm „Der Große Sprung nach vorn“ ein, ab 1966 rief Mao zur „Großen proletarischen Kulturrevolution“ auf. Seit 1971 zeigte Mao sich nicht mehr in der Öffentlichkeit, man ging davon aus, dass er unter einer schweren Krankheit litt. Dennoch empfing er im Jahr Januar 1975 Franz-Josef Strauß, den damaligen Vor­sitzenden der CDU. Im Oktober des gleichen Jahres wurde er von Bundeskanzler Helmut Schmidt besucht. Am 9. September 1976 starb Mao. Sein Tod rief tiefe Bestürzung in der Bevölkerung hervor.

Als die Kommunistische Partei Chinas mit Mao an der Spitze die Volksrepublik China ausrief, stieß das auf großen Rückhalt in der Bevölkerung. Wie so oft in der wechselvollen Geschichte des Landes lag die Wirt­schaft erneut in Trümmern. Doch die KPCh hatte bei ihren Reformen Erfolg. Geldentwertung und eine zerstörte Infrastruktur waren Probleme, die die Kommunisten erfolg­reich bekämpften. Der offensichtliche Fortschritt bescherte der KPCh eine große Popularität bei den Einwohnern. In der sehr wechselvollen und von Kriegen dominierten Geschichte Chinas garantierten die Kommunisten erstmals eine Form von Stabilität und vor allem Frieden. Als politisch und soziologisch geeinte Nation ist China zu diesem Zeitpunkt jedoch nicht zu betrachten. Die Gesellschaft differenzierte sich in verschiedene Bevölkerungsgruppen wie Kleinbürger, Mittel­bauern oder Proletarier, um nur einige Beispiele zu nennen. Mao war auf die Unterstützung dieser Gruppe, die weite Teile des chinesischen Volkes repräsentierten, ange­wiesen, um erfolgreich zu regieren. So gestattete der kommunistische Führer die Gründung von acht Parteien, um einen demo­kratischen Schein zumindest zu wahren. Von politischer Mit­bestimmung durch diese Parteien konnte und kann nämlich keine Rede sein. Die wahre und absolute Macht verblieb bei der KPCh. Mao selbst betrachtete die Zusammenarbeit mit diesen Parteien und die Regierungsform an sich als „Demokratische Diktatur“. Das Prinzip hatte einen Erfolg, den das Volk auch bemerkte. In den 1950er Jahren galt das Problem der Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln als gelöst. Auch die wirtschaftliche Lage galt als solide: Sozialsysteme wurden etabliert und die Industrie und die Landwirtschaft befand sich im Aufschwung. Mao gelang es außerdem, eine stabile Verwaltungsstruktur zu etablieren. Die vielen Fortschritte gewährten Mao und seiner Partei weiterhin große Sympathien in der Bevölkerung und so begann man, das Land nach kommunistischer Sichtweise zu verändern. Dies machte sich zunächst im Bildungswesen bemerkbar. Schon im Kindesalter wurden Schüler auf eine sozialistische Denkweise getrimmt. Ziel war es, intellektuelle Eliten zu schaffen, die den weiteren Aufbau des Staates auf ideologischer Basis voranbringen sollten.

Denn das große Ziel der Kommunisten war die Aufhebung der bisher feudalistisch geprägten Gesellschaftsordnung, deren Grund­züge noch aus den Zeiten der Republik und dem Kaiserreich stammten. Zu diesem Zweck wurden Massen­kampagnen durch­geführt und die Landent­eignung begann. Durch diese Bodenreform­kampagne wurde das Land ehemaliger Grundbesitzer unter land- und mittellosen Bauern aufgeteilt. Dazu bediente man sich rücksichtsloser Methoden. Anhänger der alten Ordnung der Republik China wurden zum Tode verurteilt.

Um die blühenden wirtschaftlichen Verhältnisse zu festigen, verabschiedeten Mao und seine Partei 1953 den ersten „Fünf-Jahres-Plan“, der den Schwerpunkt auf der Entwicklung der Schwerindustrie legte. Mit sowjetischer Hilfe sollte ein jährliches Wirtschafts­wachstum von bis zu neun Prozent erreicht werden. Die finanzielle Last des industriellen Ausbaus sollte dabei von der Landwirtschaft getragen werden. Gleich­zeitig schritt die Umstrukturierung des Landes weiter voran. Kleine Unternehmen wurden von der Regierung aufgekauft. Zwar war bei der Gründung der Volksrepublik noch Unterstützung dieser Gewerbe zugesagt worden, dennoch schikanierten die Behörden die freien Unternehmer im Alltag bis zur mehr oder minder freiwilligen Aufgabe des Geschäftes. Die Regierung kaufte die Unternehmen auf und etablierte die nunmehr ehemaligen Inhaber als Geschäftsführer unter der Aufsicht und Kontrolle der KPCh. Die Unternehmen wurden somit Staatsbetriebe.

Ab 1957 forcierte die Regierung erneut eine weitere Industrialisierung. Die Bauern, die schon vorher für den Ausbau der Industrie heran­gezogen wurden, sollten dabei erneut eine beträchtliche Rolle spielen. Das Resultat war eine Massenkampagne mit der Bezeichnung „Großer Sprung nach vorne“.

Der „Große Sprung nach vorne“ war ein neuer wirtschaftlicher Plan der Mao-Regierung, der das Ziel verfolgte, die Unterschiede zwischen Landwirtschaft und Industrie auf ein gemein­sames Erfolgsniveau zu bringen. Gerade im Hinblick auf die industrielle Produktion orientierte man sich an dem wirtschaft­lichen Erfolg westlicher Staaten. Zu diesem Zeitpunkt hatte das Land jedoch einen schweren Stand. Die finanziellen und technischen Hilfen, die China von der Sowjetunion erhielt, generierten eine wirtschafts­politische Abhängigkeit. Die für die damalige Zeit hochmodernen Industrieanlagen, die die Sowjetunion für den Nachbarn bereitstellte, konnten von der chinesischen Arbeiterschaft kaum bedient werden. Die Anlagen zeichneten sich durch einen hohen technischen Standard aus, die vergleichsweise wenig arbeitendes Personal erforderten. Das war nicht im Sinne der kommunistischen Führung Chinas, die einen Fokus auf Massen­beschäftigung legte. Durch die Aufstände in Polen und Ungarn in 1956, die sich gegen die dortige kommunistische Regierung richteten, sah sich die Sowjetunion gezwungen, wieder vermehrt in Europa unterstützend einzugreifen. Die Hilfen in China wurden im Nachfolgenden heruntergefahren. Gleichzeitig entwickelte sich eine Unzufriedenheit in der Bauernschaft des Landes, die mit rund 75 Prozent den Hauptanteil der Bevölkerung ausmachte. Denn die anfängliche Euphorie über den sozialistischen Umschwung war Ernüchterung gewichen. Die Gründe lagen jedoch genau in diesem Erfolg: Durch das Lösen der Ernährungsfrage stand den Bauern eine bessere Versorgung mit Lebensmitteln zur Verfügung. Auch wurde eine medizinische Versorgung gewährleistet. Diese grundlegend verbesserten Lebensumstände sorgten für eine höhere Geburtenrate und eine niedrigere Kinder­sterblichkeitsrate. Diese positiven Erschei­nungen konkurrierten mit dem Faktor, dass die chinesischen Bauern durch die vorhergehende Landenteignung kaum Vorteile erfuhren. Das System der Großgrundbesitzer wurde zwar abgeschafft, doch die finanziellen Belastungen nahmen faktisch nicht ab. Statt die Landeigentümer zu bezahlen, mussten nun die Pachtbeträge an den Staat entrichtet werden. Und größere Familien hatten nur eine Umverteilung der Versorgungsgüter wie Lebensmittel zur Folge. Ein realer und vor allem spürbarer Fortschritt blieb also aus. Das Resultat: Das kommunistische Regime sank in der Gunst der Bevölkerung deutlich ab. Die Be­zeichnung „Regime“ ist spätestens zu diesem Zeitpunkt angebracht. Immer mehr Funktionäre der KPCh sahen sich nicht mehr in der klassischen Rolle als „Diener des Volkes“, sondern als herrschende Schicht.

Eine Lösung für diese verschiedenen Probleme sollte die Einrichtung von Volkskommunen sein. Statt gigantischer Produktionsbetriebe sollten die Kommunen in eigener Produktion die Waren selbst herstellen, die dringend vor Ort benötigt wurden. So sollten lange Transportwege vermieden und direktere Bezugsmöglichkeiten von Gütern aller Art garantiert werden. Die „Stadt auf das Land“ bringen, nannte man dieses Konzept. So sollte auch eine weitgehende Autarkie von den Parteigrößen, die besonders in den größeren Städten aktiv waren, ermöglicht werden.

In den Volkskommunen wurden zunächst einfache Industriebetriebe aufgebaut. Die dort ansässigen Bauern brachten dazu ihr Land ein, die wirtschaftliche Entwicklung sollte auf Basis von Spezialisierung und Arbeitsteilung voran­getrieben werden. Die Kollekti­vierung brachte schwerwiegende Probleme mit sich, die in einer Tragödie endeten. Bauern, die für den Aufbau von Industrie- und Infrastrukturprojekten einge­teilt waren, bestellten nur noch in geringem Maße ihre Felder. Die Folge war, dass die landwirtschaftlichen Erträge sanken. Somit entstand eine Knappheit an Lebensmitteln und eine katastro­phale Hungersnot war die Folge. Außerdem musste ein Teil der Ernte an den Staat abgeführt werden. Zu der ohnehin sehr schweren innenpolitische Lage kamen Natur­katastrophen wie Überschwemmungen hinzu, die zusätzlich einen Teil der Ernte zerstörten. In den Jahren 1959 bis 1961 starben je nach Schätzung bis zu 45 Millionen Menschen an den Folgen von Unter­ernährung.

Das Jahr 1961 markierte einen erneuten Tiefpunkt in der Geschichte Chinas. Durch die Hungerkatastrophe brach auch die Industrie­produktion ein. Die kommunistische Führung reagierte mit einem Notstands­programm auf die Krise. Positive Aus­wirkungen bedeutete dies für rund zwei Drittel der Arbeiter in der Industrie, die festangestellt waren. Es gab eine Arbeits­platzgarantie und Krankenver­sicherung. Das andere Drittel der Industriearbeiter war jedoch Verlierer des Notstandsprogramms, die lediglich befristete Arbeitsverträge erhielten. Soziale Sicherheit gab es für diese Gruppe von Arbeitern nicht. Das vergrößerte wiederum die Kluft zwischen Arm und Reich.

Missstände in der Führungsebene der Partei wie Korruption sollten durch eine neue Reform Mao Zedongs namens „Kulturrevolution“ behoben werden. Dies bein­haltete eine Austauschaktion der kommunis­tischen Funktionäre im großen Stil. Nur jeder vierte Funktionär konnte im Rahmen der Reform seinen Posten behalten. Seitens der Bevölkerung wurde auf diese Aktion mit großem Zuspruch reagiert. Ein wichtiger Punkt bei der Kulturrevolution war, dass Landwirtschaft und Industrie im Gegensatz zu früheren Programmen von Reformen ausgeschlossen wurden. Mao verstand, dass die Produktion möglichst ohne Einmischung weiterlaufen musste. Universi­täten, Schulen und Politik hingegen waren massiven Umwälzungen ausgesetzt. Seit Beginn der Reform wurden Universitäten geschlossen und erst nach dem Tod Mao Zedongs und dem Ende der Kulturrevolution im Jahre 1978 wiedereröffnet. Mao starb 1976 und erlebte das Ende der Kulturrevolution nicht. Ursprünglich sollte das Umformungsprogramm nur sechs Monate dauern; beendet war die Kultur­revo­lution erst nach zehn Jahren. Grundsätzlich war die Kulturrevolution wie viele Teile der chine­sischen Politik von zahlreichen Wider­sprüchen geprägt. Dies spiegelte sich auch in der Außenpolitik wider. Schwierigkeiten mit der Sowjet­union führten zur Annäherung an die USA, was in sich jedoch einen Widerspruch zur chinesischen Ideologie einer kommunistischen Welt dar­stellte.

Nach dem Tode Maos setzte eine Reform- und Öffnungspolitik im Land ein. Maßgeblich dafür verantwortlich war der Politiker Deng Xiaoping, der Nachfolger von Mao Zedong. Mit dem Prinzip der sozialistischen Marktwirtschaft ging Chinas Führung nun experimentierfreudiger um. Es wurden Sonder­wirtschaftszonen an der Küste errichtet und die Volkskommunen aufgelöst. Das markierte einen Wendepunkt in der Geschichte. Die Wirtschaft Chinas gehört seit diesem Punkt zu einer der am schnellsten wachsenden Volkswirtschaften überhaupt. Mitnichten lösten diese Reformen die Probleme des Landes. Eine sich stets weiter öffnende Schere zwischen Arm und Reich sowie Korruption bis in die höchsten Regierungs­ebenen ließen in der Bevölkerung Diskussionen über die Zukunft Chinas auf­flammen. Demokratische Bewegungen wurden mit Gewalt niedergeschlagen. Beispiel und Sinnbild dafür ist das Massaker am Platz des Himmlischen Friedens (Im Jahr 1989). Deng Xiaoping starb 1997 und Jiang Zemin übernahm die Regierungs­geschäfte.

Als Zeichen der weiteren Öffnung gilt der Beitritt Chinas zur Welthandelsorganisation (WTO). Dieser „Dritten Generation“ genannten Regierungselite folgte schon 2002 mit Hu Jiantao als Begründer der „Vierten Generation“ ein erneuter Nachfolger. Seither ist das Land von wirtschaftlichem Aufschwung und einer weiteren Öffnung geprägt. 2010 überholte die Volksrepublik den Konkurrenten Japan auf Platz zwei der weltweit größten Wirtschaftskräfte hinter den USA. Xi Jinping ist seit 2012 Generalsekretär der kommunistischen Partei. Somit hat die „Fünfte Generation“ nach Gründung der Volksrepublik die Führung im Land übernommen. Trotz der allgemeinen Öffnung und der Internationalität des Warenhandels ist die Volksrepublik unter Xi Jinping von einer Demokratie weit entfernt. Insbesondere gegen Kritiker des politischen Systems gibt es staatliche Repressionen und die Menschenrechte im Land sind bedroht.


- Kapitel 2 -

Das aktuelle politische System Chinas

Ein Überblick

Die Einwohner Chinas betrachten das System ihres Heimatlandes als Demokratie, also einer Staatsform mit gewählten Repräsentanten aus dem Volk. So kennen wir es zumindest aus unserer Werte­vorstellung in westlichen Demokratien mit freiheitlicher Grundordnung. Die Zeitschrift „The Economist“ gibt jährlich den sogenannten Demokratie­index heraus. Ein Gremium von Fachleuten beurteilt dabei die Zustände in verschiedenen Ländern in den Kategorien Wahlprozesse und Pluralismus, Funktions­weise der Regierung, Politische Teilhabe, Politische Kultur und Bürgerrechte. Die Bundesrepublik Deutsch­land belegt den 13. Platz in dieser Weltrangliste und gilt somit als vollständige Demokratie. Die Volksrepublik China hingegen kommt nur auf Platz 153 von 167 Staaten insgesamt. Gemäß dieser Statistik stellt sich die Frage nach „gelebter Demokratie“ kaum mehr: In China herrscht ein autoritär geführtes Regime. Die Führung liegt bei der Kommu­nistischen Partei und das System des Staates ist gleichzeitig das innerparteiliche System. Formal gibt es noch acht weitere Parteien, als Opposition gelten diese aber nicht wirklich und das ist auch nicht gewünscht. Die Parteien neben der KPCh haben höchstens beratende Funktion.

Wer in China die Entscheidungsgewalt hat, ist ziemlich gewiss. Auch innerhalb der Partei: Die wichtigsten Institutionen sind das Politbüro der KPCh, das sich aus 20 hochrangigen Funktio­nären zusammensetzt und das Zentralkomitee der KPCh mit weiteren 150 bis 200 Mit­gliedern. Der höchste Mann im Staat ist jedoch der Vorsitzende des ständigen Ausschusses des Politbüros der KPCh. Der Vorsitzende bekleidet die höchsten Ämter in Staat, Politik und Militär. Stand 2020 wird dieser Posten von Xi Jinping bekleidet. Es ist selbsterklärend, dass dieser Anführer ausschließlich aus den Reihen der KPCh stammen kann. Wahlen, wie wir sie kennen, finden nicht statt. Vielmehr wird die Nachfolge parteiintern geregelt. Dass eine andere Partei einen Gegenkandidaten aufstellt, ist unmöglich. Selbst eine politische Teilhabe wird diesen Parteien verfassungsgemäß verwehrt.

Die acht weiteren Parteien sind:


	Das Revolutionskomitee der Kuonmintang Chinas

	Die Chinesische Demokratische Liga

	Die Chinesische Gesellschaft für den Demokratischen Nationalen Aufbau

	Die Chinesische Volkswohlpartei

	Die Demokratische Selbstbestimmungsliga Taiwans

	Die Demokratische Bauern- und Arbeiterpartei

	Die Vereinigung der zur Förderung der Demokratie

	Die Gesellschaft des 3. September



Wie erwähnt, ist die Bedeutung dieser Parteien sehr gering. Nur einmal im Jahr, bei der Vollversammlung der Politischen Konsultativ­konferenz des chinesischen Volkes, sind die restlichen Parteien Chinas überhaupt in der Öffentlichkeit präsent. Die Gewichtung der Restparteien im Vergleich zur Kommunistischen Partei lässt sich anschaulich an den Mitgliederzahlen darstellen. Während die KPCh fast 90 Millionen Mitglieder zählt, weisen die anderen Parteien allenfalls Mitgliedszahlen im niedrigen sechsstelligen Bereich auf.


Formaler Aufbau der Regierung

Chinas Regierungssystem kann in zwei Teile gegliedert werden: Es gibt einen Staatsteil und einen Parteiteil. Der Staatsteil repräsentiert den formalen und „amtlichen“ Teil, der jedoch ohne den Parteiteil nicht vorstellbar ist. Durch ihre Stellung als Einheitspartei durchzieht die KPCh alle Teile des Staatsapparates.

Das Parlament der Volksrepublik China ist der Nationale Volkskongress. Der Kongress wählt den Staats­präsidenten, den Staatsrat, den Obersten Volksgerichtshof, die Zentrale Militär­kommission und die Oberste Staatsanwaltschaft. Die Dimensionen des Nationalen Volks­kongresses sind gigantisch: Rund 3.000 Abgeordnete gehören diesem Gremium an. Das ist auch der Grund, warum der Kongress im Normalfall nur einmal jährlich zusammenkommt. Als „Ersatz-Kongress“ dient deshalb der Ständige Ausschuss des Nationalen Volkskongresses, der die wesentlichen Vorgänge regelt und die eigentliche Entscheidungs­gewalt im Staat besitzt. Seine 150 Mitglieder überwachen des Weiteren auch die Arbeit der oben genannten Institutionen, die vom Kongress (de facto durch den Ständigen Ausschuss) gewählt werden.

Der Vorsitzende des Ständigen Ausschusses ist der Staatspräsident, der auch Staatsoberhaupt ist. Derzeit ist dies ebenfalls Xi Jinping. Der Staatspräsident hat umfassende Befugnisse. Er erlässt die Gesetze, die vom Nationalen Volkskongress verabschiedet wurden. Er ernennt und entlässt den Ministerpräsidenten, der dem Staatsrat vorsteht, dem zentralen Organ der Volksrepublik. Dem Staatspräsidenten fällt außerdem das Recht zu, die Mobilmachung des Militärs zu veranlassen und Verträge mit anderen Staaten zu ratifizieren.

Staatspräsident kann theoretisch jeder chinesische Staatsbürger werden, der das 45. Lebensjahr vollendet hat. Eine Amtszeit beläuft sich auf fünf Jahre. Ein Staatspräsident kann unbegrenzt wiedergewählt werden. Das war nicht immer so: Die Klausel in der Verfassung, die eine mehrfache Wiederwahl verhinderte, wurde im Jahr 2018 aufgehoben.


Administrative Gliederung

China ist ein Einheitsstaat mit zentralistischer Ausprägung. Es gibt insgesamt 23 Provinzen (einschl. Taiwan), vier regierungsunmittelbare Städte (Peking, Tianjin, Chongqing und Shanghai – alle unterstehen der Zentralregierung), 333 Bezirke, 2.860 Kreise und 41.040 Gemeinden. Die Innere Mongolei, Guangxi, Ningxia, Xinjiang und Tibet sind Autonome Gebiete. Mit Hongkong und Macau existieren zwei Sonder­verwaltungszonen. Unter der Gemeindeebene ist die Dorfebene angesiedelt, der niedrigsten administra­tiven Einheit. Organisatorisch kommt dieser Verwal­tungsebene eine große Bedeutung zu. Auf dieser Ebene werden die politischen Entscheidungen, die auf höherer Ebene beschlossen wurden, umgesetzt. Auf der Dorfebene wird auch die Postzustellung organisiert und Volkszählungen durchgeführt.


Die Bevölkerung Chinas

Die Volksrepublik China ist das bevölkerungs­reichste Land der Erde. Die Anzahl der in China lebenden Menschen wurde im Jahr 2018 auf rund 1,4 Milliarden beziffert, wobei die Schätzungen verschiedener Institutionen etwas schwanken. Die Vereinten Nationen geben als Einwohnerzahl 1,415 Milliarden Einwohner an, der Geheimdienst der Vereinigten Staaten, die CIA, geht von einer Gesamtbevölkerung von rund 1,384 Milliarden Einwohnern aus. Offizielle Zahlen gibt das Staatliche Amt für Statistik der Volksrepublik
 China
 aus: Die Behörde schätzt die Einwohnerzahl auf 1,395 Milliarden. Unabhängig davon, welche der Annahmen als Basis betrachtet werden, bleibt China der weltweit einwohnerstärkste Staat. Umgerechnet leben daher 18 bis 20 Prozent der Weltbevölkerung in China – jeder fünfte Mensch ist dement­sprechend chinesischer Staatsbürger. Unange­fochten ist diese Position jedoch nicht mehr. Den zweiten Platz belegt Indien mit engem Abstand. Das Land in Südasien hat laut Schätzungen der Vereinten Nationen etwa 1,3 Milliarden Einwohner. Angesichts der rasanten Be­völkerungs­entwicklung könnte Indien die Volksrepublik China als bevölkerungsreichstes Land der Erde bis 2022 abgelöst haben.

In der langen Geschichte Chinas hatte das Land stets eine hohe Bevölkerung. Offizielle Volkszählungen gab es bis 1953 nicht, aber Historiker gehen davon aus, dass die Einwohner des Landes kontinuierlich knapp 15 Prozent der Weltbevölkerung ausmachten. Bei der ersten Volkszählung im Jahre 1953 wurden 580 Millionen Menschen registriert – geschätzt wurden vorab übrigens nur 510 Millionen. Angesichts der gigantischen Bevölkerungszahl sind auch heute die Volkszählungen von einer hohen Dunkelziffer be­herrscht. Deshalb variieren auch die Schätzungen im Bereich von knapp 100 Millionen. Es wird außerdem angenommen, dass die Zählungen in der Vergangen­heit nachträglich korrigiert werden müssen. Immerhin werden Volkszählungen mittlerweile mit einer Regel­mäßigkeit von zehn Jahren durchgeführt. Die nächste Zählung ist für das Jahr 2020 geplant.

Mit verschiedenen Maßnahmen plante die Regierung bereits vor Jahrzehnten, einer Bevölkerungsexplosion entgegenzuwirken, wie sie derzeit in Indien stattfindet.

Exkurs: Belohnungen für Kinder­armut

Die Ein-Kind-Politik ist wohl die umstrit­tenste Maßnahme Chinas zur Kontrolle des Bevöl­kerungs­wachstums überhaupt. Der Name erklärt sich fast von selbst: Jede Familie durfte nur ein Kind bekommen. Es gab aber eine Vielzahl von Ausnahmen und Sonderregelungen. Auch der Wohnort der Familie war wichtig. In städtischen Regionen wurde die Ein-Kind-Politik weitaus strenger kontrolliert als auf dem Land. Eine Nichtbeachtung der Regelung wurde mit rigorosen Strafen geahndet. Wer sich daran hielt, kam in den Genuss vieler Vorzüge wie Zuschüsse zur Rente oder kostenlose Kitaplätze. Im Jahre 2013 wurde die Ein-Kind-Politik gelockert und ab 2016 vollständig beendet. Nun darf jedes Paar zwei Kinder haben.

Eine Stabilisierung des Bevölkerungsniveaus auf 1,2 Milliarden Einwohner für das Jahr 2000 konnte nicht umgesetzt werden. Dennoch gehen chinesischen Demographen davon aus, dass um das Jahr 2029 die Bevölkerungsspitze von circa 1,44 Milliarden Menschen erreicht wird. Nach diesem Zeitpunkt erwarten Wissenschaftler eine Reduzierung der Bevölkerung, wie es auch für die westlichen Industrienationen angenommen wird. Gründe liegen dabei insbesondere bei einer zunehmenden Über­alterung und der Ein-Kind-Politik. Auch Chinas Wirtschaft wird davon beeinflusst werden. Schätzun­gen zufolge werden im Jahr 2050 über 40 Prozent der Chinesen über 60 Jahre alt sein. Daraus resultiert ein massiver Arbeitskraftverlust, der auf­gefangen werden muss. Die Bevölkerung ist geografisch sehr ungleich verteilt. Deutlich mehr Menschen leben in den Ballungszentren im Osten und Südosten des Landes. Am dichtesten sind die Zentren Guangzhou, Hongkong, Shenzhen, Dongguan, Shanghai, Nanjing und Suzhou besiedelt. Dem gegenüber stehen Landstriche in West- und Nordchina, die praktisch menschenleer sind. Diese Entwicklung ist nicht neu: Bereits im Jahr 1982 lebten im östlichen Teil 92 Prozent der chinesischen Gesamt­bevölkerung. In der Volksrepublik existieren 15 Megastädte, mit einer Einwohner­zahl von mehr als zehn Millionen Einwohnern, allen voran die Metropolregion Shanghai auf Platz 1. Dazu kommen noch weitere 150 Großstädte mit einer Einwohnerzahl über einer Millionen Menschen.

Die zehn größten Städte (2010) sind:


	Shanghai​
20,2 Mio. Einwohner

	Peking​
​
16,4 Mio. Einwohner

	Guangzhou​
10,6 Mio. Einwohner

	Shenzhen​
10,3 Mio. Einwohner

	Tianjin​
​
9,2 Mio. Einwohner

	Wuhan​
7,5 Mio. Einwohner

	Dongguan​
7,2 Mio. Einwohner

	Foshan​
6,7 Mio. Einwohner

	Chengdu​
6,3 Mio. Einwohner

	
                    
Chongqing ​
6,2 Mio. Einwohner



(Anmerkung: Hongkong wäre mit einer Einwohnerzahl von 6,7 Millionen Einwohner rechnerisch auf Platz 8 zu listen. Durch den Status als Sonderverwaltungszone ist die Stadt jedoch von der Rechnung ausgeschlossen)

China ist Ein- und Auswanderungsland zugleich, wobei die Zahlen der Auswanderer in etwa um das zehnfache überwiegen. Im Vergleich zur Gesamtbevölkerung des Landes ist der Anteil von Chinesen im Ausland sowie der Ausländeranteil im Land relativ gering: Auf 1000 Bürger Chinas kam im Jahr 2016 ein einziger Einwanderer, der Ausländeranteil liegt somit bei 0,1 Prozent. Die meisten Menschen, die nach China einwandern, stammen aus Korea, von den Philippinen oder Brasilien. Typische Auswanderungsländer sind die Vereinigten Staaten, Südkorea und Japan. Insgesamt 9,6 Millionen Chinesen leben im Ausland und sind dort mehr oder weniger assimiliert. Wichtig ist dabei zu erwähnen, dass in der staatlichen Betrachtungsweise auch die chinesischen Sonderverwaltungszonen wie Hongkong als Ausland gelten.

Exkurs: Anders als im Film: Die China-Towns

Die China-Towns – die „Chinesenstädte“- sind berühmt und berüchtigt zugleich. China-Towns sind Viertel innerhalb von ausländischen Großstädten, die über­wiegend von Chinesen bewohnt werden, die irgendwann „ihrer“ Volksrepublik den Rücken kehrten und aus­wanderten. Oft leben die Familien dort bereits in zweiter oder dritter Generation und die Gewerbe­landschaft ist auf die Gastronomie ausgerichtet. Zahlreiche Neonreklamen und Schilder mit chinesischen Schriftzeichen weisen auf Lokale mit chinesischen Spezialitäten hin. So wird es uns zumindest in Gangster-Filmen aus Hollywood dargestellt. In Wahrheit sehen die China-Towns oft anders aus. Und die gibt’s nicht nur in den USA, sondern überall auf der Welt, so zum Beispiel in Südamerika oder Afrika. Tatsächlich leben dort auch heute noch überwiegend Menschen mit chinesischer Ab­stammung, die (kulturelle) Bedeutung sinkt aber seit einigen Jahren. Längst sind die China-Towns keine richtigen Viertel mehr, sondern lediglich einzelne Straßen mit vielen chinesischen Geschäften. So ist es beispielsweise in New York der Fall. Übrigens gibt es China-Towns auch in Deutschland, wie etwa in Berlin.


Die Religion in China

Chinas ist ein multiethnisches und multi­religiöses Land. So existieren auf dem Staatsgebiet der Volksrepublik eine Vielzahl verschiedener Glaubens­richtung. Die wichtig­sten fünf Religionen sind der Buddhismus, der Taoismus, der Islam, das katholische sowie das protestantische Christentum. Der Taoismus ist in dieser Aufzählung die einzige Religion, die aus China selbst stammt, die anderen Glaubensrichtungen sind sozusagen importiert. Die anderen Religionen gelangten durch Bevölkerungsbewegungen zu sehr unterschied­lichen Zeiten nach China. Spuren auf den Buddhismus lassen sich bereits im 1. Jahrhundert n. Chr. nachweisen, der Islam kam im 7. oder 8. Jahrhundert in das damalige Kaiserreich China. Um 1200 kam das chinesische Volk in Kontakt mit dem Christentum. Gemäß der kommunistischen Ausrich­tung der Volksrepublik sind alle fünf Religionen staatlich anerkannt. Katholizismus und Protestan­tismus sind jedoch nicht unter dem Oberbegriff Christentum zusammengefasst. Beide gelten als eigenständige Religionen. Das Recht auf Religions­freiheit ist in der Verfassung des Landes fest verankert, Glaube und Staat sind strikt getrennt. Somit steht es jedem Bürger frei, seiner Religion auch frei nachzugehen. So will es zumindest die Verfassung. Im Alltag sind diese Rechte jedoch oftmals eingeschränkt. Außerdem wird von den Einwohnern verlangt, sich nicht offiziell bzw. öffentlich zu einer Religion zu bekennen. Somit werden die Gläubigen auch nicht amtlich registriert. Zwar gibt es insgesamt etwa 85.000 religiöse Stätten der verschiedenen Glaubens­richtungen im Land. Über die wirkliche Anhängerzahl der verschiedenen Religionen gibt es jedoch keine verlässlichen Angaben. Es ist somit nicht unge­wöhn­lich, dass sich Chinesen zu verschiedenen Religionen bekennen und die Eigenschaften der Religionen miteinander vermischen. So sagt man den Chinesen (und die Chinesen sich selbst) einen gewissen religiösen Pragmatismus nach. Je nach Lebenssituation wählt man die passende Religion. Diese Einstellung ist in China in vielen Sprichwörtern festgehalten.

Deshalb gibt es in China keine einheitliche Religions­landschaft. Dies ermöglicht eine Vielzahl von weltanschaulichen und philoso­phischen Betrachtungs­weisen.


Demokratieverständnis

Die Mehrheit der chinesischen Bevölkerung versteht sich als Teil eines demokratischen Staates. Dies ist vor allem darin begründet, dass das Demokratie­verständnis von dem in westlichen Ländern stark abweicht. Statt einer freiheitlichen Grundordnung, liberalen Wirt­schafts­prozessen, einer Gewaltenteilung in Judikative, Legislative und Exekutive und der Möglichkeit zu freien Wahlen, steht in China die sogenannte Schutzherrschaft an erster Stelle. Gemäß dieser ideologischen Tradition hat eine Regierung sein Volk zu beschützen. Deshalb muss eine Regierung auch aus besonders tugendhaften, moralisch agierenden und gebildeten Personen bestehen. Diese Eigen­schaften werden von großen Teilen der Bevölkerung angenommen und als geradezu obligatorisch vorausgesetzt. Im Umkehrschluss verzichtet die Bevölkerung („freiwillig“) auch auf demokratische Grundrechte und auf politische Mitbestimmung wie Volksentscheide. Grund­sätzlich besteht ein großes Vertrauen in die Politiker der höchsten Führungs­ebenen. Durch ihre Kompetenzen gilt die Regierung als Bewahrer des Gemeinwohls und ist mit entsprechend großer Macht ausgestattet, um das Gemeinwohl durchzusetzen. Durch den großen Vertrauensvor­schuss in die Regierung gibt es im allgemeinen chinesischen Empfinden keine oder kaum Legitimation von Widerstand gegen den Staat. Vergleichbar ist dies mit dem Idealbild des „weisen Königs“, der ausschließlich im Sinne seines Volkes wohlwollend handelt. Im Umkehrschluss geht die chinesische Bevölkerung naturgemäß davon aus, dass die Meinungen des Volkes von der Regierung registriert und respektiert werden und in deren Sinne gehandelt wird.

Exkurs: Uiguren in China

Ursprünglich stammt die Volksgruppe der Uiguren aus Zentralasien. Heute stellen die Angehörigen des Turkvolkes mit 45 Prozent die größte ethnische Gruppe in Xinjiang, einer auto­nomen Region Chinas mit insgesamt 23.600.000 Einwohnern dar. Im Jahre 1949, nach dem Sieg der Kommunisten im chinesischen Bürgerkrieg, wurde die Region in die Volksrepublik über­nommen. Den Uiguren wurden jedoch zahlreiche Sonderrechte zur Selbstver­wirklichung eingeräumt. Das führte einer­seits zu großen Freiheiten, aber auch zu Nachteilen. Demokratische Bewegungen inner­halb der uigurischen Minderheit wurden konse­quent unterdrückt, Aufstände waren allgegen­wärtig. Zu größeren Unruhen kam es in den Jahren 1990, 1997, 2009 und 2014. Zahlreiche Todesopfer waren die Folgen der Auseinander­setzungen.

Die Uiguren bemühen sich um einen eigen­ständigen Staat, der den Namen Ost­turkestan tragen soll. Das Bestreben zur vollständigen Abspaltung von der Volks­republik wird nicht nur mit friedlichen Mitteln umgesetzt: Das „East Turkestan Islamic Movement“, kurz ETIM, wird nicht nur von der Volksrepublik China als terroristische Organisation eingestuft und gilt als Verbündeter von Al-Qaida und Taliban. Auch das Verhalten der chinesischen Behörden ist nicht frei von Kritik. Zahlreiche Beobachter berichten von systematischer Unterdrückung der Uiguren. Willkürliche Verhaftungen sind üblich, die Reli­gions­stätten der muslimischen Uiguren wurden zerstört.

Ebenfalls ist die Rede von „Umerziehungs­lagern“. Dort sollen die Uiguren mit menschen­rechts­widrigen Methoden zu „echten Chinesen“ umerzogen werden. Gerechtfertigt werden diese Maßnahmen oft mit einem „Kampf gegen den Terror“.


Das chinesische Rechtssystem

In vielerlei Hinsicht unterscheidet sich das Rechts­system der Volksrepublik China von dem deutschen Rechtssystem. Eine Gewaltenteilung in Legislative, Judikative und Exekutive ist unbekannt. Rechtliche Belange werden vor so genannten Volksgerichten verhandelt, die als Organe der Rechtsprechung gelten. Auf allen Ebenen der Verwaltungsgliederung finden sich solche Gerichte. Die höchste richterliche Instanz ist der Volksgerichtshof mit Sitz in Peking. Alle anderen Volksgerichte sind dem Volks­gerichts­hof unterstellt, der die lokalen Gerichte auch überwacht und gültige Rechtsnormen auf den Weg bringt. Die Anwärter von Richterposten werden strengen Kontrollen und öffentlichen Prüfung unterzogen. In diesem Auswahl­verfahren werden nicht nur fachliche Qualitäten geprüft, sondern auch das politische und parteikonforme Verhalten.

In der jüngeren Vergangenheit hat sich die chinesische Regierung an das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit angenähert. Bei dessen Umsetzung wurde sich an internationalen Standards orientiert. So konnte eine gewisse Form von Rechtsschutz etabliert werden. Auch wenn sich die chinesischen Gesetze an westlichen Vorbildern orientieren, ist die Bevöl­kerung dennoch den Richtlinien der Kommu­nisten Partei unterworfen. Eine Unabhängigkeit der Gerichte ist somit nicht gewährleistet.

Immer wieder wird der Chinesischen Regierung die Verletzung von Menschenrechten vorge­worfen. Gerade nach dem Massaker am Platz des Himmlischen Friedens im Jahr 1989 rückte das Thema international in den Fokus und erschwerte die chinesischen Beziehungen zum Ausland. Insbe­sondere die Verbindungen zur Europäischen Union sind durch Menschen­rechts­verletzungen belastet. Auch Organisationen wie Amnesty International werfen der chinesischen Regierung die Verletzung grund­legendster Menschen­rechte vor.

Laut der chinesischen Verfassung sind Men­schen­rechte jedoch garantiert. Dass der Staat die Menschenrechte respektiert, ist in Artikel 33 Absatz 3 der Verfassung festgelegt. In der Realität wird die Bedeutung von „Menschen­rechten“ jedoch anders ausgelegt, als dies in anderen Staaten der Fall ist. In der chinesischen Sichtweise steht nicht der Schutz des Individuums, sondern die Steigerung des Wohlstands für die Allgemeinheit im Vorder­grund. Verfassungs­gemäß vertritt die Volks­republik die Ansicht, dass Menschenrechte vom Staat verliehen und geschützt werden. Die individuellen Rechte dürfen nicht die Rechte anderer verletzen oder die Interessen des Staates oder der Gesellschaft verletzen. Menschen­rechte sind außerdem nicht „kostenlos“; sie gehen stets mit Pflichten gegenüber Staat und Gesellschaft einher.

China ist einer der Staaten der Erde, in der immer noch die Todesstrafe praktiziert wird. Diese Form der Bestrafung wird auch auf straffällige Minderjährige angewandt, was ebenfalls von Amnesty International heftig kritisiert wird. Die Menschenrechtsorganisation wirft China außerdem die höchste Zahl an Hinrichtungen weltweit vor. Dies wird von der Regierung in Peking jedoch dementiert. Auch lokale Volksgerichte haben hohe Autonomierechte, auch in Bezug auf das Strafmaß. So können auch die kleineren Gerichte die Todesstrafe verhängen. Die Todesstrafe wurde besonders in der Vergangenheit auf eine Vielzahl von möglichen Strafftaten angewendet. So galt nicht nur Mord als Kapitalverbrechen, sondern auch Vergewaltigung, Entführung oder Drogendelikte. Auch über die Anwendung der Todesstrafe bei Ehebruch wurde berichtet. Das gilt jedoch auch in China als Ausnahme. Seit 2007 hat sich die Anwendung der Todesstrafe auf einige wenige Straftaten reduziert. Bis zu diesem Zeitpunkt konnten die Volksgerichte in Eigenverant­wortung entscheiden, wann eine Exekution anzuordnen sei. Seit 2007 muss jedoch der Oberste Volksgerichtshof alle Todesurteile bestätigen. 2011 wurde die ehemalige Willkür abermals beschränkt und der Oberste Volksgerichtshof beschränkte die Anzahl der verschiedenen Straftaten, bei denen die Todesstrafe angewendet werden darf, auf 50. Diese Straftaten umfassen Gewaltverbrechen, Totschlag, Menschenhandel, Sabotage und Spionage. Auch Organraub und die Herstellung und Verbreitung gefälschter Medikamente fallen unter die Definition von Kapitalverbrechen. Ausdrücklich werden keine politischen Delikte mit der Todesstrafe geahndet. Dies war aber nicht immer so. Mittlerweile sind bei der Verhängung der Todesstrafe Personen, die zur Tatzeit jünger als 18 Jahre alt waren, Schwangere und Personen in einem Alter über 75 ausgenommen. Grundsätzlich betonte die chinesische Regierung noch 2011, dass die vollständige Abschaffung der Todesstrafe ein bedeutendes Ziel sei. Dass sich die Anzahl der verhängten Todesurteile Schritt für Schritt reduziert habe, wurde von internationalen Beob­achtern bestätigt. Auch Folter und Zwangsarbeit sollen abgeschafft werden.

Exkurs: Deutsche Gesetze für chine­sische Bürger

Die Volksrepublik möchte als Rechtsstaat gelten und hat sich in den vergangenen Jahren immer wieder Experten aus dem Ausland eingeladen, um bei der Umsetzung eines neuen Rechtssystems Hilfe zu leisten. Überwiegend kommen diese Fachleute aus Deutschland von der GIZ, der Deutschen Gesellschaft für internationale Zu­sammen­arbeit. In China wurde sich daher bei der Festlegung des neuen Rechtssystems stark am Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) orientiert. Praktisch ist der komplette Inhalt des BGBs übernommen worden. Mit der wirklichen Umsetzung der Gesetze funktio­niert es nicht so gut wie in Deutschland. Dennoch gilt das Projekt als wichtige Gemeinschaftsarbeit. Eine vergleich­bare Zusammenarbeit unterhält die Volks­republik mit keinem anderen Land der Erde.

Chinas Außenpolitik

In der internationalen Politik vertritt die Volksrepublik China seine Interessen mit großem Selbstbewusstsein. Grundsätzlich möchte China an der Lösung welt­politischer Fragen teilhaben. Die Volksrepublik ist Nuklearmacht, eine der größten Volkswirtschaften und ständiges Mitglied des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. Gemeinsam mit den Vereinigten Staaten, der Europäischen Union, Deutschland, Frankreich, dem Vereinigten Königreich, Indien, Argentinien, Australien, Brasilien, Indonesien, Türkei, Kanada, Mexiko, Südkorea, Russland, Saudi-Arabien, Italien und Südafrika ist die Volksrepublik China Mitglieder der G20-Staaten, der Zusammenschluss der 20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer.

Schwerpunkte der chinesischen Außenpolitik sind die Absicherung der eigenen Entwicklungs­prozesse, eine Stabilisierung des regionalen Umfeldes, sichere Handelswege und eine Vertiefung der Beziehung zu den USA, Russland, der Europäischen Union und den unmittelbaren Nachbarstaaten.

Exkurs: China und Deutschland: Stets im Dialog

Auf eine lange gemeinsame Geschichte können die Volksrepublik China und die Bundesrepublik Deutschland nicht wirklich zurückblicken. Erst im Jahre 1972 wurden die diplomatischen Beziehun­gen aufge­nommen. Seitdem ging es aber stets bergauf: China ist einer der wichtigsten Handelspartner Deutschlands. Im Pro­gramm der „Umfassenden Strategischen Partner­schaft“ meisterten beide Staaten gemeinsam Krisen. China betrachtet Deutschland als DEN Partner in der EU: Es gibt eine intensive Kooperation in den Bereichen Umwelt­politik, Handel, Wissen­schaft und Kultur. Die Beziehungen sind also stabil und gut.

So eng die Bande auch sind, gibt es dennoch einige Ungereimtheiten. Ein Punkt ständiger Kritik Deutschlands an China ist die Menschen­rechtssituation. Deutschland fördert die Stärkung und sucht auch bei dieser Frage immer wieder den Dialog.

Eine besondere Bedeutung kommt dem Verhältnis der Volksrepublik China und den Vereinigten Staaten bei. Die Regierung Chinas hat signalisiert, an einem funktionstüchtigen zwischenstaatlichen Verhältnis stark interessiert zu sein. Schlechte Beziehungen zwischen beiden Staaten hätten aufgrund der engen finanziellen Verflechtung gravierende Auswirkungen auf die wirtschaftliche Zusammenarbeit. Reibungs­punkte gibt es dennoch und die sind nicht wenige. Ein großes regionales Problem ist die potentiell nukleare Bedrohung durch Nordkorea, zu dem die Volksrepublik China traditionell enge Beziehungen hat. Nach den erfolgten Raketentests in Nordkorea installierte die USA im Jahr 2017 in Südkorea Raketenabwehrsysteme. Dieser Schritt führte zu einer Störung der Beziehungen. Besonders Südkorea ist von dieser Entwicklung betroffen. Nach jahrelanger Rivalität bahnte sich zwischen China und Südkorea seit 2013 eine vorsichtige Annäherung an. Durch die Raketen­abwehrsysteme der USA, durch die sich die Regierung in China massiv gestört fühlt, kamen diese Bemühungen der zwischenstaatlichen Verständigung zum Erlie­gen. Seither sind die chinesisch-südkorea­nischen Beziehungen schwer belastet. Das wirkt sich auch auf die Beziehungen zwischen China und den USA aus. Südkorea ist einer der engsten Verbündeten der USA. Trotz dieser politischen Ausgangssituation ist das Verhältnis Chinas zum Nachbarn Nordkorea nicht mehr als allzu eng zu bezeichnen. Aufgrund der Raketentests, die für China einen Faktor der Be­drohung und Instabilität in der Region darstellen, stimmte die Volksrepublik ab 2016 vermehrt Sanktionen der Vereinten Nationen gegen Nordkorea zu. Nordkoreanische Unternehmen wurden geschlos­sen und der Import von Kohle aus Nordkorea wurde stark begrenzt. So wurde Nordkorea von den wichtigsten Einnahme­quellen abgeschnitten. Einen vollständigen Wirtschaftsboykott galt es aus chine­sischer Sicht jedoch zu vermeiden, um nicht den Zusammenbruch der chinesischen Wirtschaft zu riskieren. Als Lösung der angespannten Situation zwischen allen beteiligten Staaten sieht die chinesische Führung eine Annäherung zwischen den USA und Nordkorea.

Seit Jahrhunderten sind die Beziehungen Chinas zu Russland als durchgehend schwierig zu betrachten. Derzeit können die Beziehungen als kooperativ bezeichnet werden. Gemeinsam möchten beide Staaten der USA auf wirt­schaftlicher Basis ein Gegen­gewicht bieten. Russland ist Chinas wichtigster Partner im Bereich der Rüstungs­industrie und zeigt Interesse an der Lieferung von russischem Gas, Öl und Strom.

Japan und Chinas verbindet eine über Jahrhunderte währende, historisch gewachsene Rivalität, die unter anderem durch zahlreiche kriegerische Auseinander­setzungen definiert ist. So sind die Beziehungen auch heute als zwiespältig zu betrachten. Bezeichnend ist das gegenseitige Misstrauen, dass die beiden Staaten gegeneinander hegen. Konflikte ergeben sich oft durch die Präsenz von Schiffen Chinas und Japans in Gewässern, die von beiden Nationen beansprucht werden.

Exkurs: Territoriale Konflikte im Süd­chinesischen Meer

Das Südchinesische Meer beherbergt wertvolle Ressourcen, ergiebige Fisch­gründe und eine schier unüberschaubare Zahl an Inseln, deren politischer Status nicht eindeutig geklärt ist. Dies liegt unter anderem an der Tatsache, dass die Gebiets­ansprüche nach dem Zweiten Weltkrieg vertraglich nicht festgelegt wurden. Als Beispiel für die verwirrende politische Lage sind die Spratly-Inseln zu nennen, einer über 1000 Kilometer langen Inselgruppe in einer relativ nahen geo­grafischen Lage zu den Philippinen. Die Spratly-Inseln wurde zunächst als Britisches Territorium angesehen. Später wurden die Inseln von Frankreich reklamiert, jedoch währende des Zweiten Weltkrieges von Japan besetzt. Nach Kriegsende besetzten wiederum chinesische Truppen die Inseln. Die Soldaten zogen zunächst wieder ab, die Inseln verblieben aber unter der Kontrolle der Volksrepublik. Im Jahre 1968 betrachtete die Regierung der Philippinen Teile der Spratly-Inseln durch die Nähe zu den philippinischen Hauptinseln als ihr Eigentum. Auch die Volksrepublik entsandte 1980 erneut Truppen. Die Folge war eine Besetzung der Insel durch philippinische Streitkräfte. Zu ernsthaften Konflikten kam es schließlich im Jahr 1988: Damals versenkte die chinesische Marine zwei vietnamesische Schiffe. Denn auch das Land Vietnam begann damit, Ansprüche auf die Spratly-Inseln zu erheben. In 1990 kam mit Malaysia ein weiterer „Interessent“ ins Spiel, der drei der Spratly-Inseln für sich reklamierte und besetzte. Weitere Staaten, die die Spratly-Inseln gegenwärtig für sich beanspruchen sind Brunei und Taiwan.

Der Grund für den Aufruhr: Es werden nahe den Spratly-Inseln gigantische Erdöl- und Erzvor­kommen vermutet. Diese Inselgruppe ist nicht das einzige Gebiet, deren Status unklar ist. Weitere Beispiele sind die Senkaku-Inseln (Beansprucht von China, Japan und Taiwan), die Paracel-Inseln (beansprucht von China und Vietnam), die Zhongsha-Inseln (beansprucht von China, Philippinen und Taiwan) oder das Huangyan Dao-Atoll (beansprucht von China und Philippinen).

Während die Beziehungen zu Indien eher prag­matischer Natur sind, verbindet die Volksrepublik China und Pakistan eine enge Freundschaft. China engagiert sich in Pakistan und unterstützt die Regierung beim Aufbau von Infrastrukturprojekten. Auf ein ähnliches Niveau steuert das engagierte Verhalten Chinas in Afghanistan hin.

Exkurs: Chinas Engagement in Afrika

In den letzten Jahren wurde häufig über Chinas großes Engagement in Afrika diskutiert. Außen­handel und Investitionen im Energie- und Rohstoffsektor stehen im Mittelpunkt der Wirtschaftsbeziehungen zwischen China und Afrika. Neben ressour­censichernden Strategien wurde eine Vielzahl anderer Projekte in den Bereichen Infrastruktur, Bildung, Techno­logietransfer und Außenhandel umgesetzt. Welche Auswirkungen diese auf die wirtschaft­liche Entwicklung der afrikanischen Länder haben werden, ist heute noch nicht abzusehen. Trotzdem wird immer wieder Kritik laut, dass China die afrikanischen Staaten in eine wirtschaftliche Abhängigkeit drängt, indem die dortigen Infrastrukturprojekte von chinesischen Firmen umgesetzt werden und mit chinesischen Krediten finanziert werden. Können die chronisch klammen afri­kanischen Staaten diese zusätzliche Kreditlast in der Zukunft nicht mehr tragen, sind sie den Forderungen Chinas machtlos ausgeliefert. Aktuell ist ein abschließendes Urteil über die Auswirkungen der wachsenden Präsenz Chinas in Afrika allerdings verfrüht.


Gesundheitswesen in China

Einst war das Gesundheitswesen der Volks­republik – zum Beispiel in den 1970er Jahren – vorbildlich. Krankenhäuser sind auch heute öffentlich zugänglich und stehen unter gemeinnütziger Trägerschaft. Dennoch bleibt einem weiten Teil der Bevölkerung ein wirklicher Zugang zur Gesundheitsversorgung ver­weigert. Insbesondere im ländlichen Raum Chinas: Nur knapp fünf Prozent der auf dem Land lebenden Menschen können die Vorzüge des Gesund­heitswesens wirklich nutzen.

Niedergelassene Ärzte, wie wir es aus Deutsch­land kennen, sind in China ein eher seltener Fall. Rund 90 Prozent aller Krankenbehandlungen werden in den öffent­lichen Krankenhäusern durchgeführt, von denen es landesweit fast 30.000 gibt. Dazu kommen circa 37.000 Kranken­stationen sowie rund 215.000 Ambu­lanzen. Insgesamt stehen in der Volksrepublik circa sieben Millionen Kranken­hausbetten zur Verfügung. Einen besonders wichtigen Teil der alltäglichen Gesundheits­versorgung macht die traditionelle chinesische Medizin aus. So existieren etwa 4.000 Kliniken, die ausschließlich auf diese Art die Patienten versorgen.

Exkurs: Mediziner ohne Studium: Die Bar­fußärzte

In weiten Teilen spielt und spielte sich das Leben in China im ländlichen Bereich ab. Gerade in diesen Regionen war Fach­personal echte Mangelware, das gilt auch für Mediziner. Da aber die Behandlung von Krankheiten und Verletzungen dringend nötig war, musste Abhilfe geschaffen werden. Das rief die so genannten Barfußärzte auf den Plan. Das sind mehr oder minder Hobbyärzte aus landwirt­schaftlichen Kollektiven, die ihre Kenntnisse der traditionellen chinesischen Medizin an ihren Patienten anwendeten. Das war keinesfalls eine profes­sionelle medizinische Behand­lung, sie sind am ehesten mit Heilern zu vergleichen, die von Dorf zu Dorf zogen. Statt Tabletten gab es Akupunktur und andere Hausmittel. Über die Erfolgs­quote der Behandlungen ist nichts bekannt, die Resultate dürften recht ernüchternd gewesen sein. Dennoch reichte das Wissen der Barfußärzte, um kleinere Verletzungen zu versorgen, kleine Impfungen durchzu­führen und die Hygiene im Arbeitsalltag zu verbessern. Auch der Glaube an die Wirksamkeit der traditionellen Medizin wird seinen Teil dazu beigetragen haben.

Die Krankenhäuser können in drei verschiedene Klassen unterteilt werden. Während die unterste Klasse eher einfache Ausstattung bietet, gelten die Krankenhäuser der Stufe 3, der höchsten Klasse, als hervorragend. Diese Krankenhäuser sind ausge­zeichnet ausgestattet und können sich mit internationalen Standards messen. Außer Frage steht, dass diese Versorgungs­möglich­keiten nur einem verschwindend geringen Anteil der Bevölkerung zur Verfügung stehen. Ein nicht unbeträchtlicher Teil der Bevölkerung hat überhaupt keinen Zugang zur medizinischen Versorgung. Um die Leistungen einer größeren Bevölkerungsgruppe zu ermöglichen, wurden aber Reformen bereits auf den Weg gebracht. Noch in 2020 soll auf diese Weise jedem Bürger zumindest eine rudimen­täre Gesundheits­versorgung zur Verfügung stehen. Dass das jetzige Gesundheits­system reformbedürftig ist, zeigt der Ausbruch des Corona-Virus in 2019 und 2020. Zwar konnte durch die wirtschaftliche Schlagkraft des Landes in städtischen Gebieten zügig eine medizinische Infrastruktur aufgebaut werden. Dennoch zeigten sich bei diesem Notfall die geringen Möglichkeiten des chinesischen Gesundheits­systems, auf die Anforderungen des Virusausbruches angemessen zu reagieren.

Exkurs: Ein Krankenhaus in acht Tagen

Ende Dezember 2019 ist der Corona-Virus in der Provinz Wuhan ausgebrochen. Die chinesische Regierung demonstrierte ihren Willen, gegen das Virus anzukämpfen, und ihre schier unbegrenzte Menge an Menschen und Material. Und wo ein Wille ist, ist auch ein Weg: In nur acht Tagen stampften Bagger ein Krankenhaus im Schnellbauverfahren aus dem Boden. Das Hounshenshan-Krankenhaus hat 1.000 Betten und benötigte 7.500 Bauarbeiter, um zu entstehen. Ein zweites Krankenhaus nach gleicher Bauart folgte. Dieses umfasst sogar 1.600 Betten. Rund 1.400 medizinische Kräfte haben hier in nur acht Tagen einen Arbeitsplatz gefunden.

Auch wenn es im chinesischen Gesundheits­system oftmals Schwachstellen gibt, gilt China auch in dieser Hinsicht nicht als Entwicklungsland. Einer Veröffent­lichung der Kommunistischen Partei aus dem Jahr 2016 zufolge beträgt die Lebenserwartung im Mittel 76 Jahre. Geschlechter wurden hier nicht differenziert. Für die Zukunft geht man laut diesem Gesund­heitsreport von einer weiteren Steigerung der Lebenserwartung auf 79 Jahre aus. Erstmals werden auch „Wohlstands­krankheiten“ thematisiert, die seit der Steigerung von Lebensstandard und Einkommen auch in China ein Thema sind. Zwischen 1978 und 2015 hat China die Investitionen in das Gesundheitssystem verdoppelt; die Ausgaben stiegen von drei auf sechs Prozent des Brutto­inlandsproduktes.


- Kapitel 3 -

Das Bildungssystem in China

Hintergrund des Bildungssystems

Wie bereits erwähnt, sind die Strukturen in China stark dezentralisiert. Das gilt auch für das Bildungssystem. Alle Provinzen haben starke Mitspracherechte bei der Auslegung der Gesetze, die das Schulwesen betreffen. Das Ministerium für Bildung ist die oberste Bildungs­behörde der Volksrepublik. Doch aufgrund der ausgeprägten Autonomierechte der Provinzen und autonomen Regionen ist die Einflussnahme der obersten Behörde relativ beschränkt. Die Kompe­tenzen werden – wie in vielen Verwaltungsbereichen der Volksrepublik – von oben auf die unteren Verwaltungsebenen verlagert. In Bereichen wie Finanzen, Personal und inhaltlicher Planung können also die Provinzen auch im Bildungswesen recht autark agieren.

Das Bildungssystem Chinas ist nach der ISCED (International Standard Classification) der UNESCO standardisiert. Diese Klassifizierung von Schultypen und ‑systemen segmentiert inter­nationale Schul­systeme in verschiedene Level und eignet sich somit für den Vergleich des Bildungsniveaus zwischen verschiedenen Ländern. Durch diese Vereinheitlichung nach internationalem Vorbild sowie der Teilnahme an dem weltweiten Bildungsprogramm „Education for all“ (EFS), das ebenfalls von der UNESCO geleitet wird, konnte die chinesischen Regierung einen Alphabeti­sierungsgrad von 98 Prozent vermelden. 2006 wurden das Bildungssystem und das Gesetz zur Schulpflicht reformiert. Dies beinhaltet einen grundlegenden Verzicht auf Schulgebühren, auch Gebühren für Nachhilfe­stunden dürfen nicht erhoben werden. An diese grundsätzliche Weisung müssen sich auch die Verwaltungen in den Provinzen halten. Das chinesische Bildungssystem kann als erfolgreich betrachtet werden. Im internationalen Ranking – zum Beispiel bei der PISA-Studie – schnitten chinesische Schüler stets mit sehr guten Ergebnissen ab.


Kindergarten

Zum Beginn der schulischen Ausbildung steht der Besuch im Kindergarten an. Der Besuch ist jedoch freiwillig und die Eltern entscheiden, in welchem Alter die Kinder die Einrichtung besuchen. Das Mindestalter zum Eintritt beträgt drei Jahre. Spätestens mit sieben Jahren ist der Besuch der Kindergärten für chinesische Kinder nicht mehr möglich und sie wechseln zur Grundschule.

In den Kindergärten Chinas bestehen vergleich­bare Konzepte wie in Deutschland. Bekannte Konzepte wie ganz- oder halbtägige Unter­bringung gibt es auch in China. Auch eine stundenweise Unterbringung ist möglich. Der Zweck des Kindergartens ist es, die Kinder auf den Schulbesuch vorzubereiten. Dies geschieht über eine altersgerechte und emotionale Erziehung. Die Kinder sind während ihrer Zeit im Kindergarten in Großgruppen untergebracht: Gruppen in Größen von etwa 35 Kindern sind in China nicht ungewöhnlich. Diese Gruppen werden jedoch von mehreren Erziehern beaufsichtigt und geleitet. Im Normalfall kümmern sich innerhalb der Gruppen drei Erzieher um die Kinder. Finanziert werden die Kindergärten oftmals wie in westlichen Ländern. Nicht der Staat finanziert die Einrichtungen, sondern Städte, Gemeinden, Kirchen und auch private Dienstleister. Ebenfalls gibt es Firmen, die innerhalb ihres Betriebes eine eigene Betreuung für die Kinder der Beschäftigten anbieten. Die Gebühren für den Besuch des Kindergartens variieren jedoch stark. Während im Allgemeinen ein Platz im Kindergarten in den Städten teurer als auf dem Land ist, spielen weitere Faktoren bei der Höhe der Gebühren eine wichtige Rolle. Ausschlaggebend für die Gebühr ist das Alter des Kindes, die genutzten Betreuungszeiten und Angebote sowie die finanzielle Situation der Eltern. Auf dem Land hingegen ist die Situation etwas anders: Oft übernehmen die Provinzen selbst die Gebühren. Für die Eltern in ländlichen Regionen ist der Kindergartenplatz also kostenfrei. Gleiches gilt für betriebsinterne Kindergärten, deren Besuch im Normalfall keine Kosten nach sich zieht.


Grundschule

Nach dem (freiwilligen) Besuch des Kinder­gartens folgt der Besuch der Grundschule, der verpflichtend ist. Die Einschulung erfolgt –auch wie in Deutschland – ent­weder mit sechs oder sieben Jahren. Die Grundschul­zeit ist in China etwas länger als in Deutschland: Während der Besuch der Grundschule hierzulande auf vier Jahre begrenzt ist, dauert er in China sechs Jahre. Auf die chinesischen Grundschüler fällt auch eine höhere Belastung der Wochenstunden. Pro Woche gibt es 26 bis 30 Schulstunden mit einer Dauer von je 50 Minuten. Gelehrt werden die Fächer Chinesisch, Mathematik, Kunst, Sport, Naturwissenschaften und Musik. Ab dem dritten Schuljahr wird zusätzlich das Fach Englisch unterrichtet.

Im chinesischen Bildungsalltag wird die Indi­vidualität des Schülers berücksichtigt und entsprechend gefördert. Erklärtes Ziel ist es, Unabhängigkeit und autonomes Denken voranzubringen. Optisch ist diese Autonomie jedoch nicht gewünscht: An den meisten chinesischen Grundschulen ist das Tragen einer Schuluniform verpflichtend.


Mittelschule

Als nächstes Level in der chinesischen Schulbildung folgt die Sekundarstufe an der Mittelschule. Die Sekundarstufe beinhaltet eine Teilung in Ober- und Unterstufe zu je drei Jahren Unterricht. Dies entspricht den Klassen­stufen sieben bis neun in der Unterstufe und den Klassenstufen zehn bis zwölf in der Oberstufe. Die Unterstufe in der Mittelschule ist also das, was in deutschen weiterführenden Schulen als Mittelstufe klassifiziert wird. Somit dauert die Gesamtausbildung an der Mittelschule sechs Jahre. Schon bei den Mittelschulen wird auf Spezialisierungen geachtet. Es gibt berufs­bildende, allgemeinbildende oder technische Mittelschulen. Im Gegensatz zur Grund­schule wird die Fächerzahl in der Mittelschule erweitert. Hinzu kommen auch für uns eher fremde Fächer wie IT, Technik und Wirtschafts­kunde. Die Naturwissenschaften werden fachweise in ihren einzelnen Disziplinen gelehrt. Chemie, Physik und Biologie werden in der Mittelschule zu Einzelfächern. Auch Ethik steht hier auf dem Stundenplan, der wöchentlich 35 Stunden zu je 45 Minuten umfasst. Nach den ersten drei Jahren in der Unterstufe müssen die Schüler eine Abschluss- und Aufnahmeprüfung absolvieren. Nach Erreichen der Oberstufe wird von den Schülern ein gesteigertes Maß an Disziplin erwartet. So kommen zu den wöchentlichen 35 Schulstunden zwei verpflich­tende Schulstunden im Selbststudium. In Klasse elf haben die Schüler die Möglichkeit, schulische Schwerpunkte festzulegen und sich zwischen einer geistes- oder naturwissen­schaftlichen Ausbildung zu entscheiden.

Am Ende der Mittelschule steht das Gao Kao, das chinesische Gegenstück zum Abitur in Deutschland oder der Matura in Österreich. Es ist die Abschluss­prüfung nach insgesamt zwölf Schuljahren und berechtigt die Schüler nach dem Bestehen zum Besuch einer Universität. Das Gao Kao findet in Klausurform statt. Teilweise können sich die Schüler die Prüfungsfächer selbst aussuchen. Pflicht ist jedoch, dass die Fächer Chinesische Philologie, Mathematik und eine Fremdsprache (meist Englisch) geprüft werden. Zusätzlich können die Prüflinge drei weitere Fächer entweder aus den Geistes- oder den Naturwissenschaften wählen. Das Gao Kao hat einen hohen Stellenwert – nicht nur bei Schülern, sondern auch in der Gesellschaft. Während des Gao Kaos, das jährlich am 7. Juni stattfindet, gewährleisten Bürger und Verwal­tungen ein hohes Maß an Ruhe, damit die Prüflinge nachts besonders erholsam schlafen können. Es ist nicht ungewöhnlich, dass zu Prüfungszeiten auf Baustellen nicht gearbeitet wird, damit kein Lärm verursacht wird. Außerdem ist es üblich, dass Polizisten Schüler zum Gao Kao eskortieren, falls diese in den recht häufigen Verkehrsstaus stecken bleiben. Schließlich ist es im Sinne der chinesischen Gesellschaft, dass die Schüler pünktlich zu ihren Abschlussarbeiten kommen.

Die Aufgabe der allgemeinen Mittelschule ist es, die Schüler auf den Besuch der Universität vorzubereiten. Daneben gibt es auch eine große Anzahl von Mittelschulen, die für Schüler geeignet sind, die eine Berufsausbildung anstreben. Diese Schulformen sind bereits auf die jeweiligen Berufsbilder spezialisiert. Es gibt zum Beispiel buddhistische oder forstwirt­schaftliche Schulen. Nach einer Pflichtschulzeit von neun Jahren – bei den allgemeinen Schulen sind es zwölf – schließt sich eine berufliche Ausbildung an, die in der Regel zwei bis vier Jahre dauert. Oftmals sind die spezialisierten Schulen in der Trägerschaft großer Unternehmen und dienen so praktisch als Kaderschmiede. Der Lehrplan wird dort nicht von den Behörden festgelegt, sondern von den finanzierenden Unternehmen. Dort werden, je nach Branchenzweig, Facharbeiter für die Bereiche Schwer-, Stahl- oder Ölindustrie ausgebildet.


Studium

Laut dem chinesischen Bildungsministerium gibt es pro Studienjahr rund 42 Millionen Studenten in der Volksrepublik China. Sehr beliebt ist der Studiengang Ingenieurswissenschaften. Nahezu jeder dritte Student in China belegt diesen Studiengang. Weitere beliebte Fachrichtungen sind Betriebswissenschaften, Naturwissen­schaften im Allgemeinen sowie Kunst und Medizin. Nicht immer waren die Abschlüsse auf einem international anerkannten Level. Eine umfassende Reform brachte jedoch eine Verbesserung der Studienbedingungen. Das Ministerium für Bildung entwarf im Jahr 1995 das Modell Projekt 211
, um ab der Jahrtausendwende rund einhundert chine­sische Hochschulen auf ein westliches Bildungsniveau zu bringen. Das Projekt hatte einen durchschlagenden Erfolg. Mittlerweile gibt es zehn Universitäten, die im internationalen Vergleich als Spitzenuniversitäten gelten.

Das sind im Einzelnen die


	
Universität Peking



	
Tsinghua-Universität



	
Chinesische Volksuniversität



	
Sun-Yat-sen-Universität



	
Jiaotong-Universität in Shanghai



	
Jiaotong-Universität in Xi´an



	
Universität Nanjing



	
Chinesische Universität für Wissen­schaft und Technik



	
Fudan-Universität



	
Zheijang Universität





Insgesamt gibt es eine Vielzahl von Universi­täten. Laut einer Publikation des Bildungs­ministeriums beläuft sich die Gesamtzahl auf etwa 2.500 Hochschulen. Bemerkenswert ist jedoch, dass von dieser Gesamtzahl nur etwa 75 dem Bildungsministerium direkt unterstehen.

Die Zugangsbedingungen zu einer chinesischen Hochschule sind enorm schwierig. Nur die Spitzen­schüler einer Provinz werden bei der Bewerbung auf einen der begehrten Plätze an den Elite-Unis zugelassen. Es gibt auch ideo­logische Hürden. Zwar ist der Besuch einer Universität nicht an eine Mitgliedschaft bei der Kommunistischen Partei gebunden, die Anwär­ter müssen jedoch weltan­schauliche Pflichtkurse absolvieren. Kursbesuche in den Fächern Marxismus und Maoismus, (Wirtschafts-) Politik und Ethik müssen für die Zulassung erfolgreich abgeschlossen werden. Diesbezüglich macht das gewählte Studienfach keinen Unterschied. Auch beispielsweise Physikstudenten müssen dieses Pflicht­programm absolvieren. Die Studienplatz­vergabe erfolgt nach einem Punktesystem sowie – wie in Deutschland bei gewissen Fächern auch – nach dem Numerus Clausus. Während im Schulsystem Chinas keine Schulgebühren anfallen, sind Studiengebühren jedoch üblich. Auch dieses Gebührensystem ist nicht einheitlich geregelt. Je nach Region und Ruf der Universität betragen diese bis zu umgerechnet 800 Euro pro Jahr und Student. Diese Gebühren stellen neben der finanziellen staatlichen Förderung die Haupteinnahmequelle der Universitäten dar. Durch zahlreiche Kooperationen zwischen Universitäten und Unternehmen bietet sich für die Studenten die Möglichkeit, Praktika zu absolvieren. Die Universitäten haben dadurch verschiedene Vorteile wie zum Beispiel zusätzliche Einnahmequellen.


- Kapitel 4 -

Die Wirtschaft Chinas

Allgemeiner Überblick

China ist in Sachen Ökonomie zur echten Supermacht geworden. Nach der 1978 gestar­teten Reform- und Öffnungspolitik florierte die Wirtschaft kräftig. Im Jahr 2010 schwang sich die Volksrepublik auch im internationalen Vergleich zur absoluten Supermacht auf. Damals überholte China mit Japan erstmals den größten Wirtschaftskonkurrenten im asiatischen Raum. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) beträgt etwa 11,2 Milliarden US-Dollar (2016). Das BIP pro Kopf belief sich im gleichen Jahr auf etwa 8100 US-Dollar. Dort liegt China im weltweiten Vergleich im Mittelfeld.

China ist weltweit das Exportland Nummer 1. Seit der Öffnung der chinesischen Wirtschaft in den späten 1970er Jahren hat das Land sein Exportvolumen von damals 2 Milliarden US-Dollar auf 2.000 Milliarden US-Dollar vertausend­facht. In keinem anderen Staat werden gegenwärtig mehr landwirtschaftliche Güter produziert. Auch im Ranking der größten Industrie­mächte belegt China den ersten Platz. Insgesamt gehen 900 Millionen Menschen in China einer Arbeit nach.

Durch die florierende Wirtschaft des Landes hat China im internationalen Vergleich Spitzen­positionen in vielen Produktionssektoren eingenommen. Besonders im landwirtschaft­lichen Bereich hat die Volksrepublik viele Konkurrenten auf dem Weltmarkt abgehängt. China war im Jahr 2016 der weltweit größte Produzent von Getreide, Weizen, Reis, Äpfeln, Weintrauben, Kartoffeln, Schweine- und Schaffleisch, Fisch­produkten und Baumwolle. Da das Land reich an Bodenschätzen ist, nimmt China auch im Bergbau Spitzenpositionen ein. In der Volksrepublik werden weltweit die größten Mengen von Gold, Zink, Zinn, Blei und Eisenerz gefördert. In Bereich industrieller Produktion ist China führend bei der Herstellung von Eisen, Stahl, Aluminium, Zement, Pappe, Papier und Dünger. Ebenfalls ist die Volksrepublik der größte Energie- und Stromproduzent weltweit.

Diese verschiedenen Faktoren führen zu einer Bilanz, die sich sehen lassen kann. Das war nicht immer so. Der Aufschwung Chinas war schnell und erfolgreich. 54 US-Dollar pro Kopf verdiente durchschnittlich jeder Einwohner bei der Ausrufung der Volksrepublik – pro Jahr, nicht pro Monat. Damals war die noch junge Volksrepublik eines der ärmsten Länder der Erde. Aufgrund der verschiedenen Reformen änderte sich das in vergleichsweise kurzer Zeit. Die Industria­lisierung bescherte den Chinesen innerhalb von nur 30 Jahren einen wahren Einkommensboom. Bis zu den beginnenden 1980er Jahren verbes­serten sich Lebensstandard und Wohlstand schlagartig. Gemäß der Betrachtung der Weltbank wandelte sich die Volksrepublik von einem Entwicklungsland zu einem Land mit einem Einkommensniveau im oberen globalen Durchschnitt. Die Lebenserwartung stieg, ebenso das Bildungsniveau und auch die medizinische Versorgung verbesserte sich zusehends. Im Jahr 2016 lebten 43,4 Millionen Einwohner in Armut, angesichts der Gesamt­bevölkerung von schätzungsweise 1,4 Milliarden Menschen resultiert daraus ein vergleichsweise geringer prozentualer Anteil.

Dennoch ist Staatspräsident Xi Jinping bemüht, diese Quote weiter zu reduzieren. Maßnahmen umfassen die Schaffung von mehr Arbeitsplätzen und die Verbesserung der Lebensumstände, insbesondere in Gebieten mit relativ geringem Einkommen. Außerdem sollen in diesen Regionen mit gezielten Maßnahmen Bildung und Gesundheit verbessert werden. Der ursprüng­liche Plan, bis zum Jahr 2020 jedem Chinesen einen „bescheidenen Wohlstand“ zu garan­tieren, wurde jedoch verfehlt. Unabhängig davon wurde die Bedeutung der Formulierung des bescheidenen Wohlstands nicht näher definiert.

Die Kluft zwischen Arm und Reich ist sehr groß. So leben in Hongkong die meisten Millionäre auf dem engsten Gebiet der Welt zusammen. Dies ist jedoch kein Verdienst der chinesischen Regierung oder der Wirtschaft des Landes: Als am 1. Juli 1997 Hongkong vom Vereinigten Königreich wieder an China übergeben wurde, war die Situation vergleichbar. Auch Macao ist für seine hohe Dichte an Millionären bekannt. Insgesamt sollen fast 720.000 Millionäre über die gesamte Volksrepublik verteilt leben. Etwas mehr als 300 Menschen besitzen ein noch größeres Vermögen und können sich Milliardäre nennen.

Demgegenüber stehen die Lebenshaltungs­kosten einer durchschnittlichen chinesischen Familie. Je nach Region und Wohnort fallen dafür pro Monat umgerechnet etwa 80 bis 800 US-Dollar an. Zur chinesischen Mittelklasse kann sich derjenige zählen, dessen jährliches Ein­kommen sich zwischen 10.000 und 30.000 US-Dollar befindet. Somit können sich 720 Millionen Personen als Angehörige dieser Klasse bezeich­nen. Das bedeutet, dass jeder zweite Chinese der Mittelschicht angehört. In der Realität ist das Kapital in China wie bereits erwähnt sehr ungleich verteilt. In einer Vielzahl von Protesten macht sich die chinesische Bevölkerung über diesen Unmut Luft.

Die Bürger Chinas verfügen über eine Sozial­versicherung. Abgedeckt werden Krank­heit, Alter, Unfälle, Mutterschaft und Arbeitslosigkeit. Über die Sozialversicherung werden auch soziale Hilfen verteilt, die eine Existenzsicherung gewährt. Diese staatliche Sozialversicherung wird in der Praxis jedoch nicht einheitlich umgesetzt. Nur Arbeitnehmer sind versichert. Andere Bürger wie Studenten, Kinder und Selbstständige kommen nicht in den Vorteil dieser Versicherung. Auch die Bewohner der ländlichen Regionen werden von der Sozialversicherung nicht berücksichtigt. Für diese Menschen besteht die Möglichkeit einer freiwilligen Krankenversicherung. Die eine Hälfte der Versicherungsbeiträge wird von der Regierung bezahlt, die andere Hälfte bezahlt der Versicherungsnehmer selbst

Um dem Phänomen der Armut in den Städten der Volksrepublik zu begegnen, wurde ein staatliches Sozialhilfesystem eingerichtet. Unter­stützt werden vor allem alte und behinderte Menschen sowie Kinder, die ohne Eltern aufwachsen müssen. Diese Menschen werden mit Dienstleistungen und Sachgegen­ständen unterstützt, aber auch Geldleistungen sind möglich. Voraussetzung für diese Hilfen ist, dass die benachteiligten Menschen keine Möglichkeit zur Selbsthilfe durch die eigene Familie besitzen. Denn vor dem Staat als möglichen Unterstützer sind im chinesischen Selbstverständnis erst Verwandte um Hilfe zu bitten.


Regionale Volkswirtschaften

Auch zwischen den verschiedenen Regionen und Provinzen Chinas herrscht eine ungleiche Verteilung der Wirtschaftskraft. Im Allgemeinen war die wirtschaftliche Entwicklung in den Küstenregionen bedeutend schneller. Dies ist auf eine erhöhte Verfügbarkeit von Ressourcen und Arbeitskräften, als es in den ländlichen Provinzen der Fall ist, zurückzuführen. Dort herrscht im Allgemeinen auch ein höherer Wohlstand in der Bevölkerung. Das Pro-Kopf-Einkommen ist höher, oft um ein Vielfaches. Als reichste Regionen Chinas gelten das Jangtse-Delta, die Region Jingjinji und das so genannte Pearl River Delta. Es ist davon auszugehen, dass diese Regionen, die ohnehin schon einen großen Teil des wirtschaftlichen Erfolges Chinas ausmachen, in der Zukunft weiter rasant anwachsen werden. Dies gilt sowohl für die Bevölkerung als auch die Wirtschaft. Die Regierung Chinas ist bemüht, den Weg für dieses Wachstum durch die Beseitigung von bürokratischen Hürden zu beschleunigen oder zumindest im Wesentlichen zu verein­fachen.

Gerade zwischen den 1970er und 2000er Jahren war die Wirtschaft Chinas von stetem Wachstum gekennzeichnet. Im Vergleich zu den wirtschaft­lich konkurrierenden Nachbarn wie Japan und Südkorea konnte China in diesem Zeitraum aufschließen. Beide Länder machten übrigens eine ähnliche Entwicklung wie die Volksrepublik durch, jedoch bereits zu früheren Zeitpunkten in ihrer Geschichte. Und sowohl Japan als auch Südkorea sind heute hochentwickelte Industrie­nationen.

Seit den 1980er Jahren hat sich der Überschuss in der Leistungsbilanz Chinas verzehnfacht. Die industrielle Landschaft war zunächst anders geprägt. Insbesondere im Billiglohnsektor schwang sich China schon früh zum Global Player auf, der sich in der Textilindustrie etabliert hatte. Bekannt ist zum Beispiel die massenweise Herstellung von Schuhen. Von diesem Segment hat man sich zwar nicht völlig verabschiedet, jedoch bestimmen heute andere Branchen das Bild Chinas in der Welt. Industriezweige wie die Automobil-, Hardware-, und Pharmaindustrie sind heute längst auf dem globalen Markt etabliert.

Dass sich die Wirtschaft weiterhin positiv entwickelt, ist von der Regierung nicht nur erwünscht, sondern wird als ein absolutes und existenzielles Muss betrachtet. Beim 11. Fünfjahresplan versprach die Führungsebene Chinas, dass man ein jährliches Wirtschafts­wachstum von 8 Prozent garantieren möchte. Ein solches Wachstum ist laut der Regierung die einzige Möglichkeit, den Wohlstand der Bürger zu garantieren und zu verbessern, die Industrie weiterzuentwickeln und die eklatanten Unter­schiede zwischen der Land- und Stadt­bevöl­kerung auszu­merzen. Ein solches Wirtschafts­wachstum aufrechtzu­erhalten gilt unter Fachleuten nicht nur als ambitio­niert, mutig und gleichzeitig extrem risikobehaftet: Es wäre in der Wirtschafts­geschichte überhaupt das erste Mal, das einem Land solch ein Ziel gelingt. Somit stellt sich die drängende Frage, ob die Idee des Wirtschaftswachstums von 8 Prozent überhaupt einzuhalten ist. Unter Wirtschafts­wissen­schaftlern gilt diese Fragestellung als längst beantwortet. Ob China diesen Kurs beibehalten kann, ist ungewiss und scheint eigentlich unmöglich.

In der Vergangenheit gab es bereits Phasen in der Geschichte der Volksrepublik, die ein gesteigertes Wirtschaftswachstum ermöglich­ten. Ein Beispiel ist die Richtungsänderung vom Agrarstaat zum schwer­industriellen Produktions­land. Durchgesetzt wurde dies mit umfassenden Reformen, die die grundlegenden und eher bremsenden Eigenschaften der Planwirtschaften zumindest teilweise abschafften. Grund­sätzlich war dies der erste Schritt zur Öffnung des Landes auf dem globalen Markt. Schließlich wurde auch der industrielle Sektor in den 1990er Jahren massiv umstrukturiert. Dies geschah stets unter der Federführung der Politik, die der Wirtschaft des Landes einen einheitlichen Weg vorgab. Um die Ziele des konsequenten Wirtschafts­wachstums jedoch beizubehalten, waren immer neue Reformen notwen­dig. So wurde die Finanzwirtschaft liberalisiert, das Land für ausländische Investoren zugänglich gemacht die Entwicklung hin zu einem echten Kapitalmarkt gefördert. Diese Öffnung wird gemessen an der ideologischen kommunistischen Ausrichtung Chinas als Meilenstein gewertet. Jedoch ist die Öffnung des Marktes ein notwendiger Schritt gewesen, um das Wirtschaftswachstum auch zukünftig zu ermöglichen. Generell wurde die Öffnung des Marktes ohnehin als letzte Möglichkeit betrach­tet, das versprochene Wachstum tatsächlich zu generieren. So stellte die Regierung bereits im Jahr 2014 ein reduziertes Wirtschafts­wachstum von 7,4 Prozent fest. Sie reagierte in der Regierung mit einer Reihe von neuen Projekten, um die Wirtschaft erneut anzukurbeln. Besonders neue Verkehrsprojekte wurden geplant und neue Flughäfen und Eisenbahnnetze wurden gebaut.


Der Renmimbi

Die Nationalwährung Chinas ist der Renmimbi. Übersetzt bedeutet dies schlicht „Volks­währung“. Es ist jedoch nicht so, dass man in einem Geschäft ein Produkt für die Summe von „XY Renmimbi“ erwerben könnte. Dieser Name bezieht sich nur auf die Währung, die primäre Grundeinheit der Währung ist der Yuan. Dies kann für Verwirrung sorgen da außerhalb Chinas auch oft die Rede vom „chinesischen Yuan“ ist. Auch der Internationale Währungscode (ISO) trägt zum Verständnis dieser Besonderheit nicht bei. Die gebräuchliche Abkürzung CNY suggeriert, dass es sich bei der Bezeichnung Yuan um die tatsächliche Währung handele. Eine weitere Besonderheit ist, dass das internationale Währungssymbol des Renmimbi dasselbe wie das des japanischen Yen ist. (Ein große Y mit zwei Querbalken).

1 Yuan ist unterteilt in 10 Jiao, der sich wiederum in 10 Fen unterteilt. Der Renmimbi wird von der Peoples Bank of China herausgegeben. Viele Staaten haben Geldreserven in Renmimbi angelegt. Neben der Volksrepublik China als einziger offizieller Nutzer dieser Währung ist der Renmimbi auch in verschiedenen Staaten wie Laos, Kambodscha, Nordkorea, Myanmar oder Nepal im Umlauf, gilt jedoch nicht als offizielles Zahlungsmittel. Bis zum Jahre 2005 war der Renmimbi an den US-Dollar gebunden. Bei der Öffnung zur freien Marktwirtschaft wurde dies jedoch aufgegeben, um die chinesische Industrie wettbewerbsfähiger zu machen.

Der Internationale Währungsfonds listet den Renmimbi seit 2015 als globale Hauptwährung, gemeinsam mit dem US-Dollar, dem Euro, dem britischen Pfund und dem japanischen Yen.


Chinas Landwirtschaft

In Sachen Landwirtschaft ist China mittlerweile unangefochten die Nummer Eins. Die Volks­republik ist gleichzeitig der größte Produzent landwirtschaftlicher Produkte aber auch deren größter Verbraucher. Etwa 300 Millionen Arbeiter sind in der Landwirtschaft beschäftigt. Ungenutztes Ackerland wird in der Volksrepublik vergeblich gesucht: Praktisch jeder Flecken Erde wird zum Anbau von Lebensmitteln verwendet. Im globalen Vergleich ist China der größte Hersteller von Weizen, Mais, Tabak, Gerste, Soja, Hirse, Kartoffeln, Erdnüssen und einigen weiteren Kulturpflanzen. Der Anbau wird effizient und intensiv betrieben. Trotz der kleinen Anbauflächen hat China durch verschiedene Methoden den langjährigen Spit­zenreiter der landwirtschaftlichen Produktion, die Vereinigten Staaten, überholt. Ein Grund für die langfristigen Erfolge war die zunehmende Mechanisierung der Arbeitsabläufe, die von der Regierung in hohem Maße gefördert wurden. Die chinesischen Behörden hoffen, diese Erträge durch die Verwendung von speziellen Düngern und Techniken in der Zukunft noch weiter zu steigern. Diese Effizienz bemerken auch andere Institution wie das Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen. Mit nur einem Anteil von sieben Prozent des welt­weiten Ackerlandes ernähren die Lebensmittel aus chinesischer Produktion etwa 20 Prozent der gesamten Weltbevölkerung.

Die Tierhaltung ist ein bedeutender Zweig der chinesischen Landwirtschaft. Die Volksrepublik ist der weltweit führende Produzent von Hühnern (auch Eiern) und Schweinen. Auch wenn andere Länder bei der Produktion von Rindern und Schafen im weltweiten Vergleich noch vor China stehen, sind die Kapazitäten in der Volksrepublik auch hier gigantisch. Große Bedeutung kommt der Produktion von Fisch bei. Gerade im Bereich der Fischzucht in Aquakulturen wurde stark investiert, sodass sich China zum weltweit größten Produzenten von Fischprodukten auf­schwingen konnten. Ein großer – wenn auch sinkender – Anteil kommt der Meeresfischerei als solches bei. Durch Überfischung sind die Fischbestände vor der chinesischen Küste stark geschrumpft und einige Arten gefährdet.


Der Außenhandel

Die Handelsbeziehungen zwischen China und dem Rest der Welt sind von außergewöhnlichem Ausmaß. Eine chinesische Besonderheit im internationalen Handel ist das spezielle Auswahl­verfahren der jeweiligen Handels­partner. So hat China nicht nur zu den „Global Playern“, also den größten Volkswirtschaften der Welt, Kontakte, sondern hat sich auch in afrikanischen und südostasiatischen Ländern um nachhaltige und eng­maschige Handels­beziehungen engagiert. Grundsätz­lich ist bei der Auswahl der Handels­partner eine relativ hohe Fluktuation zu beobachten. Die Volksrepublik legt sich nicht gerne fest: In vergleichsweise kurzer Zeit können sich die internationalen Partnerschaften schnell ändern. Gründe können dabei auch politischer Natur sein.

Die drei größten und wichtigsten Handelspartner in Bezug auf den Import und Export waren im Jahr 2017 die Vereinigten Staaten, die Europäische Union und Japan. Sehr bedeutend sind des Weiteren die wirtschaftlichen Be­ziehungen zu den südlichen und östlichen Staaten Asiens. Unter den Top 20-Handels­partner Chinas fanden sich im 2017 Jahr mit Japan, Hongkong (Anm.: Hongkong taucht als autonome Region Chinas auch in der Statistik als internationaler Handelspartner auf), Südkorea, Taiwan (Anm.: s. Hongkong), Vietnam, Malaysia, Indien, Thailand, Singapur, Indonesien und den Philippinen insgesamt elf Staaten aus diesem Kulturraum. Weitreichende Handels­bezie­hungen bestehen mit Brasilien und Südafrika sowie den Staaten Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten im Nahen Osten.

Exkurs: Die (neue) Seidenstraße

Das Projekt „One Belt, One Road“ wird im deutschsprachigen Raum gerne als „Neue Seidenstraße“ bezeichnet. Ziel ist es, neue Handelsnetze und eine neue gemeinsame Infrastruktur mit mehr als 60 Handels­partnern zu schaffen. Die „alte“ Seiden-straße bezeichnete die Handels­routen von China nach Europa, die Marco Polo beschrieb. Bei der neuen Seidenstraße sollen in diesem historischen Korridor neue Land- und Seewege entstehen. Profitieren sollen davon insbesondere Länder in Asien, Afrika und Europa. Viele Staaten beteiligen sich, andere wiederum sehen das Projekt kritisch, dies vor allem in Bezug auf die eigenen Wirtschaftsmöglichkeiten. Deutsch­land ist zum Beispiel Unterzeichner des Gründungs­memorandums, während Japan und die Vereinigten Staaten Abstand von dem Projekt nehmen. Auch hier wird immer wieder Kritik laut, dass China über den Weg umfassender kredit­finanzierter Infra­struk­turprojekte die beteiligten wirtschafts­schwachen Länder in eine langfristige Abhängigkeit führen könnte.

Einen Großteil der chinesischen Importe machen Industriegüter aus dem High-Tech-Bereich sowie Maschinen für die Industrie aus. Der größte Teil dieser Importe kommt aus Japan sowie den Vereinigten Staaten. Exportschlager sind elektronische Geräte, aber auch Textilien, landwirtschaftliche Produkte und Chemikalien. Der Handel wird zu einem bedeutenden Teil über den Seeweg realisiert. Von den insgesamt weltweit fünf verkehrsreichsten Seehäfen liegen alleine drei in China.

Auch wenn Russland in den Statistiken der wichtigsten Handelspartner recht weit hinten auftaucht, verbindet die beiden Staaten ein bedeutsames Handelsnetzwerk. China exportiert hauptsächlich Elektronik, Textilien und Schuhe nach Russland. Umgekehrt werden Energie­träger wie Rohöl aus Russland importiert. Das Handelsvolumen soll in diesem Bereich weiter ausgebaut werden. Derzeit befinden sich mehrere Pipeline-Projekt in Planung oder bereits in der Umsetzung. Das soll auch für eine Entlastung des Schienensystems sorgen, da derzeit noch ein Hauptteil des importierten Öls per Tankzug angeliefert wird. Mittlerweile wird neben dem Rohöl auch Strom von Russland nach China exportiert.

In den letzten Jahrzehnten gilt das steigende Investitions­engagement Chinas im Ausland als besonderes Merkmal der Globalisierung. Seit dem Jahr 2005 expandieren chinesische Unternehmen und investieren auch in Entwicklungs­ländern. Weltweit wurden in 2013 rund 90 Milliarden US-Dollar aus China in ausländische Firmen investiert. Verstärkt sehen chinesische Investoren Potentiale in Europa und stecken Kapital zum Beispiel auch in hohem Maße in deutsche Unternehmen. Dieses Engagement hat eine Vielzahl von Gründen. So erwerben chinesische Unternehmer auslän­dische Firmen oder streben eine Fusion an, um mit deren Produkten – oftmals bekannte Marken – auf dem chinesischen Binnenmarkt aktiv zu werden. Oft werden auch innenpolitische Barrieren als Grund genannt. Denn trotz der Öffnung zur freien Marktwirtschaft sind hohe Steuern oder Quoten­regulierungen große Hindernisse für das wirt­schaftliche Wachstum chinesischer Firmen. Werden Firmen in einem Staat mit einer liberaleren Markt­wirtschaft übernommen, können diese Hürden umgangen werden und einzelne Details wie die Möglichkeiten zum Export werden vereinfacht. Auf dem chinesischen Staatsgebiet ist der Vertrieb durch die marktregulierenden Maßnahmen der Regierung mit Hindernissen verbunden. Neben diesen Beispielen gibt es eine Vielzahl weiterer chinesischer Investitions- und Fusionsmodelle im Bereich der Auslands­investitionen. Die grundsätzliche Gemeinsamkeit dieser Pläne ist jedoch die Aussicht auf schnellen Profit. Dabei haben nicht alle Projekte Erfolg. Oft unterschätzen chinesische Investoren und Unternehmer die Situation in ausländischen Marktwirtschaften. Ein gutes Beispiel war der Plan eines chinesischen Autoherstellers. Im Jahr 2004 erwarb der Konzern Anteile von fast 49 Prozent eines südkoreanischen Automobil­herstellers für rund 500 Millionen US-Dollar. Es wurde unter anderem die Produktion eines neuen SUVs für den chinesischen Markt angestrebt. Um das Modell nach chinesischen Gesichtspunkten gewinnbringend zu produ­zieren, strebte man eine Lohnreduzierung der Arbeiter an. Das scheiterte jedoch an der Blockade des Plans durch die südkoreanische Gewerkschaft. Das neue Automodell wurde letztlich nicht herausgebracht. Als 2008 die Wirtschaftskrise auch die chinesischen Märkte erreichte, musste der Investor die süd­koreanische Automobilfirma wieder abstoßen und die investierte Summe von 500 Millionen US-Dollar wurde als Verlust abgeschrieben.

Exkurs: Lost in Translation

Generell scheinen die chinesischen Systeme mit europäischen und amerikanischen Wertevor­stellungen manchmal nicht kom­pa­tibel zu sein. Der Vizepräsident eines Elektronikherstellers blickte in einem Interview mit einer chinesischen Zeitung auf die Kooperationen mit Geschäfts­partnern in Frankreich zurück. Er bemängelte, dass viele Entscheidungsprozesse enorm lang­wierig waren. Ein Grund dafür war, dass seine französischen Geschäftspartner des Chine­sischen nicht mächtig waren und sich mit Nachdruck weigerten, mit ihm auf Englisch zu kommuni­zieren.

Generell ist ein Scheitern in chinesischen Unter­nehmerkreisen jedoch nicht vorgesehen und auch nicht üblich. Zwischen Mitte der 1990er und dem Jahr 2010 waren chinesischen Investoren an über 25.000 Übernahmen oder Fusionen mit ausländischen Firmen beteiligt.


Chinas Energiewirtschaft

Die chinesische Energieproduktion ist seit den 1980er Jahren stark gewachsen. Gleichzeitig dazu stieg auch der Energieverbrauch im Inland, was sich im gesteigerten „Energiehunger“ der Wirtschaft be­gründet. Auch der verbesserte Lebensstandard der Bevölkerung schlägt sich im Stromverbrauch nieder. Der ganz überwiegende Teil des chinesischen Stroms wird durch fossile Brennstoffe erzeugt. Ungefähr 80 Prozent des Gesamtstroms wurden aus der Ver­brennung von Kohle, Öl und Gas erzeugt. Ein relativ hoher Anteil der restlichen Produktion des Stroms wird aus Wasserkraft gewonnen. 17 Prozent des Stroms wird an den großen Staudämmen des Landes – wie dem Drei-Schluchten-Staudamm – generiert. Recht gering ist der Anteil von Atomenergie, der nur einen Anteil von drei Prozent ausmacht.

China verfügt über ein gigantisches Potenzial eigener natürlicher Ressourcen wie Kohle und Öl. Ein Problem für die chinesische Wirtschaft ist jedoch die geographische Verteilung. Während der Nordosten reich an Kohle und Öl ist, gibt es im Südwesten viel Potenzial für eine Ausweitung der Stromgewinnung durch Wasserkraft. Auch der nordöstliche Teil des Landes ist reich an Kohlevorkommen. Da die stark industriellen Regionen Gunagzhou und Shanghai jedoch ein deutliches Defizit in der Stromerzeugung haben, stellt sich ein logistisches Problem ein.

In den letzten Jahren ist eine Abkehr von der Kohleenergie zu beobachten. Dies geschieht haupt­sächlich aus Gründen des Umweltschutzes. Außerdem möchte sich die Volksrepublik weniger abhängig vom Rohstoff Kohle machen. Aus diesen Gründen wurden in der jüngeren Vergangenheit tausende Kohle­kraftwerke geschlossen. In der Zukunft soll ein ausge­wogener Strom-Mix für eine flexiblere Energie­wirtschaft sorgen. Auf eine gänzlich saubere Energieproduktion wird dabei allerdings nicht gesetzt. Vielmehr soll mehr Strom in Öl- und Gaskraftwerken erzeugt werden. Erneuerbare Energien stehen aber auch auf dem Plan, insbesondere die Stromgewinnung durch Wasserkraft liegt hier im Fokus der Regierung. Auch die Energiegewinnung in Atomkraftwerken soll vorangetrieben werden. Somit konnte die Stromgewinnung aus Kohleverbrennung im Bereich der fossilen Energien auf nur noch 60 Prozent reduziert werden.

Um eine stabile Wirtschaftsleistung zu garan­tieren, importiert China seit den frühen 90er Jahren im großen Stil Öl, hauptsächlich aus dem Nahen Osten. Um einen nachhaltigen und zukunftsfähigen Import zu garantieren, haben chinesische Firmen vermehrt in andere Ölfelder auf der ganzen Welt investiert. Denn grundsätzlich möchte sich die Volksrepublik nicht nur von einem internationalen Partner abhängig machen.


Die chinesische Kohleindustrie

Die Volksrepublik China ist nicht nur der größte Produzent von Kohle, sondern auch dessen größter Verbraucher. Wie bereits erwähnt, wurde der Anteil von Kohle an der Strom­gewinnung zwar reduziert – praktisch wurde jedoch die Energiewirtschaft nicht in der Geschwindigkeit umgewandelt, in der das Land die Kohlekraftwerke schloss. Somit muss eine große Menge Kohle jährlich importiert werden. Haupt­handelspartner sind dabei Indonesien und Australien. Um den gesteigerten Energiebedarf der rasant wachsenden Wirtschaft zu decken, mussten wiederum neue Kohlekraftwerke gebaut werden. Somit ist festzustellen, dass der Aufbau alternativer Energie­quellen wie Atomenergie oder Wasserkraft nur dazu dienen, den Bau neuer Kohlekraftwerke zu verlang­samen. In höherem Maße sind an dieser Entwicklung auch die Lokalregierungen beteiligt, die, gemäß ihrem Recht zur Eigenverwaltung, sich den Anweisungen zum Schließen der Kohlekraftwerke schlicht verweigern. Die Funktionäre auf lokaler Ebene wollten keinen Rückgang der Arbeitsplätze in ihrer Region riskieren. Dies führt zu dem kuriosen Umstand, dass Umweltschutzorganisationen festgestellt haben, dass sich Kohlekraftwerke im Bau befinden, die von der zentralen Regierung in Peking schon längst gestrichen worden sind. Natürlich ist das nicht in jeder der Provinzen der Fall. Grundsätzlich sind die Lokal­regierungen auch hier um Linientreue bemüht.

China engagiert sich auch in anderen Ländern bei der Errichtung von neuen Kohlekraftwerken. Grundsätzlich gehen Umweltschützer davon aus, dass in etwa ein Viertel des weltweiten CO² von chinesischen Kohlekraftwerken abgegeben wird.

Die Kohlereserven der Volksrepublik China sind gigantisch, aber nicht unendlich. Es wird vermutet, dass sich auf dem Staatsgebiet der Volksrepublik noch etwa 60 Milliarden Tonnen Steinkohle und 50 Millionen Tonnen Braunkohle befinden. Alles in allem sollen diese Reserven noch rund drei Jahrzehnte reichen, sollte sich die Abbau­ge­schwindigkeit nicht noch weiter beschleu­nigen. Insgesamt hat sich die Kohle­produktion in den letzten zwanzig Jahren in etwa verdreifacht.

In China sind etwa ein halbes Dutzend Kohle­bergbauunternehmen tätig, deren CO²-Außstoß ungefähr dem CO²-Ausstoß der gesamten Bundes­republik Deutschland ent­spricht.

Die mit Abstand größte Mine im Tagebau befindet sich in Haerwusu in der Inneren Mongolei, einer auto­nomen Region Chinas. Jährlich werden dort rund 20 Millionen Tonnen Rohkohle gefördert. Ein weiterer Ausbau der Förderraten ist bereits in der Planungsphase. Da die Hauptabnehmer der Kohle in den indus­triellen Ballungszonen an der chinesischen Küste sitzen, führt der Transport von Kohle aus Haerwusu regelmäßig zu massiven Verkehrs­problemen auf den Highways Chinas. Um diese empfindlichen Verkehrsadern zu entlasten, gibt es Bemühungen, kleinere lokale Minenbetriebe zu errichten. Seit den 1960er Jahren wird dieses Vorhaben konsequent umgesetzt. Und dies mit Erfolg: In etwa die Hälfte der in China geför­der­ten Kohle wird von Kleinbergwerken produziert, die es in China mittlerweile zu Tausenden gibt. So konnte den logistischen Problemen etwas entgegengearbeitet werden. Doch die Errichtung dieser Minen brachte neue Schwierigkeiten mit sich. Nicht alle Bergwerke wurden von den lokalen Regierungen sorgfältig hinsichtlich ihrer Sicherheitsvorkehrungen überprüft. Das Resultat waren katastrophale Minenunfälle, die tausenden Arbeitern das Leben kostete. Trotz aller innenpolitischen Herausforderungen wird die Nachfrage an Kohle im Land weiter und konsequent steigen. Die größten Mengen von Kohle werden in der Stromgewinnung ver­braucht, auf Platz zwei steht die Stahlindustrie. Beides sind etablierte und dennoch beständig wachsende Industriefelder.

Die Verwendung von Kohle im privaten Sektor ist gesetzlich geregelt. Besonders in ländlichen Räumen war die Nutzung von Kohle als Brennmaterial in früheren Zeiten allgegenwärtig. Der Trend ist jedoch rückläufig. In städtischen Gebieten ist der Einsatz von Kohle in heimischen Öfen so gut wie gar nicht mehr zu finden, was größtenteils am vor einigen Jahren ausge­sprochenen Verbot dieser Praxis liegt. Die Verwendung innerhalb von Häusern führte zu einer massiven Gesundheitsschädigung: Denn der Kohlerauch wurde nicht über Kamine abgeführt, sondern konnte sich im Raum frei verbreiten. Die Folge war eine große Zahl an Menschen, die an Atemwegserkrankungen starben. Pro Jahr starben an der Verbrennung von Kohle und dem permanenten Einatmen des Qualms etwa 400.000 Menschen in China. Ein weiterer Faktor war, dass auch über den Kohlefeuern gekocht wurde. Schwermetalle lagerten sich in den Speisen ab, was zu einem Anstieg von Krebserkrankungen wie beispiels­weise Kehlkopf- oder Speiseröhren­krebs führte. Generell war festzustellen, dass die Luftqualität trotz des rapiden Anstieges der Luftver­schmutzung zu Beginn des wirtschaftlichen Aufschwungs außerhalb von Wohnhäusern besser war, als innerhalb der Häuser. Mittlerweile sind die Gefahren des Verbrennens von Kohle entschärft worden, zum Beispiel durch neue Schornsteine für den Heimgebrauch. Dennoch hat sich dieses Verfahren noch nicht überall durchgesetzt.


Chinas Erdöl und Gas

Wie so viele Branchen in der Wirtschaft Chinas wächst die auch Erdölindustrie rasant an. In diesem Energiesektor stellt sich jedoch eine ähnliche Problematik wie bei der Kohle ein: Der Bedarf an Erdöl steigt und ist durch die Eigenproduktion nicht mehr zu decken. Deshalb müssen jährlich großen Mengen Erdöl von China importiert werden. Dabei hat die Volksrepublik grundsätzlich ein reiches Vorkommen an eigenem Erdöl. Ende der 60er Jahre wurden im Songhua Jiang Liao-Becken und an anderen Orten gigantische Vorkommen entdeckt. Das bedeutendste Vorkommen ist das Daqing-Ölfeld in der Provinz Heilongjiang im Nordosten Chinas. Damals war China im Begriff, sich zur Exportnation aufzuschwingen. Bis Mitte der 80er Jahre wurden knapp 20 Millionen Tonnen Rohöl exportiert, insbesondere nach Japan. Im Jahr 1993 überstieg erstmals die Nachfrage nach Öl in China die Inlandsproduktion. Schon lange reicht die eigene Produktion nicht mehr aus, um den Bedarf Chinas zu decken. So wurde China nun selbst zum Ölimporteur. Das Land ist auch in diesem Bereich stark abhängig von Importen. So stark, dass China mittlerweile als größter Ölimporteur der Welt gilt. Erstmalig im Jahr 2013 übertraf China den bisherigen Spitzenreiter, die Vereinigten Staaten.

Durch die Umstände, dass die eigene Öl­produktion die Nachfrage im eigenen Land nicht mehr deckte, geriet die Regierung in Peking in eine echte Notsituation. Um dieses Problem zu lösen, investierten die drei größten Ölunter­nehmen Chinas (die China National Offshore Oil Corporation, die China National Petroleum Corporation und Sinopec) in die Entwicklung und Erschließung von Ölfeldern im Ausland. Bevorzugte Ziele waren Ölvorkommen in Ländern, die zwar über die Ressource Öl in großer Menge verfügen, jedoch nicht über die Mittel, um das Rohöl aus eigener Wirtschafts­kraft zu fördern. Aus diesem Grund wurden Kooperation mit Indonesien und Malaysia abge­schlossen. In Bezug auf die Ölwirtschaft gibt es ebenfalls enge Beziehungen zu Australien.

Die Volksrepublik China verfügt über eine der weltweit größten strategischen Ölreserven. Seit 2004 investiert die Regierung hier massiv. Mit der Einrichtung einer Ölreserve wollte man das Land und die Energiewirtschaft unabhängiger von Ölimporten aus dem Ausland machen. In China gibt es insgesamt drei solcher Erdöllager, die alle an der Küste errichtet wurden. Es gibt keine verlässlichen Aussagen darüber, wie viel Öl tatsächlich in diesen drei Reservoiren gespei­chert werden kann. Ausländische Beobachter schätzen die Gesamtmenge jedoch auf etwa 500 Millionen Barrel Öl. Im Vergleich zu den weltweit größten Reserven belegt China nach dieser Schätzung den dritten Rang im internationalen Vergleich. Nur die Notreserven der Vereinigten Staaten und Japans übersteigen die ange­nommene Menge der chine­sischen Ölreserven.

Als drittwichtigster Energieträger hinter Kohle und Öl kommt dem Erdgas ein großer Stellenwert in der chinesischen Energie­wirt­schaft zu. Die Strom­gewinnung in Gaskraft­werken soll zukünftig ausgebaut werden und laut der Regierung einen Teil der bisher bestehenden Kohlekraftwerke ersetzen. Es ist bekannt, dass China – ähnlich wie beim Erdöl – auch über strategische Erdgasreserven verfügt. Über dessen Volumen ist jedoch nur sehr wenig bekannt. Sicher scheint, dass die Erdgasreserven aus eigener Förderung gespeist werden. So soll die Hälfte der Erdgasreserven aus der Provinz Sichuan stammen.


Gold, Erze, Metalle und mehr

Nahezu jede Provinz Chinas verfügt über eigene Vorkommen an Eisenerz, deren Bedeutung für die Wirtschaft jedoch recht unterschiedlich sind. Wichtige Abbaugebiete sind die Provinzen Guangdong, Gansu, Guizhou sowie das südliche Sichuan. Die Erze, die dort gefördert werden, werden meist lokal verwertet und an Eisen- und Stahlwerke in der Nähe geliefert. Weitere wichtige Bodenschätze, die in großen Mengen vorhanden sind, sind Mangan, Blei, Zink, Zinn und Gold. In China gibt es außerdem das weltweit größte Vorkommen von Antimon. Auch die Bauxitvorkommen werden als ergiebig eingestuft. Zudem hat sich eine nennenswerte Industrie in der Mineraliengewinnung etabliert. Insbesondere die Bedeutung der Salz­gewinnung in Salinen an der chinesischen Küste hat sich in den letzten Jahren stark gesteigert. Neben der Gewinnung von Salz in den Verdunstungsanlagen werden auch im Inland auf gigantischen Salzfeldern große Mengen des Minerals gewonnen. Im großen Stil wird auch Phosphat gefördert. Außerdem wurden Eisenpyrit, Flussspat, Asbest, Gips und Kalkstein gefunden. Gerade beim Kalkstein wird angenommen, dass sich die größten Reserven auf chinesischem Staatsgebiet befinden.

Ein großer Teil der chinesischen Bergbau­industrie ist von dem Abbau von Golderz geprägt. Mittlerweile ist China der größte Goldproduzent der Welt und überholte erstmals in 2006 den bisherigen Spitzen­reiter Südafrika, das seit dem Jahr 1905 den ersten Rang in der weltweiten Goldproduktion belegte. In diesem Jahr produzierte China circa 300 Tonnen Gold. Der einfache Grund für den Wechsel an der Spitze war die Halbierung der südafrikanischen Goldproduktion und die Verdopplung der chinesischen Produktion. In China war diese Verdopplung vor allem aufgrund ausländischer Investoren möglich. Die wichtigsten Investoren kamen aus Kanada und Australien, aber auch aus Indien.

Heute ist die China National Gold Group Corporation (CNGGC) das Bedeutendste der insgesamt rund 2000 chinesischen Unter­nehmen, die in der Gold­verarbeitung aktiv sind. Die Produktion der CNGGC macht knapp 20 Prozent der gesamten Goldproduktion Chinas aus. Die CNGGC war auch das einzige Unternehmen, das bisher den Gang an die Börse wagte; die restlichen der goldproduzierenden Betriebe sind für den globalen Markt relativ unbedeutend, zumindest größtenteils. Der über­wiegende Teil des chinesischen Goldes wird nicht exportiert, sondern im Inland für die Herstellung von Schmuck und anderer wertvoller Gegenstände verwendet. Gerade in der chinesischen Oberschicht stieg die Nachfrage nach Gold in den letzten Jahren exorbitant an. Auch im Ausland investieren chinesische Firmen und verfolgen so in etwa den gleichen politischen Kurs wie bei der Offshore-Ölpolitik. Große Investitionen wurden vor allem in Afrika getätigt. Insgesamt gab es in 2015 knapp 120 Bergbauprojekten in afrikanischen Ländern, die chinesischen Unter­nehmen gehörten. Dieses Engagement zielt nicht nur auf die Förderung von Gold ab, sondern auch vieler weiterer Metalle und Mineralien. In Namibia zum Beispiel ist ein chinesisches Unternehmen, die China General Nuclear Power Corporation, an dem Abbau eines der weltweit größten Vorkommen von Uran beteiligt.

Obwohl China das Goldproduktionsland Num­mer Eins auf der Weltrangliste ist, sind die Goldreserven des Landes vergleichsweise gering. Es wird geschätzt, dass sich lediglich sieben Prozent der weltweiten Goldreserven in chinesischem Besitz befinden.


Seltene Erden in China

Nicht nur in Gold und Erzen ist die chinesische Volkswirtschaft ganz vorne mit dabei, sondern auch bei der Elementgruppe der Seltenen Erden. Denn auch vermeintlich unbedeutende Ele­mente wie Pro­methium oder Neodym haben in unserem Alltag eine enorm große Bedeutung. Ohne die Seltenen Erden funktioniert bei uns kein Smartphone oder Plasmabildschirm und kein Elektromotor. Auch in der medizinischen Radiologie werden Seltene Erden als teilweiser Bestandteil von Kontrastmitteln verwendet. Wirklich „selten“ sind diese Elemente nicht, der Name stiftet daher etwas Verwirrung. Die Seltenen Erden kommen eigentlich recht häufig vor, sind aber doch sehr weitläufig verteilt. Es gibt also keine Lagerstätten, die beispielsweise mit Kohleflözen zu vergleichen sind. Dennoch sind sie durch den Hunger der Welt nach Technik unersetzlich und entsprechend begehrt. Die Eigenschaft, dass die Seltenen Erden für den Weltmarkt so wichtig sind, hat sich die Volksrepublik China zu eigen gemacht. In der Inneren Mongolei befinden sich die weltweit größten Vorkommen. Und zwar mit Abstand: Rund 71 Prozent der weltweit industriell nutzbaren Selten Erden werden in China gefördert, so zum Beispiel in der bekannten Bayan-Obo-Mine. Diesen Vorteil macht sich China zu nutze. Deshalb spielen die Seltenen Erden auch beim Wirtschaftskonflikt mit den USA eine wichtige und große Rolle.

Trotz der immensen Nachfrage und der enormen Bedeutung für den Welthandel sanken die Förderquoten zuletzt auch in China. Denn die Gewinnung der Seltenen Erden ist enorm kostspielig. Durch die wirtschaftlichen Diffe­renzen mit den USA wurde auch der Export beschränkt. Immerhin hat dies den Vorteil im Vergleich zu anderen Rohstoffen, dass die Volksrepublik China ihren eigenen Bedarf für die boomende Elektronikbranche selbstständig decken kann.


China als Billigland?

Über Jahrzehnte galt China als Billigland. Auf Turnschuhen, Handtaschen und T-Shirts prangte das Label „Made in China“. Während die Kennzeichnung „Made in Germany“ auch heute noch Qualität verspricht, galt das für Produkte aus chinesischer Herstellung nicht. Die Produkte aus Fernost hatten einen „Ramsch“-Beige­schmack. Insbesondere die Tatsache, dass chinesische (Textil)-Produkte oft Plagiate namhafter westlicher Hersteller sind und waren sowie der bekannte Umstand, dass die Produkte unter oftmals menschenunwürdigen Beding­ungen in Megafabriken gefertigt werden, rückte die Volks­republik in ein negatives Licht und sorgte für schlechte Presse. Dass diese Produkte immer wieder für schlechte Schlagzeilen sorgen, liegt besonders daran, dass hier Waren hergestellt werden, die per Internetversand gleich beim Verbraucher ankommen – und dies oft für Centbeträge. Die schlechten Bedingungen sind also auch für private Käufer „spürbar“. Die Bedeutung dieser Konsumgüter im Billigsegment hat im Verlauf der Zeit abgenommen, macht aber im Vergleich auch heute noch einen relativ großen Anteil der chinesischen Industrie­produktion aus, die im Gesamten fast 50 Prozent des Bruttoinlandsproduktes ausmacht. Längst hat die Industrie Chinas auch in Branchen wie der Automobilindustrie, Telekommunikation oder der Rüstungsindustrie im internationalen Vergleich zu den Spitzenproduzenten aufge­schlossen. Nicht nur die eigenen Marken und Produkte sind aus dem Alltag in Europa, Asien und Nordamerika nicht mehr wegzu­denken. Ein wichtiger Faktor für den Erfolg ist auch die Verlagerung von Produktionsstätten westlicher Firmen nach China. Das spart europäischen und amerikanischen Unternehmern eine Menge Geld: Bei weitem fallen in der Volksrepublik nicht die Lohnkosten wie in Deutschland an, auch die Einkaufs­preise von Rohstoffen sind in vielen Bereichen durch kürzere Lieferwege weitaus niedriger. Für die chinesische Regierung ist das ein absoluter Gewinn und auch die beschäftigten Arbeiter in den Fabriken ausländischer Inves­toren profitieren in finanzieller Hinsicht im Vergleich zur Arbeit in chinesischen Produktions­stätten.

Die chinesische Industrie in sich ist sehr differenziert. Ein wichtiges Standbein ist und bleibt die Stahl- und Eisenindustrie, die Aluminiumproduktion und die Gewinnung von Erdöl. Bedeutend ist auch die Produktion von Düngemitteln, Textilien und Bekleidung, Zement, Schuhen, Spielzeug und Kommuni­kations­technologie. In der Kraftfahrzeug­industrie hat sich China auf dem Weltmarkt etabliert. Die Produktion beschränkt sich nicht nur auf Autos und Lastkraftwagen. In China werden Schienen­fahrzeuge und auch Schiffe im großen Stil produziert.

Keine andere Wirtschaftsbranche wächst schneller als die Industrie: Jährlich verzeichnet man Wachstums­raten von rund 10 Prozent. Auch bei den Eigentumsverhältnissen hat sich in China ein deutlicher Trend zur Privatisierung der Unternehmen abge­zeichnet. Dies gilt jedoch nur für vergleichsweise kleine Industriezweige. Die wichtigsten Standbeine der chinesischen Indus­trie, wie die Stahlproduktion, sind weiterhin in staatlichem Besitz.

Exkurs: Auge um Auge - Der Wirt­schafts­krieg zwischen den USA und China

Donald Trump hat ein großes Problem mit der wachsenden Volkswirtschaft in China. Grund für den Ärger des US-Präsidenten ist das Handels­bilanzdefizit der USA gegenüber der Volks­republik. Etwa 130 Milliarden Dollar betrug der Wert der Güter die aus den USA nach China exportiert wurden. Dem gegenüber steht ein Gegenwert von etwa 505 Milliarden Dollar, die den Wert der exportierten chinesischen Güter in die USA ausmachen. Trump wehrte sich in Form von Strafzöllen, die zunächst auf Wasch­ma­schinen und Solarpanele erhoben wurden. Es folgten weitere Strafzölle auf Stahl und Aluminium. Und das war nur der Anfang einer echten Kaskade von Strafmaßnahmen. Ungefähr 1.300 chinesische Produkte waren im Jahr 2018 mit Strafzöllen belegt.

Die Volksrepublik schlug zurück und erhob ebenfalls Zöllen auf Aluminium, Stahl und weitere 100 Produkte „Made in U.S.A.“. Diese Strafmaßnahmen umfassten eine Vielzahl verschiedener Produkte von der Sojabohne bis zum Flugzeug. Die Situation schaukelte sich also immer mehr hoch. Teilweise sind heute auf beiden Seiten des Verhandlungstisches Strafzölle in Höhe von bis 25 Prozent aktiv. Ein Ende der Spirale ist bisher nicht in Sicht, sehr zum Leidwesen der globalen Marktwirtschaft. Teilweise werden durch die Maßnahmen Lieferketten unter­brochen und auch ausländische Firmen mit Produktions­standorten in den USA leiden unter der Situation. Das gilt beispielsweise auch für deutsche Autobauer.


Chinas Stahl

2018 konnte Chinas Regierung einen großen Erfolg vermelden. Die Volksrepublik hat sich als größter Stahlproduzent der Welt etabliert. Mehr als 50 Prozent des weltweit hergestellten Stahls kam aus China, insgesamt verließen fast 930 Millionen Tonnen Stahl die Herstellerbetriebe in Fernost. Das Land ist der „Stahl-Staat“ schlechthin: Sechs der zehn weltweit größten Produzenten von Stahl haben ihren Sitz in China. Noch im Jahre 2008 wurde nur die Hälfte der heutigen Stahlmenge produziert. Durch das Wirtschafts­wachstum wurden auch mehr Rohstoffe benötigt. Und obwohl China reich an Eisenerz­vorkommen ist, reichten die Ressourcen im Land nicht, um die Nachfrage der eigenen Stahlwerke zu decken. Seit den 2000er Jahren muss China deshalb auch Eisenerz importieren. Das deckt sich mit der Situation der eigenen Vorkommen von Öl und Kohle, die ebenfalls nicht ausreichen, um die eigene Nachfrage zu stillen. Durch den Export und hohe Kredit­schulden sinkt in der Stahlindustrie jedoch die Gewinnmarge beständig.


Autos für den Weltmarkt

In China wird weltweit die größte Menge an Automobilen hergestellt. Mit 27 Millionen (2018) produzierten Fahrzeugen übertraf die chine­sische Produktion die US-Amerikanischen (11,3 Millionen Fahrzeuge) und japanischen Produk­tions­zahlen (8,7 Millionen) mit großem Abstand. Deutschland ist hier mit 4,7 Millionen Fahr­zeugen im Jahr 2019 bereits weit abgeschlagen. Bereits im Jahr 2010 stellte China sogar mehr Autos her, als die Vereinigten Staaten und Japan zusammen. Die Nachfrage ist seither unge­brochen: Bei der Bevölkerung sind die im eigenen Land hergestellten Automobile nach wie vor sehr beliebt. Durch einen generellen Anstieg der Einkommen konnten sich nach und nach immer mehr Chinesen ein eigenes Auto leisten. Die Produktions- und Absatzzahlen stiegen somit auf gleichbleibendem Niveau. Mittlerweile werden die meisten Autos in China verkauft. Seit etwa zwanzig Jahren verlagerte China das Angebot und exportiert neben fertigen Kraftwagen auch recht erfolgreich Ersatzteile. Nahezu alle international bedeutenden Automobilhersteller unterhalten Joint Ventures in China, von denen die chinesische Regierung ausländischen Investoren jedoch maximal nur zwei gewährt. Das gilt auch für deutsche Automobil­produzenten: BMW, Mercedes Benz und Volkswagen sind in China aktiv. Dennoch haben sich einige wenige internationale Automobil­hersteller von diesem Markt wieder zurückzogen. Als Grund wird häufig die Sorge vor einer zu starken Abhängigkeit vom chinesischen Markt und wirtschaftspolitische Spannungen genannt. Daneben existieren dutzende rein chinesische Automobilfirmen, deren Marken und Modelle im westlichen Kulturkreis kaum bekannt sind. Die Tendenz ist steigend; es ist davon auszugehen, dass der chinesische Automobil­markt weiter wächst, um nationale und inter­nationale Nachfragen zu befriedigen.

Chinas Vorreiterrolle ist nicht nur auf Auto­mobile mit Verbrennungsmotoren beschränkt. Das Land ist weltweit der größte Produzent von E-Automobilen. 2018 wurden 1,8 Millionen Elektroautos hergestellt. Der überwiegende Absatz findet im eigenen Land statt: 96 Prozent der E-Autos auf chinesischen Straßen stammen aus der eigenen Produktion. In der industriellen Landschaft gibt es eine schier unüber­schaubare Anzahl von E-Autos. Ein deutliches Wachstum dieses Marktes ist durch ein gesteigertes Umweltbewusstsein zu erwarten.

Exkurs: Autofahren in Fernost

Wer als Deutscher in China ein Auto fahren möchte, hat einiges an Vorarbeit zu leisten. Denn das Befahren chinesischer Straßen ist nur denen gestattet, die auch einen amtlichen chinesischen Führerschein besitzen. Der deutsche und internationale Führerschein wird im Gegensatz zu vielen anderen Staaten nicht akzeptiert. Eine Verletzung dieser Regelungen wird drakonisch bestraft: Im schlimmsten Fall droht sogar die Ausweisung. Bei kurzen Aufenthalten ist der Erwerb eines vorläufigen Führerscheins jedoch möglich. Wird der Chinatrip jedoch etwas länger, muss man eine Führerscheinprüfung und ein langwieriges Verfahren auf sich nehmen. Bei der Beantragung ist eine Vielzahl von Dokumenten vorzulegen: Originale Identi­täts­papiere inklusive Kopien, ein Gesund­heitszeugnis, mehrere Fotos, die deutsche Fahrerlaubnis und dies alles in übersetzter Form. Neben theoretischen und praktischen Fahrstunden muss ein computer­gestützter Test bestanden werden. Der Inhalt spielt die oftmals sehr speziellen Situationen des chinesischen Straßenverkehrs durch. Eine Spur härter wird der Test dadurch, dass er neben der Benutzersprache Chinesisch in nur sehr schlechtem Englisch angeboten werden soll.


Banken und Aktienhandel

Der allergrößte Teil der chinesischen Banken befindet sich in Staatshand. Die Nationalbank ist die Peoples Bank of China (PBC), die finanzielle Kontrolle über das Bankwesen wird vom Finanzministerium ausgeübt, das wiederum unter der Leitung des Staatsrates steht. Die PBC hat eine Vielzahl von Aufgaben. Sie gibt beispielsweise die Währung Renmimbi aus und verwaltet die Konten der Regierung und deren Organisationen. Des Weiteren steuert die PBC den internationalen Handel Chinas. Daneben gibt es eine Vielzahl von Banken, die die Geschäfte der einzelnen Wirtschaftsbranchen betreuen, wie zum Beispiel die Agrarbank, die sich ausschließlich um landwirt­schaftliche Finanzgeschäfte kümmert. Für den chinesischen Bürger kommt der Industrial and Commercial Bank of China (ICBC) eine besondere Bedeutung bei. Die ICBC wickelt alle normalen Geschäfte des Alltags ab und ist für die Bürger als eine Art Sparkasse zu betrachten.

Nach den umfangreichen Wirtschaftsreformen stieg auch die Bedeutung der Banken im Allgemeinen. So ist es allen Unternehmen und Privatpersonen zumindest theoretisch möglich, auch außerhalb der her­kömm­lichen staatlichen Förderungen Kredite aufzunehmen. Dieser Möglichkeit kommt eine große Bedeutung bei, gerade für Gewerbetreibende.

Rund 75 Prozent der staatlichen Kredite gehen auch an staatliche Unternehmen. Und auch der Staat an sich nimmt mit steigender Tendenz Kredite auf. Kreditgeber sind oft ausländische Organisationen, Vereinigungen, aber auch andere Länder. Die Volksrepublik hat unter anderem bei der Weltbank, den Vereinten Nationen und Japan Kredite aufge­nommen.

Mit den zwei Börsen Chinas, dem Shanghai Stock Exchange und dem Shenzhen Stock Exchange existieren zwei große Aktienmärkte. Zusammen­gefasst bildet der chinesische Aktienmarkt den zweitgrößten der Welt. Der chinesische Aktienindex CSI 300 listet etwa 300 börsen­notierte Unternehmen.


Projekte für die Zukunft Chinas

Die Schere zwischen Arm und Reich ist groß. Mit mehreren Projekten versucht die Regierung Chinas, diese Kluft zu verringern. Insbesondere sollen davon die Regionen im Westen, Nordosten, Südwesten sowie in Zentralchina profitieren. Zentrales Thema ist der Bau neuer Gaspipelines sowie neuer Strom- und Wasser­leitungen, um eine voll umfassende Versorgung zu garantieren.

Gerade der Wasserversorgung kommt eine große Stellung bei: Noch immer sind viele (ländliche) Regionen nicht an das nationale Wassernetz ange­schlossen. Außerdem gibt es oft wiederkehrende Engpässe bei der Wasser­versorgung in urbaneren Gebieten. Ein Anschluss an das Frisch- und Abwasser­netz ist nicht das ausschlaggebende Problem. Vielmehr ist die ungleiche Verteilung des Wassers ein Punkt, der der chinesischen Regierung Sorgen bereitet. Nicht allen Regionen steht Wasser in aus­rei­chender Menge zur Verfügung. Eine gerechtere und ausgeglichenere Umverteilung ist ein zentraler Gedanke bei zukünftigen Reformen.

Ganz grundsätzlich ist die Wasserwirtschaft in China ein enorm wichtiges und großes Thema. So belief sich die Zahl der Menschen, die nicht einmal Zugang zu einem Grundwasserbrunnen hatten, im Jahre 2015 noch auf 63 Millionen. Bei dieser Rechnung ist zu beachten, dass eine Wasserversorgung auf eben diese Art für viele Chinesen verfügbar ist und weiterhin sein wird, die Wasserqualität aber bei weitem nicht der Definition von Frischwasser entspricht. Die Verun­reinigung des Trinkwassers mit Fäkalien ist ein schwerwiegendes Problem. Deshalb sind Durchfall­erkrankungen sehr weit verbreitet. Eine Analyse von UNICEF ergab, dass etwas mehr als zehn Prozent des chinesischen Trinkwassers stark mit Keimen belastet ist. Von einem Trinken des (Leitungs)-Wassers wird deshalb generell abgeraten. Für die Bevölkerung bieten sich jedoch oft keine anderen Möglichkeiten.

Die enorm schnelle wirtschaftliche Entwicklung des Landes führt zu einer zusätzlichen Verschär­fung der Wasserknappheit. Knapp 60 Prozent der chinesischen Städte haben – abhängig von der Jahreszeit und den damit verbundenen Nieder­schlägen – mit Wasser­mangel zu kämpfen. In etwa weitere 15 Prozent der chinesischen Städte leiden unter schwerer Wasser­knappheit im gesamten Jahresverlauf. Rund 325 Millionen Menschen hatten jedoch im Jahr 2015 keinen Zugang zu sanitären Anlagen, laut Schätzungen werden nur 52 Prozent des Schmutzwassers den Kläranlagen zugeführt. Statt sanitären Anlagen nach westlicher Bauart sind „Komposttoiletten“ keine Seltenheit. Auch in Bezug auf die Verfügbarkeit von Toiletten zeichnen sich gravierende Unterschiede zwischen arm und reich sowie der Stadt- und Landbevölkerung ab.

Neben der Verknappung von Wasser generierte das rasante Wirtschaftswachstum Chinas auch einige andere Probleme. Das Land leidet unter einer massiven Umweltverschmutzung. Das hat auch die Regierung erkannt und mit zahlreichen Initiativen und Verordnungen reagiert.

Einen großen Eingriff in die Lebenswelt von Tieren und Pflanzen macht die Landgewinnung aus. Da die Küstenregionen für die Ansiedlung von Industrie, Aquakulturen und auch land­wirtschaftlicher Betriebe bevorzugt werden, macht sich dort die Zerstörung der Lebensräume besonders deutlich bemerkbar. 65 Prozent der Flächen an der chinesischen Küste des Gelben Meeres gelten mittlerweile als vollständig zerstört. Ein weiteres großes Problem ist die Desertifikation, also die Bildung neuer Wüsten. Gerade im Westen Chinas ist dies eine ernstzunehmende Bedrohung. Bereits ein gutes Drittel des Landes gelten als Wüstenregionen, die sich beständig ausdehnen. Die Wüste Gobi ist ein besonderes Beispiel. Die Ausdehnung der Gobi steigt jährlich etwa 2.500 Quadratkilometer an. Als Ursachen dafür werden Überweidung und die florierende Wirtschaft, die große Mengen von Wasser beansprucht, benannt. Um der weitläufigen Desertifikation Einhalt zu gebieten, hat die chinesische Regierung das Projekt „Grüne Mauer Chinas“ auf den Weg gebracht. Ziel ist es, einen fast 5.000 Kilometer langen Gürtel aus Wald um die sich verbreiternden Wüsten­regionen zu pflanzen. Insgesamt sollen so über 35.000 Quadratkilometer Wald gepflanzt werden, die Kosten belaufen sich dabei auf stolze acht Milliarden US-Dollar. Die „Grüne Mauer“ gilt als eines der ambitioniertesten ökologischen Projekte der Gegenwart. Dennoch wird daran deutliche Kritik laut. Ökologen loben zwar den Einsatz, um die Wüstenbildung aufzuhalten, unterstreichen jedoch, dass es wirksamere Methoden gebe. Die Zweifel teilt die chinesische Regierung jedoch nicht. Die Regierungsstellen sprechen nicht nur von einem Verhindern der weiteren Desertifikation, sondern sogar von einer Begrünung der bereits vorhandenen Wüstengebiete. So soll das chinesische Wüstenland bis in das Jahr 2050 in Waldgebiet umgewandelt werden. Mit Plänen wie der Pflanzung einer „Grünen Mauer“ kommt China in mancher Betrachtungsweise eine Art Vorbild­funktion zu. Auch in Afrika ist eine solche „Grüne Mauer“ in der Planungsphase. Mehrere afrikanische Staaten südlich der Sahara haben sich zusammengeschlossen, um eine „Grüne Mauer Afrikas“ zu pflanzen, die einer weiteren Ausdehnung der Sahara entgegenwirken soll.


China und der Klimawandel

Die bisher bemerkbaren Auswirkungen des Klimawandels haben erhebliche Auswirkungen auf die Wirtschaft, die Gesellschaft und den Zustand der Umwelt in China. Diese Auswir­kungen sind bereits messbar: Im Vergleich zum letzten Jahrhundert nahm die mittlere Durch­schnittstemperatur ebenso wie die mittlere Niederschlagsmenge zu. Weitere Resultate sind bereits sichtbar. Der Meeresspiegel steigt stetig an und Gletscher ziehen sich zurück. Gerade ersteres ist für die Volksrepublik ein ernst­zunehmendes Problem. Denn in den niedrig liegenden Küstenregion weist China die höchste Bevölkerungsdichte auf. Mit den Metropolen Shanghai, Tianjin und Guangzhou sind durch einen Anstieg des Meeresspiegels mehrere bedeutende Wirtschafts­standorte gefährdet. Auch Dürren und Überschwemmungen treten mit ver­mehrter Häufigkeit auf. Diese Wetter­ereignisse treffen vor allem die Bevölkerung auf dem Land. Eine Verschärfung der Armut ist eine messbare Folge von Missernten. Unter dem Klimawandel leidet auch der chinesische Wald, der mit den gleichen Problemen wie die Wälder in Europa und Deutschland zu kämpfen hat. Durch verminderte Niederschläge können sich Schädlinge rasant vermehren und fügen den Bäumen oft irreparable Schäden zu. Im Allgemeinen wird durch die veränderten anzunehmenden Klimabedingungen von er­höhten Krankheits­risiken ausgegangen. In manchen Regionen soll das Risiko, sich mit Malaria zu infizieren, dadurch um bis zu 50 Prozent steigen. Dass also ein Klimawandel stattfindet – und das ist außerhalb westlicher Demokratien nicht zwangsläufig – wird in der öffentlichen Meinung sowie in der Haltung der Regierung als Tatsache angesehen. Umfragen bestätigten dies. Ein Großteil der chinesischen Bevölkerung ist sich sicher, dass es positiv sei, wenn sich auch China an der Erfüllung der Ziele des Pariser Klimaabkommens aktiv beteiligt. Es besteht eine weitestgehend einhellige Meinung, dass der Klimawandel durch den Menschen verursacht sei und die Luftverschmutzung eine wesentliche Rolle dazu beiträgt. Um den Klimawandel zu verlangsamen oder gar zu stoppen, sehen die Bürger Chinas individuelle Lösungen als besonders vielversprechend an. Wenn die Regierung Programme zur Bekämpfung des Klimawandels startet, gelten diese in der öffentlichen Meinung als sehr wirksam. Hier bestätigt sich auch das Prinzip des Vertrauens­vorschusses in die Fähigkeit der Politik. Grundsätzlich nimmt die Bevölkerung an, dass die klima­politischen Maßnahmen der Regierung erfolg­reich sein werden, da auch die Errungenschaften in der Steuer- und Wirtschafts­politik in der öffentlichen Meinung als Erfolg gewertet werden.

Die Regierung Chinas setzt sich jedoch erst seit kürzerer Zeit mit den Problemen und Heraus­forderungen des Klimawandels aktiv auseinander. Die zentrale Regierung in Peking hat in Bezug auf die CO²-Emissionen Richtlinien ausgegeben, die auf ver­schiedene Weisen auf regionaler Ebene umgesetzt werden. Das bedeutet nicht, dass die Weisungen auch tatsächlich konsequent ausgeführt werden. Durch die dezentrale Gliederung der Verwaltung liegt es an den Funktionären auf lokaler und provinzialer Ebene, ob die Bemühungen zur Bekämpfung des Klimawandels umgesetzt werden. Es gilt seitens der dortigen Politiker stets abzuwägen, ob die Umsetzung der Richtlinien das Wachstum der Wirtschaft bremse. Ist dies der Fall, hat der Klimaschutz nicht die oberste Priorität. In Chinas Selbst­verständnis kommt dem eigenen Land nur eine „Teilschuld“ bei, da es sich im Zuge der weiteren Industrialisierung noch im Aufbau befinde, während dieser Prozess bei den westlichen Nationen als abgeschlossen gelte. So unterstützt die chinesische Regierung die gemeinsamen Bemühungen der Staaten­gemeinschaft zum Schutz des Klimas, beteiligt sich jedoch differenzierter. Im Vergleich zu anderen Industrienationen reduzieren sich die Emis­sionen von CO² in einem prozentual geringeren Maß. Dass der Klimawandel auch in der chinesischen Politik als reale Bedrohung wahrgenommen wird, zeigt die Reaktion der Regierung, als die Vereinigten Staaten im Jahre 2017 aus dem Pariser Klimaabkommen austraten. Im Zuge dessen appellierte China an die Regierungen der übrigen Teilnehmerstaaten, es der USA nicht gleich zu tun und die gesteckten Klimaziel weiter aktiv zu verfolgen.

Bereits im Jahre 2013 veröffentlichte die Regierung ein Strategiepapier zu Reduzierung der Auswirkungen des Klimawandels. Ein Teil davon ist das „Regenwasser-Recycling“. Wasser aus Niederschlägen wird in speziellen Anlagen gesammelt, um die Gefahr von Über­schwem­mungen zu reduzieren. Auch die Luftqualität soll künftig verbessert werden. Bei der Reduktion von Smog konnte die chinesische Regierung bereits einige Erfolge erzielen. Maßnahmen sehen zur weiteren Verbesserung der Luft­qualität eine Reduzierung des Kohleverbrauchs vor. Es gibt auch eine Reihe von Einzel­maßnahmen. In den einzelnen Provinzen sind die Bewohner angehalten, individuell gegen den Klimawandel aktiv zu werden. Wie in Deutschland wurden beispielsweise Glühbirnen alter Bauart ausgetauscht und durch Energiesparbirnen ersetzt. In einigen – jedoch nicht allen – Provinzen wird die Nutzung der Sonnenenergie durch Solaranlagen gefördert. Diese Techniken kommen vor allem bei der Beheizung von Gebäuden zum Einsatz.

Grundsätzlich wird China als Industrienation und größte Volkswirtschaft der Welt zukünftig eine bedeutendere Rolle bei der Bekämpfung des Klimawandels zu teil werden.

Exkurs: Emissionsfreie Energie vs. Ökologie

Die Drei-Schluchten-Talsperre mit ihrem impo­santen Damm liegt in Sandouping nahe der Stadt Yichang. Es ist mit einer Leistung von 22,5 Gigawatt das größte Wasser­kraftwerk der Welt, ein wichtiger Energie­produzent Chinas und auch eines der umstrittensten Projekte überhaupt. Gerade Umweltschützer protestierten gegen den Bau, der im Jahre 1998 begann. Tausende Tier- und Pflanzenarten sind bedroht. Und auch der Mensch litt. Durch die Flutung des Stausees mussten unzählige Menschen umgesiedelt werden und ganze Städte versanken in den menschgemachten Fluten. Der Bau war außerdem von maßloser Korruption begleitet. Außerdem liegt das Wasserkraftwerk in einer seismisch aktiven Zone: Würde der Damm brechen, wären 15 Millionen Menschen akut bedroht. Laut den Behörden ist der Staudamm jedoch stabil genug, ein Erdbeben mit einer Stärke von sieben auf der Richterskala zu überstehen.


Das chinesische Steuersystem

Steuern sind die größte finanzielle Einnahme­quelle des chinesischen Staates. Um ein modernes Steuersystem zu gewährleisten, gab es eine Reihe verschiedener Reformen. Bereits 1994 etablierte die Volksrepublik ein Steuersystem auf Basis der sozialistischen Marktwirtschaft. Auch in China ist das Finanz­ministerium die zuständige Behörde für Steuerpolitik.

In China gibt es eine Vielzahl von Steuern, die für westliche Betrachter teilweise vertraut, aber auch teilweise fremd klingen. (Anmerkung: Die Namen der Steuerformen Chinas sind nicht immer sinnvoll in das Deutsche zu übersetzen. Somit zeigt die folgende Liste nur sinngemäße Bezeichnungen auf).

Umsatzsteuer:

Die chinesische Umsatzsteuer umfasst drei unter­schiedliche Steuerformen: Die Mehrwert­steuer, die Gewerbe- und die Verbrauchssteuer.

Einkommensteuer:

Die Einkommensteuer in China umfasst Formen wie die Körperschaftssteuer sowie die Ein­kommensteuer auf Einzelpersonen, die auf die erzielten Gewinne von Unternehmen und Einzelpersonen angewendet wird.

Ressourcensteuer:

Die Ressourcensteuer ist von denjenigen Personen zu entrichten, die mit dem Ziel eines finanziellen Gewinns natürliche Ressourcen nutzen.

„Steuern für besondere Zwecke“:

Unter diesem Sammelbegriff wird eine Vielzahl verschiedener Steuern zusammengefasst. Bei­spiele sind die Stadtwartungssteuern, Acker­landberufs­steuer, Grundsteuer oder die Steuer zur Ausrichtung der Anlageinvestition.

Verhaltenssteuern:

Dies sind zum Beispiel Steuern zur Nutzung von Kraftfahrzeugen und Schiffen, die Stempelsteuer beim Immobilienkauf oder die Urkundensteuer.

Agrarsteuern:

In diese Steuerkategorie fallen beispielsweise die Tierhaltungs-, beziehungsweise die Tier­nut­zungs­steuer sowie die Agrarsteuer als solches.

Einen wichtigen Punkt der Steuereinnahmen macht die Erhebung von Zollgebühren aus.

Diese oben genannten Steuern gelten für chinesische Staatsbürger. Für ausländische Investoren und Unternehmen gilt gegenwärtig nur ein Teil dieser Steuern. Insgesamt sind dies 14 verschiedene Arten von Steuern. Dies sind Mehrwertsteuer, Verbrauchs­steuer, Gewerbe­steuer, eine spezielle Einkommen­steuer auf Unternehmen, in die Investitionen aus dem Ausland flossen sowie auf ausländische Unternehmen im Allgemeinen, Einkommen­steuer, Ressourcen­steuer, Grundsteuer, Kfz-(Kennzeichen)-Nutzungs­steuer, Stempelsteuer, Urkundensteuer, „Schlacht­steuer“, Landwirt­schafts­steuer und die Entrichtung von Zollgebühren.

Diese Form der Besteuerung für ausländische Investoren sind auch von Unternehmern aus den Sondernutzungsregionen Macau, Taiwan und Hong­kong zu entrichten. Selbiges gilt für chine­sische Staatsbürger mit Wohnsitz im Ausland.


China als Dienstleistungsland

Der Dienstleistungssektor in China wächst rapide an und macht neben dem verarbeitenden Gewerbe das wichtigste finanzielle Standbein des Landes aus. Ein wesentlicher Grund für den Boom des Dienst­leistungsgewerbes machte die Marktöffnung für nationale und internationale Investoren aus. Im Groß- aber auch im Einzelhandel konnten enorme Wachstumsraten verzeichnet werden. Es wurden Einkaufshallen nach US-amerikanischen Vorbild gebaut und Restaurant- und Hotelketten errichtet.


Urlaubsland China?

Der vermehrte Wohlstand und die Etablierung einer neuen chinesischen Mittelschicht, die sich erstmals das Reisen leisten konnte, hat ein starkes Wachstum der Tourismusbranche zur Folge. Die Bürger Chinas reisen heutzutage gerne und viel. Rein rechnerisch gesehen, ist mittlerweile jeder fünfte Tourist ein chinesischer Staatsbürger. Besonders Fernreisen sind bei den Chinesen enorm beliebt und Tourismusexperten sehen noch deutlich Luft nach oben für einen weiteren Anstieg. Auch wenn die Reise­beschränkungen im Land in den letzten Jahren durch verschiedene Reformen gelockert wurden, stehen dennoch behördliche Hürden uneinge­schränkten Reisemöglichkeiten im Weg. So sollen nur knapp sieben Prozent der Chinesen überhaupt im Besitz eines Reisepasses sein. Auch die Bedeutung Chinas als Reisedestination hat zugenommen. Schon im Jahr 2015 rückte China auf Platz vier der beliebtesten Reiseziele welt­weit hinter Frankreich, den Vereinigten Staaten und Spanien. Mittlerweile generiert der Tourismus in der Volksrepublik nennenswerte Einnahmen. Der Anteil des Tourismus am Bruttoinlandsprodukt lag 2017 bereits bei etwas über 11 Prozent. Die Welt­tourismusorganisation der UNO (UNWTO) rechnet damit, dass China im Jahr 2020 etwa 8,6 Prozent des Weltmarktanteils beim internationalen Tourismus ausmachen wird.

In keinem anderen Staat der Welt sind Ge­schäftsreisen so beliebt, wie in China. Nirgendwo anders schicken Firmen ihre Mitarbeiter häufiger auf die Reise, als in China. Bereits im Jahr 2012 wurden von chinesischen Unter­nehmen fast 200 Milliarden US-Dollar für Dienstreisen ausge­geben. Auch hier belegt China weltweit den Spitzenrang.


Telekommunikation und Internet

Drei bedeutende Hersteller dominieren den chinesischen Telekommunikationsmarkt: China Unicom, China Telecom und China Mobil. Festnetz­anschlüsse sind in China nicht so weit verbreitet, wie es in Europa der Fall ist. Nur etwa 15 Prozent der Bewohner besitzen überhaupt ein Telefon mit Festnetzanschluss. Mobilfunk ist da bei weitem beliebter. In etwa 1,1 Milliarden Chinesen besitzen ein Handy. Alle der oben genannten Anbieter besitzen 3G-Lizenzen und zumindest in der Theorie besteht eine gute Netzabdeckung.

Bei der Auswahl der Hersteller von Smartphones sind im Inland die Hersteller aus dem eigenen Land nicht dominierend. Beliebt sind Endgeräte europäischer und nordamerikanischer Marken. Hersteller wie Nokia, Samsung, Apple und Motorola sind in China sehr populär. Bekannte chinesische Produzenten von Smartphones wie Huawei setzen deshalb auf den Absatz in afrikanischen, südamerikanischen und südost­asiatischen Ländern. Dort steigt der Marktanteil von Smartphones aus chinesischer Produktion schnell. Im Allgemeinen wächst der Markt sehr schnell an, insbesondere bei der Firma Huawei.

Die chinesischen Netzanbieter bieten eine Vielzahl von Kommunikationsservices an. Bezahlt werden diese Dienste entweder über Pre-Paid-Karten oder über die monatliche Telefon­rechnung nach Vertragsabschluss. Für den Zugang zum Internet stehen DSL-Technologien und WLAN zur Verfügung. Glasfasertechnologie ist weit verbreitet. China ist nach den Vereinigten Staaten zweitgrößter Internetnutzer der Welt.


Chinas Lust auf Luxus

Ähnlich wie in der Tourismusbranche und der Auto­mobilindustrie steigt in China die Nachfrage nach Luxusgütern. Durch die Erhöhung des Einkommens können sich Chinesen mehr leisten und gerade die Nachfrage nach Statussymbolen ist enorm gewachsen. Etwa ein Viertel der weltweiten Konsumenten von Luxusartikeln sind Chinesen. Die Tendenz ist auch bei diesem Markt stark ansteigend. Grundsätzlich gibt es in China eine veränderte Zielgruppe. Während sich Luxusgüter in Europa und Nordamerika eher an Käufer im Alter von über 40 Jahren richtet, ist in China auch bei jüngeren Käufern die Nachfrage groß. Insgesamt gilt im Bereich der Luxusgüter die grob eingeteilte Käufergruppe zwischen 18 und 50 als marktrelevant. Laut Marktanalysen sollen etwa 80 Prozent der chinesischen Käufer von Luxusgütern das 45 Lebensjahr noch nicht erreicht haben. Wie bereits erwähnt, gilt der Erwerb und Besitz von Luxusartikeln als Statussymbol. Wenig verwunderlich ist es deshalb, dass die meisten Hersteller dieser Waren Produkte anbieten, die nach außen hin gut sichtbar sind. So sind die Hersteller mit den größten Marktanteilen Marken wie Luis Vitton, Chanel oder Gucci. Beliebt sind auch teure Uhren. Niederlassungen von Rolex, Cartier, Breitling und Omega sind in Chinas Großstädten weit verbreitet. Grundsätzlich sind neben Uhren und Bekleidung besonders Handtaschen, Schmuck, Schuhe und Parfüms enorm gefragt.

Exkurs: Ein bisschen Luxus für gute Freun­de

Eine Besonderheit ist das Verschenken von Luxusgütern, das gerade innerhalb von Regierungskreisen gängige Praxis war. Diese „Schenkungen“ fanden in einem derart großen Stil statt, dass die Regierung sich im Sinne der Bekämpfung von Korruption zu einem Verbot genötigt sah. Dieses Verbot griff im Oktober 2012 und hatte einen spürbaren Effekt auf den nationalen Markt: Erstmal in der jüngeren Geschichte Chinas ging im 4. Quartal 2012 der Absatz von Luxusprodukten leicht zurück. Gerade im Uhrenmarkt war das spürbar. Das Verschenken von teuren Uhren namhafter europäischer Hersteller galt als Klischee für Korruption in Regierungs­kreisen. Die Intervention des Staates bedeutete aber keine konkreten, negativen Langzeitfolgen für den Luxusmarkt. Dennoch ist anzumerken, dass sich in den Folgejahren mehr Chinesen, die sich in Europa oder den Vereinigten Staaten im Urlaub oder auf Geschäftsreise befanden, sich dort in erhöhtem Maße mit entsprechenden Produkten versorgten.

In China sind auch Luxusautos beliebt, besonders deutscher Bauart. Seit mehr als 20 Jahren wird der Luxusautomarkt Chinas von Audi als Marktführer dominiert. Nennenswerte Konkur­renz gibt es durch die beiden weiteren deutschen Anbieter Mercedes Benz und BMW, die den chinesischen Markt langsam für sich entdecken und dort mit neuen Konzepten punkten können. Noch im Jahre 2004 wurden zwei von drei Luxuskarossen in China im Hause Audi produziert. Langsam sinkt diese Quote. Schon 2009 war der Marktanteil auf 42 Prozent gesunken. Dennoch bleibt die Marke Audi die dominierende Kraft. Auch bei den staatlichen Autoflotten ist der deutsche Hersteller aus Ingolstadt nach wie vor erste Wahl. Teilweise sind die entworfenen Modelle von Audi extra für den chinesischen Markt produziert. Auch BMW reagierte ähnlich auf die unterschiedlichen Ansprüche in China und Europa. So hat BMW ein spezielles Automodell für chinesische Regie­rungsbeamte entworfen, dessen Konstruktion mehr Platz für den Beifahrer bietet.


Korruption, Cybercrimes und Über­trei­bungen

Wenn in China Zahlen zum Wirtschafts­wachstum, zur Demographie oder sonstigen Entwicklungen heraus­gegeben werden, sind diese grundsätzlich mit einiger Vorsicht zu betrachten. Oft veröffentlichen insbesondere Behörden und Verwaltungen lediglich Schätz­werte. Das ist auch der Grund, warum die gegenwärtigen Ein­wohnerzahlen auf Hoch­rechnungen beruhen. Kritiker halten vor, dass die ausgegebenen Zahlen gerade bei der Gesamteinwohnerzahl der Volksrepublik mög­licherweise um +/- 100 Millionen Menschen schwanken könne. Eine derartige Dunkelziffer hätte auch Einfluss auf andere Statistiken wie das Pro-Kopf-Einkommen. Somit ist das Gesamtbild der wirtschaftlichen Lage Chinas immer etwas verschwommen. Auch die Unternehmen unter der Kontrolle des Staates teilen nicht immer den wirklichen Stand der Dinge mit, besonders wenn es um den eigenen Umsatz geht. So wurden Fälle bekannt, wo Firmen auf dem Papier ihre Umsatzzahlen um etwa 40 Prozent künstlich erhöhten. Diese Form der Schwindeleien sorgt für außenstehende Betrachter oft für Unsicher­heit über die wahren Gegebenheiten in China.

Die erblühende Wirtschaft Chinas ist auch ein blühendes Feld für Cyberkriminalität, die seit 2016 stark zunimmt. Chinesische Behörden konnten rund 90.000 Personen ermitteln, die sich aktiv in Online-Schwarzmärkten bereicher­ten. Die Regierung ant­wortete darauf mit Maßnahmen wie der vermehrten Überwachung verdächtiger Personen und deren Aktivitäten im Netz.

Exkurs: Die Jagd nach virtuellem Gold

Mit dem Wohlstand zog in China auch die Möglichkeit ein, sich mit Videospielen die Zeit zu vertreiben. So zum Beispiel bei Onlinespielen auf dem PC. Gerade Rollen­spiele im Internet erfreuen sich größter Beliebtheit in China und das schuf eine Branche, die es in westlichen Ländern kaum gibt: Beim „Gold Farming“ werden pro­fessionell Onlinespiele gespielt. In großen Büroräumen sitzen dabei mehrere Dutzend Spieler auf engstem Raum und erwirt­schaften in diesen Spielen virtuelle Wäh­rungen oder kostbare Spielgegen­stände. Diese werden dann für reales Geld verkauft. Das ist eine Millionenbranche, für viele junge Chinesen ein Traumjob und illegal. Die Entwickler solcher Spiele versuchen seit Jahren der Branche den Garaus zu machen. Schließlich vermiesen sie den anderen Spielern, die fair spielen, den Spielspaß. Auch wenn sich das „Gaming für Geld“ als der Job schlechthin anhört, sind die Arbeitsbedingungen mehr als schlecht. Gaming-Schichten von zwölf Stunden sind nicht selten, die Angestellten machen keine Pausen und schlafen sogar im gleichen Raum, in dem sie arbeiten. Es sind sogar Todesfälle bekannt geworden.

Korruption ist kein neues Phänomen in der Geschichte Chinas. Und ebenso lang gibt es entsprechende Strafmaßnahmen, die sich bereits in der Geschichte des frühen Kaiser­reiches nachweisen lassen. Auch heute ist die Korruption noch verbreitet: Laut der Anti­korruptionsorganisation Transparency Inter­national e.V. belegte China 2016 im weltweiten Index den 79. Platz von insgesamt 176 überprüften Staaten. Damit gehört die Volksrepublik zu den Staaten mit der größten Korruption im asiatischen Raum. Durch die allmächtige Stellung der Kommunistischen Partei, die ohne Kontrollorgane agiert, bieten sich in China perfekte Voraussetzungen für überbordende Korrup­tion. „Beliebte“ Delikte sind das illegale Aneignen von Staatseigentum, Unterschlagung sowie die Bestechung von Politikern. Negative Auswirkungen sind ein zunehmend stärker werdendes Misstrauen der Bevölkerung in die Regierung, Verschwendung von Finanzmitteln und anderen Ressourcen und eine generelle Destabilisierung des politischen Systems. Regierungschef Xi Jinping brachte vor einigen Jahren zwar eine große Anti-Korruptions-Kampagne auf den Weg. Im Rahmen dieser Maßnahme wurden Dutzende, teils hochrangige Parteimitglieder der KPCh aus ihren Ämtern enthoben und auch verurteilt. Dennoch bleibt die Bevölkerung bezüglich der Wirksamkeit solche Projekte skeptisch. Verurteilungen sind recht selten. Denn zur Verurteilung von Partei­mitgliedern müssen wiederum andere Partei­organe ihre Zustimmung geben. Das geschieht in den wenigsten Fällen, somit ist die reale Gefahr zur Verurteilung vergleichsweise gering, was im Umkehrschluss wieder eine Förderung der Korruption darstellt.

Die Organisation Reporter ohne Grenzen listet China auf den hintersten Rängen im weltweiten Index der Pressefreiheit. Die Zensur der Medien ist in der Volksrepublik China sehr restriktiv. Besonders Internetdienste sind davon betroffen. Social Media Plattformen wie Facebook, Twitter und YouTube sind generell nicht für Normal­bürger zugänglich. Stattdessen wurden von der Regierung Alternativen eingerichtet, wie zum Beispiel Messenger-Dienste. Die Nutzung von Suchmaschinen wie Google ist ebenfalls eingeschränkt. Suchanfragen, die nicht zur Ideologie der Partei passen, werden heraus­gefiltert. Diese Maßnahmen als Gesamtpaket werden als „Great Firewall of China“ bezeichnet.

Ausgeprägte Zensurmaßnahmen erfahren auch die Zeitungsredaktionen. So wurde berichtet, dass die Chefredaktionen praktisch täglich Anwei­sungen von der Regierung erhalten und entsprechend berichten müssen. Noch im Jahre 2009, dem 20. Jahrestag des Massakers am Platz den Himmlischen Friedens, wurden Zeitungs­artikel über diesen Vorfall aus ausländischen Zeitungen im Vorfeld heraus­geschnitten. Im Jahr 2011 wurden die beiden privaten Zeitung „Beijing News“ und „Beijing Times“ unter die Kontrolle des Staates gestellt. Das Ziel war offensichtlich, eine Berichterstattung zu garantieren, die sich der Ideologie des Staates besser anpasst.

CCTV ist das chinesische Staatsfernsehen. Alle anderen TV-Sender des Landes sind zur Verpflichtung der Sendung der Nachrichten­programme von CCTV verpflichtet. Auch ausländische Sender werden bei Bedarf zensiert: Wird ein für die Parteiführung unangenehmes Programm ausgestrahlt, besteht für die Regierung die Möglichkeit, das Signal zu stören. Dies soll über einen speziellen Satelliten geschehen. Dieses Verfahren wurde bereits bei Inhalten angewendet, die für die Staatsführung prekär war. Unerwünschte Inhalte sind zum Beispiel Sendungen über den Dalai-Lama oder die Unruhen in Tibet. Es ist jedoch nicht so, dass Nachrichtenkanäle wie CNN oder BBC frei empfangbar wären. Die Installation von Satelliten­schüsseln, die den Empfang auslän­discher TV-Sender ermöglichen, ist für die Bevölkerung verboten. Ausnahmen werden in diplomatischen Kreisen oder in Hotels erteilt.

Neben TV-Sendungen sind auch ausländische Filme betroffen. So kann es durchaus sein, dass Szenen mit chinesischen Darstellern heraus­geschnitten werden, wenn sich die Volksrepublik als nicht richtig oder gar negativ dargestellt empfindet. Diese Praxis wird beispielsweise auf Unterhaltungsfilme aus Hollywood angewendet, in denen der „Bösewicht“ von einem chine­sischen Schau­spieler oder einem Schauspieler mit chinesischen Wurzeln gespielt wird. Auch sexuelle Inhalte werden geschnitten. Ist die Zensur nicht möglich, ohne den Sinn des Filmes vollends aufzuheben, werden sie ganz verboten. Manche Filmproduzenten in Hollywood reichen aus diesem Grund ihre Filme gar nicht mehr bei der Zensurbehörde ein und verzichten somit grundsätzlich auf eine Veröffentlichung in China.

Generell treiben die Zensurbestrebungen in China oft kuriose Blüten. 2008 wurde von der chinesischen Regierung angekündigt, alle Inhalte aus Filmen zu entfernen, die Monster, Ge­spenster oder Dämonen enthalten. Dies sollte zum Schutz der Bevölkerung geschehen. Ein reger Schwarzmarkt, der mit Raubkopien handelt, gewährt jedoch den meisten den Chinesen den (illegalen) Zugang zu den Originalfilmen.

Stark kontrolliert werden auch die Buchverlage. Es etablierte sich dadurch eine Szene aus „Untergrund-Verlagen“, die sich der Zensur entziehen möchten. Die Zahlen sind enorm. Man schätzt, dass etwa 60 Prozent der in China im Umlauf befindlichen Bücher von illegalen Buchverlagen gedruckt wurden. Für die Regierung stellen diese unerwünschten Bücher eine „geistige Verschmutzung“ dar. Die Einfuhr von ausländischen Büchern und Magazin, die im Allge­meinen als schädlich für die Gesellschaft erachtet werden, ist verboten.

In geringerem Maße werden diese Richtlinien auch bei der Zensur von Musikalben und Videospielen angewandt. Vereinzelt wurden Titel schon komplett verboten.


- Kapitel 5 -

Chinas Militärmacht

Die Volksbefreiungsarmee

Sie ist die größte Armee der Welt: Die Volks­befreiungsarmee. Etwas mehr als 200 Milliarden US-Dollar lässt sich Chinas Regierung den Unterhalt der Streitkräfte jährlich kosten. Die Ausmaße sind gigantisch: 2,2 Millionen Soldaten sind im aktiven Militärdienst, weitere 1,4 Millionen Reservisten können im Bedarfsfall zum Dienst an der Waffe eingezogen werden. Oberbefehlshaber der Armee ist der Vorsitzende der Zentralen Militärkommission, der in Personalunion auch der Chef der Regierung ist: Xi Jinping. Die Volksbefreiungsarmee, kurz PLA für „People´s Liberation Army“, ist in sechs Teilstreitkräfte untergliedert.

Das Heer bzw. die Landstreitkräfte sind mit 1,6 Millionen aktiven Soldaten die größte Teil­streitkraft Chinas. Die Armee ist in 18 Armee­gruppen aufgeteilt und verfügt laut Schätzungen etwa 6.700 Panzer und etwa doppelt so viele Artilleriegeschütze. Ein Nachteil ist trotz des großen Aufkommens an Menschen und Material die Technik: Viele Fahrzeuge sind deutlich überaltert und für offensive Kriegsführung kaum mehr geeignet. Dies soll auch die Rolle der Volksbefreiungs­armee als Verteidigungsarmee bekräftigen.

215.000 Soldaten sind im Dienst der Marine. Die chinesische Marine verfügt über dutzende Über- und Unterwasserschiffe, darunter zwei Flugzeug­träger, acht Atom-U-Boote sowie fünf U-Boote, die ballis­tische Raketen tragen können. Generell ist eine starke Bevorzugung von U-Booten zu beobachten, die einen Großteil der chinesischen Flotte ausmachen.

Die Luftstreitkräfte umfassen 1.800 Kampf­flug­zeuge und circa 300 Transportflugzeuge sowie einige Auf­klärungsflugzeuge. Personell gehören dieser Teil­streitkraft etwa 390.000 Soldaten an.

Eine neue Teilstreitkraft sind die Strategischen Unterstützungs­kräfte, die beispielsweise mit der Aufrechterhaltung der Kommunikation während laufenden Kampfhandlungen und mit der Erprobung neuer Technik betraut sind. In diesem Teil der PLA werden verschiedene Aspekte der modernen Kriegsführung zusammengefasst. Dazu gehört auch die militärische Raumfahrt.

Eine weitere Teilstreitkraft sind die Sicher­stel­lungs­kräfte. Dort werden medizinische Dienste, Bauwesen, Reserve und das Transportwesen gebündelt.

Für weltweites Aufsehen haben die so genannten Raketentruppen gesorgt, die auch als Zweite Artillerie bezeichnet werden. China ist Atommacht und verfügt über ballistische Interkontinentalraketen, die nahezu jedes Ziel der Erde treffen können. Das Inter­konti­nentalraketenmodell CSS 4 ist je nach Variante in der Lage, jeden Punkt des Festlandes der Erde bis auf Südamerika und einen vergleichsweise geringen Teil Afrikas zu erreichen. Daneben existiert ein breites Arsenal an Kurz- und Mittelstreckenraketen. Zahlreiche neue Modelle werden gegenwärtig in Testdurchläufen erprobt. Dies zieht regelmäßig Proteste der globalen Gemeinschaft nach sich.


Chinas Weg zur Atommacht

Seit 1964 ist China offiziell Atommacht und somit im Besitz von einsatzfähigen Kernwaffen. Noch im gleichen Jahr erklärte die Volksrepublik den Verzicht von Kernwaffen im Ersteinsatz. Dieses Versprechen wurde im Laufe der Jahre mehrfach erneuert und die chinesische Regierung betonte wiederholt, ein konsequenter Befürworter der nuklearen Abrüstung zu sein. Laut Schätzungen von Militärexperten besitzt China ein Arsenal von 130 einsatzfähigen Atomsprengköpfen.


Schlusswort

Es war der Autor Paul Krugman, der nach einer Reise durch China den Satz prägte: „Ich habe die Zukunft gesehen und sie wird nicht funktio­nieren“. Nach den vielen Einsichten über die Details der Supermacht China könnte man Krugmans Schlussfolgerung teilen. Viele Aspekte des Wirtschaftswachstums in China wirken wie ein Kompromiss auf Zeit und wie ein Raubbau am eigenen Land. Das Resultat zeigt sicher Wirkung: China ist Exportweltmeister und diese Spitzen­position wurde in kürzester Zeit erreicht. Ein Beispiel ist der Abbau von Kohle: Während in den 1970ern noch 347 Millionen Tonnen abgebaut wurden, waren es im Jahr 2013 stolze 3.600 Millionen Tonnen. Tendenz: Sinkend. Auch wenn die Förderquoten noch gigantisch sind, sackte der Abbau bereits um 500 Millionen Tonnen Steinkohle ab. Es werden Kraftwerke gebaut, für die die eigene Kohle des Landes nicht reicht. Alternative Energien sollen auch die Umwelt schonen; dienen aber in erster Linie dafür, den Bau von Kohlekraftwerken zu verlangsamen. Längst ist die Volksrepublik von Importen abhängig, um die Wirtschaft bei Kräften zu halten und somit Exportweltmeister zu bleiben. Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich bei Chinas Konkurrenten in den USA – auch hier sinken die Förder­quoten. Und mit Indien steht ein weiterer Mitspieler bereits in den Start­löchern.

Das Problem ist somit schnell erklärt: Die Macht Chinas baut auf Ressourcen auf, die endlich sind. Das generiert derzeit volle Kassen in der Volksrepublik und macht Projekte wie die neue Seidenstraße überhaupt möglich. Projekte, die nur die Interessen Chinas verfolgen und kaum auf die Anrainerstaaten achten. Das macht nicht jeder mit, wie die Strafzölle aus den USA beweisen.

Und ein weiteres Manko ist die dezentrale politische Verwaltung. Wenn die Regierung in Peking eine Anweisung ausgibt, heißt das nicht, dass jede Provinz sie befolgt. Denn stets ist irgendwo immer eine Prioritäten­liste vorhanden, die mancherorts Änderungen überhaupt nicht vorsieht. In den Weiten im Norden Chinas herrschen andere Lebens­bedingungen als im reichen Osten. Trotz der Bemühungen der Regierungen wird die Kluft zwischen Arm und Reich immer größer. Während es dem einen Bürger an sauberem Wasser fehlt, wird dem anderen die neueste Armbanduhr als Geschenk aus der Massen­produktion übergeben. Chine­sische Investoren pumpen Milliarden­beträge in ausländische Unter­nehmen und scheitern doch an der Sprachbarriere.

Nach den vielen Jahrhunderten des Krieges ist China trotzdem dort angekommen wo es immer hinwollte. Die Volksrepublik ist eine Supermacht. Die größte Armee, die größte Industrie, die größte Bevölkerung: Alles das hat China schon. Doch muss die kritische Frage erlaubt sein, wie lange der hart erkaufte Aufschwung noch hält. Denn um einen wirklichen Fortbestand des Booms zu gewährleisten, muss sich die Volks­republik auch um die Dinge kümmern, die (jetzt noch) hinter der Wirtschaft zweitrangig sind. Und das betrifft vor allem Menschenrechte, Transparenz und echte demographische Fakten. Denn obwohl es die Regierung niemals zugeben würde, sind auch den Landesspitzen die wirklichen Einwohnerzahlen im Ganzen nicht bekannt.

Dennoch: China ist ein Supermotor der welt­weiten Wirtschaft. Letztendlich wird das Land auch durch diesen Umstand eine besondere Bedeutung bei globalen Heraus­forderungen wie dem Klimawandel spielen. Und noch ist China hier ein Gegenspieler, der sich in einer Sonderposition wähnt. Wirtschaft ankurbeln und Wohlstand generieren ist das höchste Ziel. Schließlich wird das auch der Bevölkerung stets versprochen. Durch die vielen internationalen Vernetzungen ist eine globale Wirtschaft ohne China einfach nicht mehr denkbar. Wir merken das nicht nur an billigen Schuhen aus dem Internet. Wir essen chinesische Nahrungsmittel, benutzen Fernseher aus China und vieles andere, von dem wir gar nicht wissen, dass es in der Volksrepublik hergestellt wurde. In den asiatischen Ländern ist die „Chinafizierung“ sehr viel deutlicher sichtbar.

China wächst weiter und das in einem Ausmaß, das dem Westen oft den Atem verschlägt und ihn gleichzeitig erschaudern lässt. So ist die Sorge, dass aus den jetzigen G20-Staaten tatsächlich nur noch eine G2-Vereinigung wird, gar nicht so unberechtigt. Sicher, auf dem Papier wird es das so nicht geben, aber die Zahlen sprechen ihre eigene Sprache. Längst ist China die wirt­schaftliche Nummer 1 in vielen Branchen. Lediglich die Vereinigten Staaten können auf breiter Fläche konkurrieren. Die USA gerät aber angesichts des chinesischen Wirtschafts­wachs­tumes arg ins Wanken. In vielen Bereichen der Weltwirtschaft mussten die USA China schon an sich vorbeiziehen lassen. Und das trotz einem Wachstum im eigenen Land. Doch in China ist alles eben ein bisschen schneller und größer. Es bleibt nur abzuwarten, ob dieser Trend so weiter geht. Interessant wird der Zeitpunkt sein, wenn China – und Experten rechnen da in etwa mit dem Jahr 2050 – ein vollständiges Industrieland mit den entsprechenden Nachteilen wie Wohlstands­krankheiten und Überalterung ist. Diese Wende wird kommen und dann wird es spannend, wie China auf die dann veränderten Rahmenbedingungen reagiert.

Ist China überhaupt ein glaubwürdiger Partner? Stimmen die wirtschaftlichen Daten, die von der chinesischen Regierung heraus­gegeben werden? Daten von einer Regierung, die nicht einmal die Anzahl ihrer Steuerzahler kennt und je nach dem in ihren Zählungen um +/- 100 Millionen Einwohner schwankt? Dass die Statistiken ab und an ganz im Sinne der Parteidoktrin geschönt sein mögen, könnte zumindest vermutet werden.

China prescht also nach vorne und dieser Durchmarsch scheint wie ein Spiel auf Zeit. Die Frage ist also: Ist der Aufschwung Chinas ein echter Boom oder nur eine Blase, die platzt, wenn für die Wirtschaft die not­wendigen Ressourcen tatsächlich ausgehen?
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